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Bei Egodokumenten ist Vorsicht geboten. Im Falle der Ciano-Tagebücher 1937–
1943 gilt das im besonderen Maße: Der ehemalige Außenminister des Duce und seine 
Frau Edda hatten viele Motive und Möglichkeiten, das Tagebuch zu „frisieren“. Tobi-
as Hof, Mitarbeiter im Institut für Zeitgeschichte München-Berlin, zeichnet die aben-
teuerliche Geschichte der wertvollen Quelle bis zur Veröffentlichung nach, er thema-
tisiert die vielen Ungereimtheiten und Verstümmelungen und plädiert schließlich für 
eine vorsichtig-umsichtige Nutzung dieses Dokuments aus dem innersten Kreis des 
faschistischen Regimes, das längst eine kritische Neuausgabe verdient hätte.  nnnn

Tobias Hof

Die Tagebücher von Galeazzo Ciano

11. August 1939: Adolf Hitler hat zum Abendessen in den prunkvoll geschmück-
ten Speisesaal des Österreichischen Hofes in Salzburg geladen. Zu seinen Gästen 
zählen neben führenden Ministern des nationalsozialistischen Regimes auch der 
italienische Außenminister und Schwiegersohn des Duce, Galeazzo Ciano. Wäh-
rend des Banketts wird nur wenig gesprochen. Das Misstrauen gegenüber den 
Intentionen des Bündnispartners ist auf beiden Seiten zu groß. Ciano, der zur 
Rechten Hitlers sitzt, bricht schließlich das Schweigen: „Herr von Ribbentrop, 
was ist es genau, was Deutschland möchte? Einen Korridor nach Polen, zum Meer, 
nach Danzig…?“ Mit einem süffisanten Lächeln fällt ihm Außenminister Joachim 
von Ribbentrop ins Wort: „Nein! Wir wollen Krieg!“ Hitler schaltet sich sogleich 
beruhigend in das Gespräch ein: „Graf Ciano, eine Beteiligung Italiens wird nicht 
nötig sein. Denn weder Frankreich noch Großbritannien werden bei einem deut-
schen Überfall auf Polen zu den Waffen greifen.“ Um die Atmosphäre aufzulo-
ckern, schlägt Ciano seinem deutschen Amtskollegen eine Wette vor: „Wenn Sie 
in Polen einfallen, ohne dass Engländer und Franzosen eingreifen, dann werde 
ich Ihnen ein Renaissance-Gemälde schenken. Aber, sollte es zu einem großen 
Krieg kommen, dann bekomme ich Ihre Sammlung altertümlicher Waffen. Ein-
verstanden?“ Siegesgewiss willigt Ribbentrop ein. Hitler, der sich mittlerweile ge-
nervt vom Tisch erhoben und seinen Gästen den Rücken zugewandt hat, neigt 
leicht den Kopf in Richtung des Italieners und murmelt: „Sie werden verlieren. 
Was auch passieren wird, Graf Ciano, sie werden verlieren.“ Überrascht blickt Cia-
no auf, antwortet dann kurz und knapp, seine Worte klingen wie eine Drohung: 
„Das werde ich in mein Tagebuch schreiben, Führer!“

So stellte sich der italienische Regisseur Alberto Negri das Treffen zwischen 
Hitler, Ribbentrop und Ciano im Sommer 1939 vor1. Untermalt von der düsteren 
Musik Egisto Macchis und mit einem glänzenden Sir Anthony Hopkins in der 

1	 Alberto Negri in Mussolini and I, HBO Telecast (USA), 1985. – Der Aufsatz ist im Rahmen des 
Projektes „Galeazzo Ciano. Eine Studie über Außenpolitik und Faschismus in Italien 1933 bis 
1944“ entstanden, das von der Gerda Henkel Stiftung finanziert wird. Ich danke meinen Kol-
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Rolle des Grafen Ciano bleibt diese Szene des Films Mussolini and I (1985) im 
Gedächtnis. Auch wenn weder die Inszenierung noch der Dialog mit den über-
lieferten historischen Tatsachen genau übereinstimmen, so verdeutlichte die Er-
wähnung der Tagebücher Cianos dennoch eindrücklich, welche Bedeutung diese 
auch noch 30, 40 Jahre nach dem Tod des Außenministers im öffentlichen Be-
wusstsein Italiens besaßen. Dass dieser Stellenwert auch heute nicht verblasst ist, 
zeigte im Februar 2011 ein Artikel in der Sonntagsbeilage von La Repubblica2. In 
bester Indiana Jones-Manier titelte die Zeitung „Ciano: Die Jagd nach den Tagebü-
chern“. Die beiden Autoren Filippo Ceccarelli und Nicola Caracciolo schilderten, 
wie sie die Fotografien der Tagebücher der Jahre 1939 bis 1943 in den britischen 
National Archives in Kew, dem früheren Public Record Office, aufspürten. Ein 
bahnbrechender Fund, wie sie ihren Lesern suggerierten, war dies jedoch nicht: 
Spätestens seit 1975 war bekannt, dass in London Fotografien der Tagebücher 
aufbewahrt werden. Die Originale befinden sich offenbar im Besitz der Familie 
Ciano3.

Viel erstaunlicher ist jedoch, dass bis heute keine kritische Edition der Tagebü-
cher existiert, die wissenschaftlichen Ansprüchen genügt und auf den Fotografien 
beruht. Die publizierten Versionen sind trotz ihres Stellenwerts – „one of the great 
texts for any who seek to understand the Fascist regime“4 – veraltet, dürftig bis 
gar nicht kommentiert, sie weisen Mängel auf und basieren auf einer nebulösen 
Quellengrundlage. Die Tagebücher Cianos stellen keinen Einzelfall dar: Bei vie-
len Egodokumenten faschistischer Größen ist eine eklatante Diskrepanz zwischen 
ihrer Bedeutung und der Qualität der Editionen zu beklagen. So liegen zum 
Beispiel die Tagebücher oder Autobiographien von Italo Balbo, Giuseppe Bottai 
oder Dino Grandi nur als unzureichend kommentierte Ausgaben vor5. Auch die 
kürzlich veröffentlichten Tagebücher von Mussolinis Geliebter Claretta Petacci 
stellen keinen Höhepunkt der editorischen Kunst dar6. Selbst die publizierten 
Opera Omnia Mussolinis sind mit Vorsicht zu genießen, da die Herausgeberschaft 
durch die Neofaschisten Edoardo und Duilio Susmel an einer objektiven Auswahl 
der Quellen zweifeln lässt7. Dennoch werden all diese Publikationen meist un-

legen Johannes Hürter und Hans Woller für Ihre wertvollen Hinweise sowie dem Deutschen 
Historischen Institut, Washington D. C. für die Förderung.

2	 Vgl. „Ciano. Caccia ai diari“, in: La Domenica di Repubblica vom 13. 2. 2011.
3	 Vgl. Howard McGaw Smyth, Secrets of the Fascist Era. How Uncle Sam Obtained Some of the 

Top-Level Documents of Mussolini’s Period, Carbondale 1975, S. 76; Giordano Bruno Guerri, 
Un Amore Fascista. Benito, Edda e Galeazzo, Mailand 2006, S. 270 f.

4	 Richard J. B. Bosworth, Mussolini’s Italy. Life Under the Dictatorship, London 2006, S. 346.
5	 Vgl. u. a. Italo Balbo, Diario 1922, Mailand 1932; Giuseppe Bottai, Diario 1935–1944, hrsg. 

von Giordano Bruno Guerri, Mailand 1989; Dino Grandi, Il mio paese, hrsg. von Renzo De 
Felice, Bologna 1985.

6	 Vgl. Claretta Petacci, Mussolini Segreto. Diari 1932–1938, hrsg. von Mauro Suttora, Mailand 
2009; Claretta Petacci, Verso il disastro. Mussolini in Guerra. Diari 1939–1940, hrsg. von Mim-
mo Franzinelli, Mailand 2011.

7	 Vgl. Benito Mussolini, Opera Omnia, 35 Bde., hrsg. von Edoardo Susmel und Duilio Susmel, 
Florenz 1951 ff.
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kritisch herangezogen; sie bilden noch immer eine wichtige Grundlage für die 
Faschismusforschung.

Im Falle der Ciano-Tagebücher weicht die neueste, von Renzo De Felice he-
rausgegebene italienische Ausgabe8 allein für die Zeit von 1939 bis 1943 bei über 
400 Tageseinträgen von den Fotografien ab9. Die Unterschiede reichen von blo-
ßen formalen Abwandlungen bis hin zu umformulierten Einträgen. So wurden 
beispielsweise an über 50 Tagen einzelne oder mehrere Wörter hinzugefügt, weg-
gelassen oder abgeändert, was einzelnen Sätzen einen neuen Sinn gab10. Auch 
Daten, Uhrzeiten oder Divisionsstärken weichen an zahlreichen Stellen vom 
Original ab11. Vereinzelt wurden sogar Absätze falsch datiert12, und auf Ausstrei-
chungen oder Veränderungen im Original wird nicht hingewiesen13.

Nicht nur diese Diskrepanzen verlangen nach einer kritischen Edition. Ihr Er-
fordernis hat auch mit Ciano selbst zu tun, der eine so komplexe und teils wider-
sprüchliche Persönlichkeit war, dass bereits Zeitgenossen am Wahrheitsgehalt der 
Tagebücher zweifelten. So war der spanische Außenminister Serrano Suñer über-
zeugt, dass Ciano seine Notizen nachträglich verändert habe, um das Tagebuch 
als politische Waffe instrumentalisieren zu können14. Auch sein deutscher Amts-
kollege Ribbentrop unterstellte dem einstigen Protegé des Duce, das Tagebuch 
mehrfach überarbeitet zu haben:

„Ich weiß bestimmt, dass es mindestens zwei Tagebücher Cianos gibt, eines davon 
habe ich bereits im Jahre 1943 beim Führer gesehen. In diesem Tagebuch war die 
Eintragung nach der ich am 12. August 1939 in Berchtesgaden zu Ciano gesagt 
haben soll: ‚Wir wollen Krieg‘ bestimmt nicht enthalten.“15

Sind dies nur Anschuldigungen von Personen, die Ciano kritisierte16? Oder ent-
halten sie einen Kern Wahrheit? Zumindest ist Ribbentrop insoweit zuzustimmen, 

  8	 Vgl. Galeazzo Ciano, Diario 1937–1943, hrsg. von Renzo De Felice, Mailand 1980. Im Jahr 
2010 erschien die 11. Auflage, die jedoch keine Änderungen aufweist.

  9	 Die für diesen Aufsatz verwendeten Fotografien der Tagebücher von 1939 bis 1943 befinden 
sich in: Library of Congress, Working Papers Relating to the Publication of the Ciano Diaries, 
Cont. 4 u. Cont. 5.

10	 Vgl. u. a. die Einträge am 11. 3. 1939, 19. 9. 1940, 18. 5. 1941 oder am 7. 3. 1942.
11	 Vgl. u. a. die Einträge am 13. 2. 1939 oder am 15. 10. 1941.
12	 So datierte De Felice (Hrsg.), Ciano. Diario 1937–1943, u. a. die Einträge am 24.1 auf den 

25. 1. 1939 sowie am 12.12 auf den 13. 12. 1940 um.
13	 Vgl. u. a. die Einträge am 13. 2. 1939 oder am 15. 10. 1941.
14	 Vgl. Serrano Suñer, Zwischen Hendaye und Gibraltar. Feststellungen und Betrachtungen, an-

gesichts einer Legende, über unsere Politik während zweier Kriege, Zürich 1948, S. 286 f.
15	 Joachim von Ribbentrop, Zwischen London und Moskau. Erinnerungen und letzte Aufzeich-

nungen, Leoni am Starnberger See 1953, S. 289.
16	 Ähnlich äußerten sich Filippo Anfuso, Rom – Berlin in diplomatischem Spiegel, Essen u. a. 

1951, S. 19, und Joseph Goebbels in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Im Auftrag des 
Instituts für Zeitgeschichte und mit Unterstützung des Staatlichen Archivdienstes Rußlands 
hrsg. von Elke Fröhlich, Teil II: Diktate 1941–1945, Bd. 9: Juli – September 1943, München 
u. a. 1993, Eintrag am 23. 9. 1943, S. 572. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass vie-
le Memoiren faschistischer Größen, Diplomaten oder Generälen erst nach der Veröffentli-
chung von Cianos Tagebüchern publiziert wurden und sich die Autoren teils direkt oder 
indirekt auf dessen Aufzeichnungen bezogen. Das Bild, das die Verfasser von Ciano zeichne-
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als Ciano die Worte „Wir wollen Krieg“ tatsächlich nicht am 12. August 1939 no-
tierte, wie dies die Ankläger im Nürnberger Prozess implizierten. Ciano schrieb 
sie erst rückblickend am 23. Dezember 1943 nieder, als er in Verona in Gefangen-
schaft war17.

Einzelfall oder Regel – diese Frage steht im Zentrum des vorliegenden Auf-
satzes. Im Folgenden soll zunächst die Überlieferungsgeschichte der Tagebücher 
skizziert werden. Bislang haben lediglich der Ciano-Biograph Duilio Susmel und 
der Diplomat Howard M. Smyth die Geschichte der Tagebücher ausführlicher 
thematisiert, wobei sich ihre Darstellungen teils widersprechen18. Beide stützten 
sich überwiegend auf Zeitzeugen. Während Susmel vor allem den Mitarbeitern 
des Reichssicherheitshauptamts (RSHA), Wilhelm Harster und Wilhelm Höttl, 
vertraute, benutzte Smyth die Akten des amerikanischen Geheimdienstes Office 
of Strategic Services (OSS), denen die Aussagen von Edda Ciano und ihrem Freund 
Emilio Pucci zu Grunde liegen19. Da neben diesen Selbstzeugnissen nur wenige 
Quellen überliefert sind, ist es bis heute schwer, Fiktion von Realität zu trennen 
und sämtliche Einzelheiten zu klären. Anschließend soll es um die Veröffentli-
chung der Tagebücher gehen, ehe einige quellenkritische Gedanken geäußert 
werden, um die Probleme eines der zentralen Egodokumente zur Geschichte des 
italienischen Faschismus und der deutsch-italienischen Beziehungen zu verdeut-
lichen. Zum Abschluss wird versucht, die Konzeption einer wissenschaftlichen 
Edition der Tagebücher von Galeazzo Ciano zu skizzieren.

1. Die Entstehung der Ciano-Tagebücher

Der Verfasser des Tagebuchs, Galeazzo Ciano, wurde am 18. März 1903 in Livorno 
geboren20. Sein Vater Costanzo Ciano (1876–1939) war im Ersten Weltkrieg ein 
hochdekorierter Admiral und während der faschistischen Herrschaft Post- und 
Kommunikationsminister (1924–1934) sowie Präsident der Abgeordnetenkam-
mer (1934–1939). Galeazzo Ciano trat 1925 in den diplomatischen Dienst ein und 
war zunächst an der italienischen Botschaft in Rio de Janeiro, später als General-
konsul in Shanghai tätig. Bereits 1930 heiratete er die älteste Tochter des Duce, 
Edda Mussolini. Drei Jahre später ernannte Mussolini Ciano zu seinem persön-
lichen Pressechef. In den folgenden Jahren baute Ciano das Pressebüro stetig aus. 

ten, muss immer vor diesem Hintergrund gesehen werden. Vgl. insbesondere Anfuso, Rom 
– Berlin; Rodolfo Graziani, Ho difeso la patria. Otto documenti fuori testo, Mailand 1951; 
Alessandro Lessona, Memorie, Florenz 1958.

17	 The National Archives, Kew (künftig: NA), GFM 36/645, S. 698.
18	 Vgl. Smyth, Secrets, S. 20–78; Duilio Susmel, Vita sbagliata di Galeazzo Ciano, Mailand 1962, 

S. 289–375.
19	 Ein von Emilio Pucci am 24. 5. 1945 verfasster Bericht über die Ereignisse befindet sich in: 

National Archives and Records Administration, College Park (künftig: NARA), RG 226, Entry 
190C, Box 11, Memorandum from Dodson to Dulles (Bern), 24. 5. 1945 (Pucci Report).

20	 Zur Lebensgeschichte Galeazzo Cianos vgl. Susmel, Vita sbagliata; Ray Moseley, Zwischen Hit-
ler und Mussolini. Das Doppelleben des Grafen Ciano, Berlin 1998; Michel Ostenc, Ciano. 
Un conservateur face à Hitler et Mussolini, Paris 2007; Giordano Bruno Guerri, Galeazzo 
Ciano, Mailand 2011.
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Als Vorbild diente ihm das von Joseph Goebbels geleitete Reichsministerium für 
Volksaufklärung und Propaganda. Am 25. Juni 1935 wurde das Ministero della Cultu-
ra Popolare eingerichtet und Ciano in den Rang eines Ministers erhoben. Nach sei-
ner Teilnahme am Abessinienkrieg berief ihn Mussolini 1936 im Alter von nur 33 
Jahren auf den Posten des Außenministers, den er bis zum Februar 1943 innehatte.

Während dieser Zeit führte Ciano sein Tagebuch. Für jedes Jahr verwendete er 
einen schwarz eingebundenen Kalender des italienischen Roten Kreuzes. Darin 
kommentierte er innen- und außenpolitische Ereignisse, und er protokollierte 
Unterhaltungen mit Mussolini, führenden Faschisten sowie ausländischen Di-
plomaten und Staatsmännern. Seine Urteile über Personen und Ereignisse sind 
schonungslos offen, bisweilen bissig und zynisch, sie gewähren aber gerade da-
durch einen Einblick in das Innenleben des faschistischen Herrschaftsapparats. 
Private Angelegenheiten – sieht man von den Todesfällen in der eigenen Familie 
ab – blendete er aus. Die Aufzeichnungen sollten, glaubt man Ciano selbst, als 
Grundlage für spätere Memoiren dienen21.

Die Existenz des Tagebuchs war kein Geheimnis. Ciano, getrieben von Eitel-
keit und Stolz, las seinem engeren Umfeld wiederholt Auszüge daraus vor. Auch 
Benito Mussolini wusste von den Tagebüchern22. Selbst Ausländer wie den Journa-
listen John T. Whitaker und den Unterstaatssekretär im State Departement Sumner 
Welles soll Ciano mit einzelnen Passagen konfrontiert haben23. Allerdings stim-
men die Angaben von Welles und Whitaker zu Farbe und Aufbewahrungsort der 
Tagebücher nicht mit den Informationen überein, die vom amerikanischen Ge-
heimdienst eingeholt wurden24.

Spätestens im Frühjahr 1942 wandelte sich für Ciano, der nun mit einer Nie-
derlage der „Achse“ rechnete, die Bedeutung der Tagebücher: War er schon seit 
längerem für das italienische „Volk der Teufel“25, so war er nun auch im faschisti-
schen Regime isoliert, und selbst in der Gunst des Duce war er gesunken. Bereits 

21	 NA, GFM 36/645, S. 696. In ähnlicher Weise soll sich Ciano auch gegenüber seinem Jugend-
freund Giorgio Nelson Page ausgedrückt haben. Vgl. Giorgio Nelson Page, L ’Americano di 
Roma, Mailand 1950, S. 675.

22	 Zu diesem Kreis gehörten u. a. Filippo Anfuso, Blasco D’Ajeta, Marcello del Drago, Felice 
Guarneri, Giorgio Nelson Page, Orio Vergani sowie der Schriftsteller Curzio Malaparte.

23	 Vgl. John T. Whitaker, We Cannot Escape History, New York 1943, S. 61; The Ciano Diaries 
1939–1943. The Complete, Unabridged Diaries of Count Galeazzo Ciano, Italian Minister 
for Foreign Affairs, 1936–1943, hrsg. von Hugh Gibson, New York 1946, S. XXVIII. Ebenso 
berichtete Page, L ’Americano, S. 675, von zwei in rot eingebundenen Tagebüchern.

24	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Cummings, 16. 8. 1944, S. 1. Auch 
Jay Pierrepont Moffat und der US-Botschafter in Rom, William Phillips, die beide an den 
Gesprächen zwischen Welles und Ciano teilnahmen, erwähnten ein solches Ereignis nicht. 
Houghton Library, Harvard University (MA), (künftig: Houghton Library), William Phillips 
(1878–1968) Diaries, MS Am 2232, Series III, 18, Folder 8, 26. 2. 1940; ebenda, Jay Pierrepont 
Moffat (1896–1943), Diplomatic Papers, MS Am 1407, Vol. 44.

25	 Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte und mit 
Unterstützung des Staatlichen Archivdienstes Rußlands hrsg. von Elke Fröhlich, Teil I: Auf-
zeichnungen 1923–1941, Bd. 9: Dezember 1940 – Juli 1941, München 1998, Eintrag am 
14. 2. 1941, S. 142; NA, FO 371/29925, R2011/28/22, Italian Morale, 6. 3. 1941, S. 3 f.
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einige Monate zuvor gab es zahlreiche Gerüchte über seine mögliche Absetzung26. 
Um sich alle Optionen für die Zukunft offen zu halten, wollte Ciano nun seine 
Notizen als belastendes Material gegen führende Faschisten und Nationalsozia-
listen und zugleich als entlastendes Material für seine eigene Person instrumenta-
lisieren. Ihm ging es nicht mehr darum, mit seinen Aufzeichnungen zu prahlen, 
nun sollten sie sein politisches Überleben sichern. „Die Veröffentlichung meiner 
Tagebücher“, so Ciano im Sommer 1942, „wird mich nicht nur vor jeglicher poli-
tischer Rache und Verfolgung schützen, sondern sie wird mich auch in den Augen 
meiner Gegner rehabilitieren.“27

Am 8. Februar 1943 wurde Ciano als Außenminister entlassen und auf den Bot-
schafterposten beim Heiligen Stuhl versetzt. Damit endete auch sein Tagebuch. 
Während seiner Zeit im Vatikan, so vermuteten zum Beispiel der Leiter der OSS-
Abteilung in Bern Allen Dulles und der Historiker Mario Toscano, überarbeitete 
Ciano das Tagebuch, um sich ein „Friedensalibi“ zu verschaffen28. Freilich ist die-
se These nur schwer zu beweisen. Festzuhalten bleibt jedoch, dass Ciano am Sinn 
und Zweck seiner persönlichen Notizen nicht mehr zweifelte. Am Tag seines Aus-
scheidens aus dem Außenministerium sagte er zu Mussolini: „Erinnern Sie sich 
daran […], dass ich die Unterlagen für alle deutschen Verrätereien zu unseren 
Ungunsten in der Hand habe.“29

2. Die Überlieferungsgeschichte der Tagebücher bis zur Hinrichtung 
Cianos (1943–44)

Am 25. Juli 1943 stimmte der Faschistische Großrat dafür, dem Duce den mili-
tärischen Oberbefehl zu entziehen, er leitete damit den Sturz Mussolinis ein. 
Auch Ciano hatte sich gegen seinen Schwiegervater gestellt. Aus Angst vor Ver-
geltungsmaßnahmen der verbliebenen Anhänger des Duce und den Korrupti-
onsermittlungen der neuen Regierung um Pietro Badoglio versuchten er und 
seine Familie, nach Spanien oder Südamerika zu fliehen. Nachdem der ehema-
lige Parteisekretär des Partito Nazionale Fascista und sein einstiger Protegé Ettore 
Muti am 24. August 1943 ermordet worden war, stufte Ciano die Situation in Ita-
lien als so gefährlich ein, dass er sich mit Hilfe deutscher Stellen in das Deutsche 
Reich absetzte, obwohl er wusste, dass ranghohe Persönlichkeiten des Dritten 
Reichs wie Goebbels oder Ribbentrop ihm feindlich gesinnt waren. Am 29. Au-

26	 NARA, RG 59, Central Decimal Files 1940–44, 865.00/1966, Letter from Phillips (Rome) to 
Welles (Washington), 10. 6. 1941.

27	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Cumming, 16. 8. 1944, S. 1.
28	 Ebenda, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Washington), 19. 1. 1945, S. 1; vgl. 

Mario Toscano, Lezioni di storia dei trattati e politica internazionale, Bd. 1: Parte Generale: 
Introduzione allo studio della storia dei trattati e della politica internazionale – Le fonti do-
cumentarie e memoralistiche, Turin 1958, S. 362.

29	 Library of Congress, Working Papers, Cont. 5, Eintrag am 8. 2. 1943.
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gust erreichte die Familie Ciano an Bord einer JU-52 München30. Seine Tagebü-
cher und persönlichen Dokumente – unter anderem die Ordner Germania und 
Colloqui 31 – hatte er zurückgelassen. Die Tagebücher hatte er seiner Mutter in 
Ponte a Moriano anvertraut, den Rest in Rom versteckt32.

Ciano und seine Familie wurden in einer Villa bei Oberallmannshausen am 
Starnberger See untergebracht. Zunächst schien er nur wenig Anstoß daran zu 
nehmen, dass sich seine Weiterreise verzögerte. Dies änderte sich, als Mussolini 
am 12. September von einem deutschen Spezialkommando befreit wurde. Mit der 
Rückkehr seines Schwiegervaters auf die politische Bühne stellte sich für Ciano 
die Frage nach seiner Zukunft immer drängender. Seine Antwort war eindeutig: 
Flucht aus Deutschland, wenn möglich aus Europa. Eine zentrale Rolle in seinen 
Überlegungen spielten die Tagebücher, die jedoch in Italien lagen und seinem 
Zugriff entzogen waren. Dennoch bot er sie dem RSHA im Gegenzug für eine 
rasche Ausreise an. Da es zahlreiche Gerüchte gab, die Tagebücher würden „den 
Reichsaußenminister Ribbentrop, auch in den Augen Hitlers, schwer belasten“33, 
wollten Ernst Kaltenbrunner und Heinrich Himmler unbedingt in ihren Besitz 
gelangen und stimmten der Idee Cianos zu. Der Fluchtplan musste jedoch auf-
gegeben werden, als Hitler persönlich unter dem Einfluss von Goebbels und Rib-
bentrop die Ausreise untersagte34.

Für Ciano hatten die Tagebücher nach wie vor die Bedeutung einer „Lebens-
versicherung“: Bereits am 27. September reiste deshalb seine Frau nach Italien 
und suchte ihre Schwiegermutter auf. Von ihr nahm sie die Tagebücher entgegen 
und versteckte sie, wie sie sagte, an einem sicheren Ort in Rom. Daraufhin be
gab sie sich in die Obhut der Gebrüder Melocchi, die ein Sanatorium in Rami-
ola – ein Dorf in der Nähe von Parma – leiteten. Ob die Tagebücher wirklich in 
Rom verwahrt wurden, wie dies zunächst Edda Ciano und später auch Susmel 
behaupteten, ist fraglich35. Emilio Pucci berichtete nämlich, dass er im Januar 
1944 lediglich die Sammlungen Germania und Colloqui aus der Hauptstadt nach 
Norditalien brachte. Die Tagebücher seien bereits im Besitz Edda Cianos gewe-

30	 Zur Flucht vgl. F. W. Deakin, The Brutal Friendship: Mussolini, Hitler and the Fall of Fascism, 
Harmondsworth 1966, S. 591f.; Walter Hagen, Unternehmen Bernhard. Ein historischer Tat-
sachenbericht über die größte Geldfälschungsaktion aller Zeit, Wels/Starnberg 1955, S. 141–
150.

31	 Diese enthielten zum einen Gesprächsprotokolle Cianos mit führenden in- und ausländi-
schen Persönlichkeiten (Colloqui) und zum anderen Materialien zu den deutsch-italieni-
schen Beziehungen (Germania). Vgl. Smyth, Secrets, S. 1–19.

32	 Vgl. Susmel, Vita sbagliata, S. 302 f. Ciano suchte seine Mutter Mitte August 1943 auf. NA, HW 
19/237, No. 5968, Telegram from Kappler (Rome) to Berlin, 14. 8. 1943.

33	 Hagen, Unternehmen Bernhard, S. 154.
34	 Vgl. Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil II, Bd. 9, Eintrag am 23. 9. 1943, S. 567 f.
35	 Vgl. Edda Ciano, La mia vita. Intervista di Domenico Olivieri, hrsg. von Nicola Caracciolo, 

Mailand 2001, S. 82 f.; Susmel, Vita sbagliata, S. 303. Auch Smyth, Secrets, S. 30, hegte Zweifel, 
ob das Tagebuch wirklich in Rom versteckt wurde. Eine alternative Erklärung konnte er je-
doch auch nicht bieten.
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sen. Ihr genauer Aufbewahrungsort am Jahresende 1943 kann somit bis heute 
nicht eindeutig geklärt werden36.

Am 19. Oktober 1943 wurde Ciano nach Italien abgeschoben und damit an 
Mussolini ausgeliefert, der zwischenzeitlich die Repubblica Sociale Italiana ausge-
rufen hatte und mit deutscher Hilfe den Faschismus in Nord- und Mittelitalien 
am Leben hielt. Ciano, der zunächst gehofft hatte, die Gunst des Duce und füh-
render Faschistischen wiederzuerlangen, überschätzte seine eigene Bedeutung 
und erkannte nicht, dass es weniger um seine Person als um die Abrechnung mit 
den „Verrätern“ aus dem alten faschistischen Regime ging. Nach seiner Ankunft 
in Verona wurde er verhaftet und im Gefängnis Scalzi inhaftiert, während seine 
Ehefrau den verzweifelten Versuch unternahm, ihrem Mann das Leben zu retten. 
Die Tagebücher waren ihr wichtigster und einziger Trumpf. Unterstützt wurde 
sie von Pucci und der deutschen Agentin des SD-Ausland, Hildegard Beetz, die 
vor allem als Mittelsfrau zu Ciano fungierte, nachdem Edda Ciano der persön-
liche Kontakt zu ihrem Mann verboten worden war. Die Agentin, die bereits in 
Oberallmannshausen Informationen über die Tagebücher einzuholen versucht 
hatte, entwickelte eine persönliche Zuneigung zu den Cianos37. Sie konnte ihre 
Vorgesetzten zu einem neuerlichen Versuch überreden, Ciano im Tausch gegen 
seine Tagebücher frei zu lassen. Aber auch die für den 7. Januar angesetzte „Ope-
ration Conte“ wurde am Ende von Hitler gestoppt. Selbst die Drohungen Edda 
Cianos gegenüber ihrem Vater, die Tagebücher zu veröffentlichen, zeigten keiner-
lei Wirkung: Ein Sondertribunal befand Ciano und vier weitere Mitangeklagte des 
Hochverrats für schuldig. Am 11. Januar 1944 wurde das Todesurteil vollstreckt38.

Edda Ciano war bereits am 9. Januar mit Hilfe von Pucci in die Schweiz entkom-
men, der ihr Mitte Januar nachfolgte. Bei sich trug sie die Tagebücher der Jahre 
1939 bis 1943. Die restlichen Bände sowie die Sammlungen Colloqui und Germania 
musste sie nach eigenen Angaben in der Klinik in Ramiola zurücklassen. Vor ihrer 
Flucht beschloss sie zusammen mit Pucci, die Tagebücher mit Hilfe der Alliierten 
zu veröffentlichen, um den letzten Wunsch ihres Mannes zu erfüllen und seine 
Hinrichtung zu rächen39.

3. Die Amerikaner gelangen in den Besitz der Ciano-Tagebücher

Edda Cianos Flucht in die Schweiz erregte nicht nur die Aufmerksamkeit der 
eidgenössischen Regierung, die eine Flüchtlingswelle prominenter Faschisten 
befürchtete40, sondern auch des OSS: Allen Dulles erkundigte sich am 19. Janu-
ar 1944 beim italienischen Botschafter in Bern und Schwager Cianos, Massimo 

36	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Pucci Report, S. 5.
37	 NA, KV 2/412, Extract from 12th Army Group Report of 18 June 45 on Hildegard Beetz, S. 1.
38	 Vgl. Richard W. Cutler, Three Careers, Three Names: Hildegard Beetz, Talented Spy, in: In-

ternational Journal of Intelligence and Counterintelligence 22 (2009), H. 3, S. 515–535, hier 
S. 517; Deakin, Brutal Friendship, S. 729 f.; Moseley, Zwischen Hitler und Mussolini, S. 277.

39	 Vgl. ebenda, S. 274 f.
40	 NARA, RG 84, Entry 3208, Box 17, Folder 800.2, Telegram from Sholes (Basel) to Harrison 

(Bern), 28. 1. 1944.
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Magistrati, ob Edda Ciano die Tagebücher habe. Dulles unterhielt seit geraumer 
Zeit gute Verbindungen zu Magistrati, der ihm jedoch nicht helfen konnte, wes-
halb Dulles die Sache zunächst auf sich beruhen ließ41. Gleichzeitig intensivierten 
deutsche Geheimdienste und italienische Faschisten ihre Anstrengungen, Edda 
aufzuspüren und in den Besitz der Tagebücher zu gelangen. Gerade die Fa-
schisten befürchteten, dass die Tagebücher „den Duce als den größten Verräter 
entlarven“42 könnten. Jedoch blieben alle Bemühungen ergebnislos, Edda Ciano 
zur Rückkehr zu bewegen und ihr eine Veröffentlichung auszureden43.

Nach der Befreiung Roms im Sommer 1944 gerieten die Tagebücher erneut 
in den Blick der US-Behörden; angeblich authentische Auszüge waren nämlich 
in der Zeitung Risorgimento Liberale abgedruckt worden44. Brauchbare Hinweise 
ergaben sich aber erst aus einer Befragung von Zenone Benini, dem ehemaligen 
Staatssekretär für Albanien im italienischen Außenministerium und Mithäftling 
von Ciano in Scalzi. Er war Mitte August 1944 in amerikanische Kriegsgefangen-
schaft geraten und vom US-Militärgeheimdienst verhört worden. Nach Meinung 
von Colonel Henry Cumming, der die Vernehmung führte, waren die Tagebü-
cher eines der wichtigsten Dokumente über die italienische Außenpolitik der 
letzten Jahre. Darüber hinaus seien sie „a master-directory for both short and 
long-range politico-military intelligence […], since the journal contains a wealth 
of information on Italian collaborationist personalities and their activities“45. Der 
Militärgeheimdienst vermutete zudem, dass die Tagebücher Informationen über 
eine faschistische Unterwanderung Lateinamerikas enthielten. Insbesondere die 
Beziehungen zwischen Argentinien und den Achsenmächten bereiteten dem Ge-
heimdienst große Sorgen. In Washington befürchtete man, dass die Achsenmäch-
te versuchen würden, mit Hilfe von Argentinien die US-amerikanische Einfluss-
sphäre im mittel- und südamerikanischen Raum zu gefährden. Diese Besorgnis 
hatte die US-Regierung bereits im Juli 1944 dazu veranlasst, die argentinischen 
Goldreserven einzufrieren46. Cumming empfahl seinen Vorgesetzten, mit Beni-
nis Hilfe Edda Ciano zu kontaktieren, die im Besitz der Tagebücher sei. Er legte 
seinem Bericht einen an die Tochter des Duce adressierten Brief Beninis bei, in 
dem dieser den letzten Wunsch Cianos erwähnte, die Tagebücher mit Hilfe der 
Alliierten zu veröffentlichen47.

41	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Wa
shington), 19. 1. 1945, S. 3.

42	 Zit. nach Deakin, Brutal Friendship, S. 732.
43	 Vgl. Moseley, Zwischen Hitler und Mussolini, S. 276 f.
44	 NARA, RG 59, Central Decimal File, 1940–1944, 865.002/7–2244, Telegram from Kirk 

(Rome) to Hull (Washington), No. 117, 22. 7. 1944. Die bislang gültige Forschungsmeinung, 
dass die US-Behörden erst durch einen Artikel der New York Times vom 30. 7. 1944 auf die 
Tagebücher aufmerksam wurden, muss damit revidiert werden; vgl. u. a. Smyth, Secrets, 
S. 57 f. Ebenso irreführend sind die Angaben bei Moseley, Zwischen Hitler und Mussolini, 
S. 278, der einen Artikel der L’Unita auf den 5. 6. 1944 datiert. Dieser Artikel erschien erst am 
29. 7. 1944; vgl NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, New York Times vom 30. 7. 1944.

45	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Cumming, 16. 8. 1944, S. 2.
46	 Ebenda, Telegram from Branham (Washington) to Military Attaché (Bern), 16. 12. 1945.
47	 Ebenda, Memorandum from Cumming, 16. 8. 1944, S. 3.
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Der Bericht von Cumming gelangte Ende August 1944 an das State Department48. 
Einen Monat später wurde dort beschlossen, alles zu unternehmen, um in den 
Besitz der Tagebücher zu gelangen49. Anfang Oktober schaltete sich US-Außen-
minister Cordell Hull persönlich ein und bat den Botschafter in Bern, Leland 
Harrison, mit Hilfe des OSS die Tagebücher zu besorgen50. Harrison übertrug 
die Leitung der Operation an Allen Dulles51. Die Kontaktaufnahme zu Edda Cia-
no gestaltete sich jedoch schwieriger als erwartet52. Sie befand sich seit Ende Juli 
1944 in einer Klinik in der Nähe von Monthey und wurde dort durch die Schwei-
zer Bundespolizei von der Außenwelt abgeschirmt. Ein offizieller Kontakt zum 
OSS hätte ihre Ausweisung bedeuten können53. Trotz dieser Hindernisse wollte 
Dulles die Hilfe Beninis nicht in Anspruch nehmen, da er mit Recht eine unnöti-
ge Verzögerung befürchtete. Benini, der wegen seiner faschistischen Vergangen-
heit einem Prozess entgegensah, hoffte nämlich tatsächlich, das amerikanische 
Interesse an den Tagebüchern für seine eigenen Zwecke nutzen zu können. Er 
bestand auf einem persönlichen Treffen mit Edda Ciano, was nicht nur seine Aus-
reise aus Italien, sondern auch die Aussetzung seines Prozesses bedeutet hätte54. 
Der US-Militärgeheimdienst war durchaus bereit, ihm entgegenzukommen, da 
seiner Einschätzung nach gegen Benini keine schwerwiegenden Anklagepunkte 
vorlagen55. Dulles, der eine Einreise Beninis in die Schweiz strikt ablehnte, legte 
jedoch sein Veto ein56.

Dulles trat mehrere Wochen auf der Stelle, bis ihm schließlich Anfang Dezem-
ber 1944 ein Zufall zu Hilfe kam. Frances de Chollet, eine in der Schweiz lebende 
Amerikanerin, teilte ihm mit, dass sie Kontakt zur Tochter Mussolinis aufgenom-
men habe und diese bereit sei, die Tagebücher zur Verfügung zu stellen. Zusam-
men mit dem Korrespondenten der Chicago Daily News Paul Ghali hatte sie Pucci 
aufgesucht und ihn um ein Interview gebeten. Pucci hatte zwar abgelehnt, bei 
seinen Gesprächspartnern aber das Interesse an den Tagebücher Cianos zu we-
cken vermocht. Unmittelbar nach seiner Flucht in die Schweiz hatte er vergeblich 
versucht, britische Diplomaten für die Tagebücher zu begeistern. Nun sah er eine 
erneute Chance, mit amerikanischer Hilfe eine Veröffentlichung zu erreichen. 

48	 Ebenda, Telegram from Dulles (Bern) to Hull (Washington), 20. 1. 1945.
49	 NARA, RG 59, Central Decimal File, 1940–1944, 865.00/9–544, Memorandum from Spaul-

ding to Jones, 25. 9. 1944. Die Aktion erhielt den Decknamen ECDAR.
50	 Ebenda, 865.00/11–744, Airgram from Hull (Washington) to Harrison (Bern), No. 457, 

6. 10. 1944.
51	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Wa

shington), 19. 1. 1945, S. 3.
52	 Ebenda.
53	 Vgl. Moseley, Zwischen Hitler und Mussolini, S. 277 f.; Ciano, La mia vita, S. 88.
54	 Vgl. Hans Woller, Die Anfänge der politischen Säuberung in Italien 1943–1945. Eine Analyse 

des Office of Strategic Services, in: VfZ 38 (1990), S. 141–190, hier S. 170–172.
55	 Seeley G. Mudd Manuscript Library, Princeton University (künftig: Mudd Library), Allen W. 

Dulles Papers, Digital Files Series, 1939–1977, Telegram from Rodrigo (Caserta) to Dulles 
(Bern), No. 837, 11. 1. 1945.

56	 NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1345, Telegram from Dulles (Paris) to Washing-
ton, No. 3279, 18. 12. 1944.
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Nachdem er Edda Ciano von seiner Idee überzeugt hatte, teilte er dies Ghali und 
de Chollet am 6. Dezember 1944 mit57.

Dulles zögerte jedoch, persönlich mit Edda Ciano in Kontakt zu treten, und 
ließ die Verhandlungen weiter über de Chollet und Ghali laufen58. Auch jetzt 
fürchtete er lange und zähe Diskussionen, außerdem wollte er amerikanische 
Regierungsstellen offiziell heraushalten59. Die Tochter des Duce bestand aber auf 
einem Treffen mit ihm. Erst nachdem Magistrati, der mittlerweile als Botschaf-
ter abberufen worden war, Dulles versichert hatte, dass Edda Ciano die Aufzeich-
nungen zur Verfügung stellen werde, kam es am 7. Januar 1945 zum Gespräch 
zwischen ihr und Dulles. Edda Ciano war hin- und hergerissen zwischen ihrem 
Wunsch, das Tagebuch zu veröffentlichen, und ihrem Zögern, den ihrer Meinung 
nach einzigen Trumpf aus der Hand zu geben, der ihre persönliche und finan-
zielle Rehabilitierung ermöglichen könnte. „She wanted to bargain“, so Dulles, 
„without, […] impressing conditions which would nullify what she wished to have 
considered as a generous gesture. […] She wanted to go through with the deal 
and yet felt that once she had done it, she had put herself pretty largely in our 
hands.“60 Eine zügige Veröffentlichung, so argumentierte Dulles, wäre nicht nur 
für die Alliierten hilfreich, sondern würde auch das Ansehen ihres Ehemanns wie-
der herstellen und seinen letzten Wunsch erfüllen. Nachdem er zudem schriftlich 
versichert hatte, dass ihre Urheberrechte von einer Duplizierung nicht betroffen 
seien, und ihr bestätigt hatte, sie handle aus moralischen Gründen, willigte Edda 
Ciano ein61.

Am 8. und 14. Januar 1945 wurden die Tagebücher fotografiert. Aus Angst vor 
einer Entdeckung durch die Schweizer Bundespolizei geschah dies unter großer 
Geheimhaltung und in Eile. Insgesamt umfassten die handschriftlichen Aufzeich-
nungen Cianos von 1939 bis 1943 inklusive des von ihm verfassten Vorworts zu die-
sem Zeitpunkt um die 1.200 Blatt62. Edda Ciano erhielt vom OSS zunächst 3.500 
Schweizer Franken. Weitere 16.500 Franken sollten ihr später ausgezahlt werden. 
Sie dienten als finanzielles Druckmittel, um bei Bedarf erneut auf die Originale 
zurückgreifen zu können, die in ihrem Besitz blieben63. Die Fotografien wurden 
vervielfältigt und teils auf Mikrofilme gebannt. Diese wurden an Edda Ciano, das 
State Department, an die War Crimes Branch, an den Direktor des OSS, William J. Do-
novan, sowie an den britischen Geheimdienst geschickt – diese Kopie entdeckten 
im Jahr 2011 die Journalisten Ceccarelli und Caracciolo64. Konkurrierende Inte-

57	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Pucci Report, S. 14 f.
58	 Ebenda, Telegram from Dulles (Bern) to Rodrigo (Caserta), 30. 12. 1944.
59	 Ebenda, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Washington), 19. 1. 1945, S. 3.
60	 Ebenda, S. 4.
61	 Mudd Library, Allen W. Dulles Papers, Digital Files Series, 1939–1977, Acknoledgement from 

Dulles (Bern) to Edda Ciano, 13. 1. 1945.
62	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Telegram from Dulles (Bern) to Buxton and Shepardson 

(Washington), 11. 1. 1945, S. 1.
63	 Ebenda, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Washington), 19. 1. 1945, S. 5 f.
64	 NARA, RG 226, Microfilm Records M1642, Roll 40, Pugliese to Mr. Putzell, 1. 8. 1945.
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ressen waren der Grund, warum Donovan dem US-Militärgeheimdienst, der die 
Suche nach den Tagebüchern erst angestoßen hatte, eine Abschrift verweigerte65.

Dulles erfuhr bereits im Dezember 1944, dass Edda Ciano zwei Tagebuchbän-
de in Italien hatte zurücklassen müssen66. Wie sie Dulles im Februar mitteilte, 
handelte es sich um die Bände 1937 und 1938. Anfang März informierte sie ihn 
über deren Aufbewahrungsort, nicht ohne hinzuzufügen, dass die Tagebücher 
und die Sammlungen Germania und Colloqui von der Gestapo entwendet worden 
seien. Dulles erhielt trotzdem den Auftrag, auch diese „Juwelen“ – wie sich Edda 
Ciano ausdrückte – zu bergen. Er hielt es aber für unmöglich, noch während des 
Krieges in eine von der Wehrmacht und den Faschisten kontrollierte Region zu 
gehen. Deshalb entschloss er sich, erst nach dem Waffenstillstand nach Ramiola 
zu reisen67.

4. Die Publikation der Ciano-Tagebücher

In der Zwischenzeit unterstützte Dulles den Korrespondenten der Chicago Daily 
News Ghali darin, die Rechte für die Veröffentlichung der Tagebücher von 1939 
bis 1943 zu erwerben. Er stellte auch die Verbindung zu seinen OSS-Vorgesetzten 
her, mit denen Ghali die Vertragsmodalitäten besprechen konnte. Ghali erhielt 
dadurch einen entscheidenden Vorteil gegenüber der Konkurrenz. Im Gegenzug 
willigten die Chicago Daily News ein, eine Zensur des Textes vorzunehmen, wenn 
das State Department oder andere Ministerien dies wünschen sollten68. Am 7. April 
1945 kam es zur Vertragsunterzeichnung zwischen Edda Ciano und Paul Ghali. 
Die Chicago Daily News zahlten 25.000 Dollar für die weltweiten Publikationsrechte 
– ausgenommen waren nur die Rechte für eine Veröffentlichung in Buchform. 
Weiter verpflichtete sich die Zeitung, Edda Ciano bei der Suche nach einem Ver-
lag für die Buchpublikation behilflich zu sein. Den Zuschlag erhielt schließlich 
für 10.000 SFR Doubleday & Company, wobei die Vermarktungsrechte für Frank-
reich und die Schweiz ausgespart blieben69.

Am 10. Januar 1946 veröffentlichte der Verlag die erste englischsprachige 
Ausgabe der Tagebücher von 1939 bis 1943, die für vier Dollar erworben werden 
konnte – dies entspricht einem heutigen Preis von ca. 48 Dollar. „A modern Ma-

65	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Wa
shington), 19. 1. 1945, S. 6; NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1346, Dispatch from 
Donovan (Washington) to Dulles (Bern), 29. 3. 1945.

66	 NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1345, Telegram from Dulles (Bern) to Donovan 
(Washington), No. 2157, 15. 12. 1944. Bislang ging die Forschung davon aus, dass Edda Ciano 
Dulles erst bei ihrem gemeinsamen Treffen im Januar von den zwei Bänden erzählte. Vgl. 
Smyth, Secrets, S. 65.

67	 NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1345, Telegram from Dulles (Bern) to Donovan 
(Washington), No. 6735, 9. 3. 1945; ebenda, Telegram from Dulles (Bern) to Donovan (Wa
shington), No. 7128, 12. 3. 1945.

68	 Ebenda, Telegram from Dulles (Bern) to Donovan (Washington), No. 7128, 12. 3. 1945; 
NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Telegram from Dulles (Bern) to Hull (Washington), 
31. 3. 1945, S. 1f.

69	 Ebenda, Contrat, 7. 4. 1945.
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chiavelli“, so warb der Verlag, „tells the inside story of war makers at work and 
play“, und der Literaturkritiker Charles Poore drückte in einer Besprechung in 
der New York Times seine Hoffnung aus, dass die Tagebücher dabei helfen wür
den, „to convict a number of the former friends of Ciano […] before next January 
10“70. Sein Wunsch ging in Erfüllung: Am 1. Oktober 1946 verkündete der Vor-
sitzende des internationalen Militärgerichtshofs in Nürnberg Geoffrey Lawrence 
das Todesurteil gegen Ribbentrop, das zwei Wochen später vollstreckt wurde71. 
Neben den amtlichen Dokumenten spielten Cianos Tagebücher bei der Beweis-
führung gegen Ribbentrop eine herausragende Rolle. Die Ankläger griffen aber 
auch sonst – wie von Dulles bereits im März 1945 vorgeschlagen72 – immer wieder 
auf sie zurück und setzten sie mit amtlichen Dokumenten in Beziehung73:

„Such cross-referencing meant not only that the diaries were being used to corro-
borate other evidence, but also that, by emphasizing their agreement with more 
official sources, the prosecution were also re-affirming the essential accuracy of 
the diaries themselves.“74

Die Tagebücher – ein Kritiker der Herald Tribune bezeichnete sie als „one of the 
most incisive, indiscreet, and revealing commentaries ever left by the foreign mini
ster of a great power“75 – wurden binnen Kurzem in mehrere Sprachen übersetzt. 
Insgesamt konnte Doubleday & Company zwölf Lizenzen verkaufen, wobei allei-
ne die Vergabe an einen italienischen, spanischen und britischen Verlag 22.500 
Dollar einbrachte76. Die Veröffentlichung gestaltete sich jedoch nicht in allen 
Ländern problemlos. Sowohl in Bulgarien als auch in Ungarn wurden bereits ge-
druckte Exemplare beschlagnahmt oder Lizenzen gar nicht erst verkauft77.

Die Quellengrundlage einiger Übersetzungen ist nicht immer eindeutig zu klä-
ren. Während zum Beispiel die niederländische Ausgabe auf der amerikanischen 
Vorlage basierte, beruhten die deutsche, französische, italienische sowie spa-
nische Ausgabe angeblich auf den Originalfotografien. Zwischen allen Ausgaben 
lassen sich Unterschiede feststellen. Zensur, Eile bei der Publikation und Desinte-
resse an bestimmten Passagen waren die Hauptursachen dafür, dass die amerika-
nische Edition als nicht zuverlässig gelten kann. Hinzu kamen vereinzelte Fehler, 

70	 Charles Poore, Books of our Times, in: New York Times vom 10. 1. 1946.
71	 Vgl. Arbeitsgemeinschaft „Das Licht“ (Hrsg.), Das Urteil von Nürnberg. Grundlage eines 

neuen Völkerrechts, Baden-Baden o. J., S. 207.
72	 NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1345, Telegram from Dulles (Bern) to Donovan 

(Washington), 9. 3. 1945. Library of Congress, Robert Houghwout Jackson Papers, Nurem-
berg War Crimes Trial, Reel 1, Diary kept by Jackson, 27.4. – 19. 11. 45, Eintrag am 27. 5. 1945.

73	 Vgl. Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichts-
hof Nürnberg, 14. November 1945 – 1. Oktober 1946, Bd. X: Verhandlungsschriften, 25. 
März 1946 – 6. April 1946, Nürnberg 1947, S. 409–411.

74	 Michael Salter/Lorie Charlesworth, Ribbentrop and the Ciano Diaries at the Nuremberg 
Trial, in: Journal of International Criminal Justice 4 (2006), H. 1, S. 103–127, hier S. 107.

75	 „Weekly Book Review: Indiscretions of Mussolini’s Son-in-Law“, in: New York Herald Tribune 
vom 13. 1. 1946.

76	 Library of Congress, Ken McCormick Collection, Box 17, Folder 17, Memorandum from 
Ken McCormick, 22. 4. 1991.

77	 Ebenda und Memorandum from Anthenaeum Publishing & Printing, 19. 12. 1946.
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die damit zu tun hatten, dass der Übersetzer nur wenig über die politischen und 
historischen Verhältnisse wusste78. Renzo De Felice verwendete den eigenen Anga-
ben zu Folge für seine Edition (1980) die italienische Ausgabe aus dem Jahr 1971 
sowie die französische Publikation von 1947. Letztere diente ihm als Referenz-
punkt, da sie allgemein als diejenige gilt, die dem Original am nächsten steht79. 
Allein eine Gegenüberstellung einiger Zahlen und Daten, die bei De Felice falsch 
wiedergegeben sind, zeigt jedoch, dass auch die französische Übersetzung Fehler 
enthält und dass De Felice anscheinend recht willkürlich beim Abgleich vorging:

Datum Originalfotografien Französische 
Ausgabe (1947)

Italienische  
Ausgabe (1971)

Ausgabe von De 
Felice (1980)

13. 2. 1939 Verhältnis von 1:8 Verhältnis von 1:100 Verhältnis von 1:8 Verhältnis von 1:100

6. 3. 1939 8 Uhr 8 Uhr 9 Uhr 9 Uhr

16. 3. 1939 26. März 25. März 23. März 23. März

19. 3. 1939 26. März 26. März 23. März 23. März

21. 4. 1939 490 Millionen 430 Millionen 430 Millionen 430 Millionen

25. 5. 1939 Jahr 1899 Jahr 1893 Jahr 1899 Jahr 1893

26. 5. 1939 4 bis 6 Monate 6 Monate 4 bis 6 Monate 4 bis 5 Monate

15. 10. 1941 96 Divisionen 80 Divisionen 20 Divisionen 20 Divisionen

Tab. 1: Gegenüberstellung ausgewählter Angaben mit den Originalfotografien

Eine weitere Besonderheit ist der Eintrag vom 22. März 1942, der in den italie-
nischen Ausgaben erst seit der 5. Auflage (März 1948) abgedruckt ist80. Der Wort-
laut ist jedoch ein gänzlich anderer als im Original. Es ist anzunehmen, dass man 
sich nicht die Mühe machte, auf die Fotografien zurückzugreifen, sondern ledig-
lich den entsprechenden Eintrag aus der ersten französischen Ausgabe zurück
übersetzte.

Im Jahr 1948 veröffentlichte der italienische Verlag Capelli überraschender-
weise die Tagebücher Cianos für die Zeit vom 23. August 1937 bis zum 31. Dezem-
ber 193881. Einem glücklichen Umstand sei es zu verdanken gewesen, so die He-
rausgeber, dass nun die ganzen Tagebücher der Öffentlichkeit zugänglich seien. 
Von welchem „glücklichen Umstand“ war die Rede? Nach dem Waffenstillstand 
war Allen Dulles am 16. Mai 1945 in Ramiola eingetroffen. Dort erfuhr er, dass der 
SD im August 1944 alle Dokumente beschlagnahmt hatte82. Einen Monat später 
erhielt er jedoch die Information, dass die gesuchten Papiere inklusive der Ta-
gebücher im Besitz einer ehemaligen deutschen Agentin seien, die mittlerweile 

78	 Library of Congress, Working Papers, Cont. 1, Folder Diary, S. 401.
79	 Vgl. Toscano, Storia dei Trattati, S. 359.
80	 Vgl. Galeazzo Ciano, Diario, Volume Secondo 1941–1943, Mailand 51948, S. 252.
81	 Der erste Eintrag ist auf den 22. 8. 1937 datiert. Jedoch ist aufgrund des Tempus, in dem er 

verfasst wurde, und eines gewissen Widerspruchs zu den Zeilen, die Ciano selbst im Dezem-
ber 1943 in Verona schrieb, davon auszugehen, dass Ciano nicht der Autor dieses Eintrags ist. 
Vielmehr wird vermutet, dass ihn Curzio Malaparte verfasste. Vgl. „Ciano. Caccia ai diari“, in: 
La Domencia di Repubblica vom 13. 2. 2011.

82	 Mudd Library, Allen W. Dulles Papers, Digital Files Series, 1939–1977, Memorandum from 
Dulles, Subject: Ciano Diaries for 1937 and 1938, 18. 5. 1945, S. 1 f.
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für die amerikanische Strategic Service Unit arbeitete – Hildegard Beetz83. Sie war 
vom SD beauftragt worden, die konfiszierten Dokumente zu übersetzen. Dabei 
konnte sie unbemerkt das Tagebuch und einige Dokumente vervielfältigen, an-
schließend vergrub sie diese Materialien im Rosengarten ihres Hauses in Weimar. 
Die Übersetzungen und die Originale wurden nach Berlin gesandt, wo man sie 
offenbar auf Befehl von Hitler im April 1945 vernichtete. Beetz übergab schließ-
lich im Einvernehmen mit Edda Ciano dem Verlag Capelli ihre Kopien84. Da der 
Aufbewahrungsort dieser Dokumente bis heute nicht bekannt ist, kann für die 
Jahre 1937 und 1938 nur auf die publizierte Edition zurückgegriffen werden85. 
Eine deutsche Ausgabe erschien im Oktober 1949 im Hamburger Verlag Wolf-
gang Krüger86.

5. Quellenkritische Anmerkungen

Auch wenn die Überlieferungsgeschichte der Tagebücher nicht lückenlos aufzu-
klären ist, so ist doch deutlich geworden, dass die Tagebücher nicht nur für ihren 
Verfasser, sondern auch für seine Ehefrau und für den amerikanischen Geheim-
dienst von großem Wert waren. Wie dargelegt, wandelte sich für Ciano im Laufe 
der Zeit die Bedeutung der Tagebücher, und es ist zu fragen, ob sich dies auch 
auf den Inhalt auswirkte. Versuchte Ciano sich selbst und sein eigenes Handeln 
in einem positiveren Licht darzustellen? In seinem Tagebuch lassen sich hierfür 
durchaus Indizien finden: Zunächst fällt auf, dass sich das Schriftbild zwischen 
1939 und 1943 veränderte. Sind frühe Eintragungen meist nur schwer zu ent-
ziffern, was darauf schließen lässt, dass sie unter Zeitdruck verfasst wurden, so 
schrieb Ciano spätere Notizen überwiegend in einer gleichmäßigeren und besser 
lesbaren Schrift nieder. Ferner klebte er keine Zettel mehr an, wenn ihm der Platz 
im Tagebuch nicht ausreichte, sondern wich in seltenen Fällen auf andere Kalen-
derseiten aus und arbeitete mit Verweisen. Und schließlich wandelte sich der Ton 
der Berichterstattung: Stand zunächst er selbst im Zentrum, so trat er nun immer 
mehr hinter Mussolini und anderen Personen zurück. Ciano inszenierte sich im-

83	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box, 11, Telegram from Embassy (London) to Dulles (Bern), 
No. 1366, 29. 6. 1945.

84	 Vgl. Lorie Charlesworth/Michael Salter, Ensuring the After-Life of the Ciano Diaries: Allen 
Dulles’ Provision of Nuremberg Trial Evidence, in: Intelligence and National Security 21 
(2006), S. 568–603, hier S. 585–587; Smyth, Secrets, S. 72.

85	 Es ist davon auszugehen, dass die Amerikaner auch diesmal einen Mikrofilm anfertigten: 
NA, FO 371/60657, Ref. ZM 1281/382/22, Letter from Balfour (Washington) to Hoyer Mil-
lar (London), 12. 4. 1946. In den ECDAR-Files (NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11) finden 
sich jedoch keine weiteren Hinweise.

86	 Vgl. Galeazzo Ciano, Tagebücher 1937/38, übersetzt von Hans Mollier und Maximilian Wie-
sel, Hamburg 1949. Mollier war zwischen 1935 und 1943 als Presseattaché an der deutschen 
Botschaft in Rom tätig und in dieser Eigenschaft Ciano mehrmals persönlich begegnet. Der 
britische Historiker Lewis B. Namier unterzog die Tagebücher von 1937/38 einer ersten 
Analyse. Vgl. Lewis B. Namier, Europe in Decay. A Study in Disintegration 1936–1940, Lon-
don 1950, S. 106–128.
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mer weniger als handelnde, sondern vielmehr als beobachtende Person87. All dies 
spricht dafür, dass Ciano die Ereignisse nun mehr reflektierte und sich genauer 
überlegte, was er niederschrieb.

Daneben sind es vor allem die zahlreichen Ausstreichungen und Lücken in 
der Überlieferung, die auf mögliche Änderungen durch Ciano oder seine Frau 
schließen lassen. Während in den Jahren 1938–1940 nur vereinzelte Tage nicht 
vorhanden sind (15. bis 18. Januar, 21. und 22. Januar, 30. und 31. März88, 25. 
und 26. Juni, 6. bis 9. Juli, 1. bis 7. August sowie 12. und 13. Dezember 1938; 17. 
und 18. Februar 1939 sowie vom 13. bis 18. April 1940), fehlen in den Jahren 
1941 und 1942 ganze Monate: Nicht überliefert ist die Zeit vom 26. Januar bis 
23. April 1941, vom 23. Juli bis 21. September 1941, vom 10. bis 19. Juli 1942, 
vom 17. bis 24. August 1942 sowie vom 12. bis 21. September 194289. Außerdem 
wurden die Originalseiten vom 27. und 28. Oktober 1940 sowie vom 1. und 2. 
Februar 1943 entfernt. Ciano hielt die diesbezüglichen Ereignisse auf den Seiten 
vom 25. und 26. Oktober sowie auf einer Notizseite des Kalenders fest, so dass 
ihr Fehlen zunächst nicht auffiel. Anhand der Fotografien ist zu erkennen, dass 
fast alle fehlenden Seiten der Jahre 1939 bis 1943 herausgerissen wurden. Ferner 
erwähnten die Brüder Melocchi, dass die Aufzeichnungen über die Münchner 
Konferenz entfernt wurden. Dabei habe es sich um 10 bis 15 Seiten gehandelt90. 
Tatsächlich fehlte in der ersten italienischen Ausgabe von 1948 jeder Bezug zur 
Münchner Konferenz. Die entsprechenden Einträge tauchten aber kurze Zeit spä-
ter unter ungeklärten Umständen wieder auf und wurden das erste Mal in der 
französischen Zeitung Le Figaro am 26. und 29. Juni 1948 publiziert91.

Nicht nur die fehlenden Stellen werfen die Frage nach der Vollständigkeit auf. 
Am 23. August 1937 schrieb Ciano, er gedenke „von heute ab […] das Tagebuch 
wieder regelmäßig zu führen“92. Dieser Satz suggeriert, dass es trotz der gegentei-
ligen Versicherungen Edda Cianos frühere Aufzeichnungen gegeben hat – und in 
der Tat kann dies nicht ausgeschlossen werden: Zum einen weichen Edda Cianos 
Angaben über den Umfang voneinander ab. Zunächst gab sie an, das Tagebuch 
reiche vom Juli 1939 bis Februar 194393. Später sprach sie von einem Zeitraum 
von 1937 bis 1943, wobei sie nicht erwähnte, dass das Tagebuch erst am 23. Au-
gust 1937 einsetzte. Zum anderen steht ihren Aussagen der Bericht Susmels ge-
genüber, der den Zeitraum der Tagebücher von 10. Juni 1936 bis 8. Februar 1943 

87	 Library of Congress, Working Papers, Cont. 4 u. Cont. 5.
88	 Nach Susmel, Vita sbagliata, S. 92 f., hat Ciano die Einträge im März entfernt, um die Rolle 

seines Vaters bei der Übertragung des Oberbefehls über die Armee auf Mussolini nicht in 
einem schlechten Licht erscheinen zu lassen.

89	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum Barnes to Dulles (Bern), 15. 1. 1945, S. 2.
90	 Mudd Library, Allen W. Dulles Papers, Digital Files Series, 1939–1977, Memorandum from 

Dulles, Subject: Ciano Diaries for 1937 and 1938, 18. 5. 1945, S. 3.
91	 Vgl. Paul Reynaud, In the Thick of the Fight 1930–1945, New York 1955, S. 193.
92	 Ciano, Tagebücher 1937/38, S. 1.
93	 NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1345, Telegram from Dulles (Bern) to Donovan 

(Washington), 15. 12. 1944.



VfZ 4/2012

  Tobias Hof:   523 
Die Tagebücher von Galeazzo Ciano   523

datiert94. Auch Benini äußerte sich gegenüber Cumming in ähnlicher Weise95. 
Nach Susmel sei es jedoch Frau Beetz nur möglich gewesen, die Einträge vom 23. 
August 1937 bis zum 31. Dezember 1938 zu kopieren96.

Edda Ciano selbst vermutete, dass ihr Ehemann Anfang 1941 kein Tagebuch 
führte, da er als Pilot in Bari stationiert gewesen sei – für die restlichen Lücken 
hatte sie keine Erklärung. Vehement bestritt sie, dass sie die Seiten entfernt 
habe97. Ähnlich wie Galeazzo Ciano selbst hatte aber auch sie genügend Zeit, die 
Tagebücher gründlich zu lesen und zu verändern. Ein Motiv für Änderungen 
besaß auch sie: Sie wollte das Ansehen ihres Mannes retten. Für Dulles kamen 
grundsätzlich zwei Möglichkeiten in Betracht: Die Seiten wurden herausgerissen, 
um Platz zu sparen, oder weil sie Aussagen gegen die Alliierten beinhalteten und 
somit die Cianos kompromittierten. Er selbst tendierte zur letzteren Interpretati-
on und regte deshalb an, die fehlenden Daten mit den historischen Ereignissen 
zu kontextualisieren, um Gründe für die Lücken zu finden – ein Vorschlag, der 
bis heute nicht umgesetzt wurde98.
Welches Potenzial ein solches Vorgehen besitzt, soll an drei Beispielen aufgezeigt 
werden: Am 12. April 1940 meldete sich Ciano krank, er kehrte erst am 20. April 
wieder ins Außenministerium zurück. Am 12. April notierte er in sein Tagebuch: 
„Ich legte mich mit einer teuflischen Grippe zu Bett und bleibe bis zum Samstag, 
den 20.  April liegen“99. Die Seiten vom 13. bis zum 18. April sind herausgerissen, 
der 19. April ist durchgestrichen. Warum Ciano in dieser Woche nichts notierte 
oder die Seiten nicht einfach gestrichen wurden, ist gerade deshalb verwunder-
lich, da es zu dieser Zeit zu einem Zerwürfnis zwischen Ciano und Mussolini über 
die Frage der italienischen Kriegsbeteiligung gekommen sein soll und diese Mei-
nungsverschiedenheiten erst am 20. April wieder ausgeräumt wurden. Der ame-
rikanische Botschafter William Phillips war äußerst verwundert, dass Ciano ihn 
am 22. April immer wieder eindringlich bat, Gerüchte über Unstimmigkeiten 
zwischen ihm und dem Duce nicht zu glauben und ihnen entschieden entgegen-
zutreten. Ciano habe betont, dass er als Außenminister nur den Willen Mussolinis 
ausführe. Phillips mutmaßte, dass sich der Duce angesichts der deutschen Erfolge 
in Skandinavien für den Kriegseintritt entschieden habe. Ciano, der einen sol-
chen Schritt ablehnte, habe nicht die Courage besessen, gegen seinen Schwieger-

94	 Vgl. Susmel, Vita sbagliata, S. 370. Im April 1945 tauchte eine Tagebuchseite auf, die auf Frei-
tag den 31. August datiert war. Dieses Datum fiel jedoch lediglich 1934 auf einen Freitag, 
weswegen über frühere Tagebuchbände Cianos spekuliert wurde. Es stellte sich jedoch her-
aus, dass es sich um einen Druckfehler im Kalender handelte. Gemeint war nicht der 31.8, 
sondern der 31. 7. 1941. NARA, RG 226, Entry 134, Box 215, Folder 1345, Telegram from 
Dulles (Bern) to Donovan (Washington), No. 10167, 13. 4. 1945. Es gibt somit keine Indizien, 
dass Ciano bereits vor Sommer 1936 ein Tagebuch führte.

95	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Cummings, 16. 8. 1944, S. 1.
96	 Vgl. Susmel, Vita sbagliata, S. 370.
97	 Zit. nach Moseley, Zwischen Hitler und Mussolini, S. 283
98	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Wa

shington), 19. 1. 1945, S. 1f.
99	 Library of Congress, Working Papers, Cont. 4, Eintrag am 12. 4. 1940.
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vater zu intervenieren, und sich deshalb absichtlich krankgemeldet, um einem 
Konflikt mit Mussolini aus dem Weg zu gehen100.

Ciano befand sich vom 10. bis 19. Juli, vom 27. bis 30. Juli sowie vom 17. bis 
25. August 1942 in Livorno. Im Gegensatz zu früheren Besuchen in seiner Ge-
burtsstadt gibt es in diesen Fällen keine Tagebucheinträge101. Glaubt man den 
Memoiren von General Giacomo Carboni, der einer der prominenten Kritiker 
des „Achsen“-Bündnisses und des italienischen Kriegseintritts war, so traf er sich 
in dieser Zeit des Öfteren mit Ciano in Livorno. Bei diesen Gesprächen sei es un-
ter anderem um die Krise in der faschistischen Partei, um militärische Aktionen, 
den Fortbestand des Regimes und über mögliche Wege, Italien aus dem Krieg zu 
lösen, gegangen102. Es kann nur spekuliert werden, warum in Cianos Tagebuch 
keine Hinweise über diese Treffen zu finden sind103.

Nicht minder bedeutend ist das Fehlen der Originalseite des 1. und 2. Februars 
1943. Der ehemalige deutsche Vizekonsul in Zürich und Mitarbeiter des Amtes 
Ausland/Abwehr Hans Bernd Gisevius berichtete, dass es der Abwehr gelungen 
sei, zahlreiche Telegramme der US-Botschaft in Bern abzufangen und zu dechif-
frieren. In einer dieser Nachrichten habe sich der Name Cianos in einer Liste 
von Personen gefunden, die von den Alliierten als potenzielle Kollaborateure an-
geworben werden sollten. Diese Nachricht gelangte über Adolf Hitler direkt an 
Mussolini – kurz danach erfolgte Cianos Versetzung. Das besagte Telegramm fiel 
auf den 1. Februar 1943104.

Eine Kontextualisierung des Tagebuchs mit den historischen Ereignissen ist 
aber nicht nur bei den fehlenden Seiten lohnenswert. So notierte Ciano am 12. 

100	 Houghton Library, Phillips Diaries, Series III, 18, Folder 8, 22. 4. 1940. Im britischen Außen
ministerium wurde auf Grundlage von Informationen des britischen Botschafters im Vati-
kan Osborne die Zeit zwischen dem 9.4 und dem 20. 4. 1940 rekonstruiert. Demnach mel-
dete sich Ciano nach einem Streit mit Mussolini am 13.4. krank. Nachdem sich Mussolini 
in der Nacht vom 17. auf den 18.4. nach Rücksprache mit Marschall Badoglio und General 
Soddu gegen einen unmittelbaren Kriegseintritt entschieden habe, sei am 20.4 die Aussöh-
nung mit seinem Schwiegersohn erfolgt. NA, FO 1011/210, Nichols (London) to Osborne 
(Vatican), 6. 5. 1940. Ciano selbst schrieb in seinem Tagebuch, dass Rom voll von Gerüchten 
wegen seiner Abwesenheit sei und man von einer „diplomatischen Krankheit“ spreche. Er 
dementierte diese Gerüchte in seinen Aufzeichnungen jedoch nicht. Library of Congress, 
Working Papers, Cont. 4, Eintrag am 20. 4. 1940. Auch in anderen kritischen Momenten 
blieb Ciano wohl absichtlich dem Außenministerium fern. So mutmaßte das britische Au-
ßenministerium, Ciano sei im Mai 1940 nach Albanien gereist, um eine mögliche Kriegs-
erklärung an Frankreich und Großbritannien nicht selbst übermitteln zu müssen. NA, FO 
371/24868, R 6153/6153/90, Visit of Count Ciano to Albania, 19. 5. 1940.

101	 Während Ciano vom 27. bis 30. 7. 1942 lediglich notierte, er sei in Livorno, sind die Seiten 
vom 10. bis 19.7. sowie vom 18. bis 23. 8. 1942 herausgerissen worden.

102	 Vgl. Giacomo Carboni, Memorie Segrete 1935–1948, Florenz 1955, S. 139–177.
103	 In seinem Tagebuch erwähnte Ciano nur ein Treffen mit Carboni in Livorno, in: Library of 

Congress, Working Papers, Cont. 5, Eintrag am 31. 5. 1942.
104	 Vgl. Document 1–17, Telegram 729, February 1, 1943, in: Neal H. Petersen (Hrsg.), From 

Hitler’s Doorstep. The Wartime Intelligence Reports of Allen Dulles 1942–1945, Pennsyl-
vania 1996, S. 35 f.; NARA, RG 226, Entry 190C, Box 9, Folder 123, Letter from Gisevius to 
Dulles, 24. 1. 1949, S. 22 f.; ebenda, Box 10, Folder 162, Memorandum from Dulles (Bern), 
Secret, 14. 4. 1943, S. 1.
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Dezember 1940, dass General Rodolfo Graziani für die Lage in Nordafrika „Rom-
mel – und damit Mussolini“ verantwortlich machte. In der Tat schickte Graziani 
ein Telegramm nach Rom, in dem er Mussolini heftig attackierte105. Von Rom-
mel war darin freilich nicht die Rede, da dieser erst im Frühjahr 1941 den afri-
kanischen Kriegsschauplatz betrat und zuvor keinen Kontakt mit den Italienern 
hatte. Bereits 1965 wies Andreas Hillgruber auf diesen Widerspruch hin106. Einige 
Forscher wie unter anderem De Felice behaupteten, Ciano habe versehentlich 
„Rommel“ anstatt „Rom“ geschrieben107. Diese These erklärt jedoch nicht, warum 
Ciano dieser Fehler unterlief. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass er den Ein-
trag nach der Entsendung Rommels nach Nordafrika im Februar 1941 nieder-
schrieb oder zumindest ergänzte108.

Dulles verwies noch auf eine weitere Besonderheit, die bislang in keiner Pu-
blikation erwähnt wurde: Auf einigen Seiten befinden sich in der rechten oberen 
Ecke in roter Farbe eingetragene Buchstaben – oder, wie im Falle vom 10. Juli 1941, 
eine Zeichnung, die entfernt an ein Strichmännchen erinnert. Da auch Edda Cia-
no hierfür keine Erklärung hatte, vermutete Dulles, dass es sich um die Initialen 
von Cianos Geliebten handle. Bislang wurde diese Mutmaßung nicht verifiziert, 
und auch Dulles selbst blieb skeptisch109. Von den insgesamt 23 Buchstabenkom-
binationen tauchen nur drei Namen in einer Liste potenzieller Geliebter auf, die 
Dulles anfertigte110. Die meisten Stellen, an denen diese Kombinationen vorkom-
men – 134 von 160 –, finden sich in den Jahren 1941 und 1942. Ferner ist zu be-
denken, dass es sich bei Cianos Aufzeichnungen primär um politische Tagebücher 
handelte, in denen er private Angelegenheiten meist ausblendete. Es mutet somit 
sonderbar an, dass er die Initialen seiner Geliebten eingetragen haben soll. Derar-
tiges würde man eher in einem persönlichen Terminkalender vermuten.

6. Ausblick: Die Tagebücher Cianos in einer quellenkritischen Edition

Historiker haben gegenüber Egodokumenten häufig Vorbehalte111. Im Umgang 
mit Tagebüchern und Memoiren von faschistischen Größen im Allgemeinen und 

105	 Vgl. Graziani, Ho difeso la patria, S. 235 f.
106	 Vgl. Andreas Hillgruber, Hitlers Strategie. Politik und Kriegführung 1940–1941, Frankfurt a. 

M. 1965, S. 282, Anm. 17.
107	 Zudem datierte De Felice das Ereignis fälschlicherweise auf den 13. 12. 1940. Vgl. De Felice 

(Hrsg.), Ciano. Diario 1937–1943, S. 488. Graziani gab in seinen Memoiren, in denen er 
die Ciano-Tagebücher teils ausgiebig zitierte, diese Stelle ebenfalls ungenau wieder. Cianos  
Erwähnung von Rommel ließ er schlichtweg aus. Vgl. Graziani, Ho difeso la patria, S. 265.

108	 Vgl. MacGregor Knox, Mussolini Unleashed 1939–1941. Politics and Strategy in Fascist 
Italy’s Last War, Cambridge u. a. 1982, S. 291.

109	 NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11, Memorandum from Dulles (Bern) to Shepardson (Wa
shington), 19. 1. 1945, S. 2.

110	 Die Liste von Dulles (NARA, RG 226, Entry 190C, Box 11) weist zwölf Initialen auf. Ledig-
lich Lola Giovanelli (LG), Cyprienne del Drago (CDD) und Marina Chaliafine (MC) stim-
men mit den im Tagebuch gefundenen Initialen überein.

111	 Allgemein zur Problematik von Egodokumenten vgl. Dagmar Günther, „And now for 
something completely different“. Prolegomena zur Autobiographie als Quelle der Ge-
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den Tagebüchern Cianos im Speziellen ist von solcher Skepsis wenig zu spüren112 
– konkrete Folgen hatte sie jedenfalls nicht. Angesichts der hier aufgezeigten Pro-
bleme und offenen Fragen ist es aber dringend geboten, die Ciano-Tagebücher 
und damit eines der wichtigsten Egodokumente der faschistischen Epoche für 
die Wissenschaft als quellenkritische Edition zugänglich zu machen. Die bislang 
vorhandenen Ausgaben weisen nicht nur zahlreiche Unterschiede zu den Origi-
nalfotografien auf, sie werden vor allem der Besonderheit der Tagebücher nicht 
gerecht: Ciano verstand spätestens seit dem Frühsommer 1942 seine Aufzeich-
nungen als „politische Waffe“, und er besaß die Möglichkeit und die Zeit, seine 
Eintragungen zu ändern. Auch nach seinem Tod behielten seine Tagebücher ihre 
Rolle als „politische Waffe“. Nicht nur Edda Ciano und die Amerikaner hatten 
ihre ganz eigenen Interessen, sondern auch für Personen wie Beetz, Benini, Ma-
gistrati oder Pucci bot ihre Mithilfe bei der Beschaffung der Tagebücher die Mög-
lichkeit, das eigene Bild zu korrigieren. Und dies zahlte sich aus: So konnte zum 
Beispiel Pucci dank amerikanischer Fürsprecher nach dem Zweiten Weltkrieg 
ohne Strafverfahren nach Italien zurückkehren. Magistrati konnte seine Karriere 
im Diplomatischen Dienst nach 1945 fortsetzen.

Aufgrund der Wahrscheinlichkeit, dass die Tagebücher instrumentalisiert und 
verändert wurden, müssen gerade die zahlreichen Lücken und die Einträge, bei 
denen größere Ausstreichungen vorgenommen wurden, mit anderen Quellen 
in Bezug gesetzt werden. Hierfür sind vor allem zwei Quellengruppen geeignet. 
Zum einen sollten die stenografischen Aufzeichnungen der Gespräche Cianos 
mit Protagonisten des faschistischen Regimes, ausländischen Diplomaten oder 
Staatsmännern verwendet werden. Ein Großteil dieser Protokolle wurde kurz 
nach dem Zweiten Weltkrieg in dem Buch L’Europa verso la catastrofe publiziert, das 
jedoch Ungenauigkeiten aufweist und nicht alle bekannten Gesprächsprotokolle 
enthält113. Eine umfassende Sammlung findet sich in den National Archives in 
Washington114. Sie gelangte über die italienische Botschaft in Lissabon in die Hän-
de der Amerikaner, die die Dokumente im März 1946 ablichteten. Diese Protokol-
le sind deswegen für eine kritische Edition der Tagebücher von solcher Bedeu-
tung, da Ciano selbst immer wieder in seinen Aufzeichnungen auf sie verwies115. 
Zum anderen müssen Tagebücher von zeitgenössischen in- und ausländischen 
Diplomaten und Politikern sowie Dokumente der wichtigsten Außenministerien 
herangezogen werden – so zum Beispiel die Tagebücher des britischen und ame-
rikanischen Botschafters in Rom sowie von Otto von Bismarck, Mitarbeiter an der 
deutschen Botschaft. Dadurch können die Aufzeichnungen Cianos ergänzt, kon-

schichtswissenschaft, in: Historische Zeitschrift 272 (2001), S. 25–61.
112	 Auch die Historikerkommission zur Aufarbeitung der Geschichte des Auswärtigen Amts 

verwendete lediglich die amerikanische Ausgabe und gab diese sogar als „Original“ an. Vgl. 
Eckart Conze/Norbert Frei/Peter Hayes/Moshe Zimmermann, Das Amt und die Vergan-
genheit. Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik, München 
2010, S. 760.

113	 Vgl. Smyth, Secrets, S. 16 f.
114	 NARA, RG 242, Microfilm Records, T816, Roll 1–3.
115	 Vgl. Smyth, Secrets, S. 1–12.
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textualisiert und womöglich sogar Unterschiede in der Berichterstattung über 
gemeinsame Gespräche herausgearbeitet werden116. Auch die jüngst publizierten 
Tagebücher von Claretta Petacci und von Cianos Mitarbeiter im Außenministeri
um Luca Pietromarchi können Vergleichs- und Ergänzungszwecken dienen117.

Die Authentizität der Ciano-Tagebücher wird damit nicht in Frage gestellt118. 
Aber es muss aufgrund der offenen Fragen, wie sie bereits in den Originalen auf-
treten, und der vielen Monita, die sich auf die publizierten Versionen beziehen, 
entschieden vor einem allzu kritiklosen Umgang mit letzteren gewarnt werden, 
wie dies derzeit geschieht. Erst durch eine aufwändige kritische Edition wird es 
möglich sein, eines der wichtigsten Egodokumente der faschistischen Epoche für 
die Wissenschaft aufzubereiten und ein neues Bild des widersprüchlichen Cha-
rakters von Ciano zu gewinnen.

116	 Von Interesse ist unter anderem die unterschiedliche Darstellung des letzten Gesprächs zwi-
schen dem britischen Botschafter Sir Percy Loraine und Galeazzo Ciano am 10. 6. 1940. Lo-
raine beschwerte sich in mehreren Briefen an Sir Winston Churchill, dass die von Ciano in 
seinem Tagebuch niedergeschriebene Version nicht genau und unvollständig sei. Churchill 
hatte für sein Buch The Second World War lediglich auf Cianos Aufzeichnungen zurückge-
griffen. NA, FO 1011/214, Loraine (Highcliffe) to Churchill (London), 17. 2. 1949; NA, FO 
1011/214, Churchill (Westerham) to Loraine (Highcliffe), 14. 3. 1949.

117	 Vgl. Luca Pietromarchi, I diari e le agende di Luca Pietromarchi (1938–1940), hrsg. von 
Ruth Nattermann, Rom 2009.

118	 So bestreitet u. a. David Irving, Hitler’s War, London u. a. 1977, S. XX, die Authentizität der 
Tagebücher.



VfZ 4/2012 © Oldenbourg 2012 DOI 10.1524/vfzg.2012.0026

  529

Der Name des bolschewistischen Revolutionärs und Diplomaten Viktor Kopp 
sagt nur wenigen Spezialisten etwas. Dabei spielte er als Vertreter Moskaus in Ber-
lin während der unruhigen Jahre zwischen dem Abbruch der diplomatischen Be-
ziehungen des Deutschen Reiches mit Sowjetrussland Ende 1918 und ihrer Wieder-
aufnahme in Rapallo im April 1922 eine Schlüsselrolle. Kopp wollte nicht weniger 
erreichen als eine sowjetisch-deutsche Allianz, um das Versailler System kriegerisch 
zu sprengen und so den Weg zur Ausdehnung der „Weltrevolution“ nach Westen 
freizumachen. Der russische Historiker Vasilij Černoperov rekonstruiert auf der 
Basis intensiver Quellenstudien Kopps Ideen und Aktivitäten, die Grenzen ihrer 
Durchsetzbarkeit und ihre letztendlichen Wirkungen.  nnnn

Vasilij L. Černoperov

Viktor Kopp und die Anfänge der sowjetisch-deutschen 
Beziehungen 1919 bis 1921

Die Zahl der Darstellungen über den Einfluss des bolschewistischen Diplomaten 
Viktor Leont‘evič Kopp auf die sowjetisch-deutschen Beziehungen geht in die 
Dutzende, die sich indes den verschiedenen Aspekten des Themas mit sehr un-
terschiedlicher Intensität zuwenden. Die Forschung konzentriert sich vor allem 
auf zwei Fragen: Kopps Beitrag zum „deutschen Oktober“, den Moskau während 
der „Ruhrkrise“ 19231 plante, sowie seine Rolle bei der Anbahnung der militä-
risch-technischen Zusammenarbeit zwischen Sowjetrussland und der Weimarer 
Republik2. Geringere Aufmerksamkeit wurde den Bemühungen Kopps um die 

1	 Vgl. V. A. Zubačevskij, Politika Rossii v otnošenii vostočnoj časti Central’noj Evropy (1917–
1923): Geopolitičeskij aspekt, Omsk 2005, S. 182–184; I. K. Kobljakov, Načalo rapall’skogo 
perioda v sovetsko-germanskich otnošenijach (1922–1923), in: Istorija SSSR (1973), Nr. 6, 
S. 32; P.N. Ol’šanskij, Rižskij dogovor i razvitie sovetsko-pol’skich otnošenij 1921–1924, Mos-
kau 1974, S. 170 u. S. 176–188; Edward H. Carr, The Interregnum 1923–1924, London 1954, 
S. 218–219 u. S. 223–224; Louis Fisher, The Soviets in World Affairs: A History of the Relati-
ons between the Soviet Union and the World, 1917–1929: In two Volumes, Princeton/NJ. 
21951, Vol. I, S. 459 f.; John Hiden, The Baltic States and Weimar Ostpolitik, Cambridge 1987, 
S. 139; Josef Korbel, Poland between East and West: Soviet and German Diplomacy toward 
Poland, 1919–1933, Princeton/NJ. 1963, S. 138 f. u. S. 141; Günter Rosenfeld, Sowjetunion 
und Deutschland, 1922–1933, Berlin (Ost) 1984, S. 58 f.

2	 Vgl. Sergej A. Gorlov, Soveršenno sekretno: Moskva-Berlin, 1920–1933: Voenno-političeskie 
otnošenija meždu SSSR i Germaniej, Moskau 1999, S. 24 f., S. 33–35, S. 39–41, S. 44, S. 46 u. 
S. 48–58; Edward. H. Carr, German-Soviet Relations between the two World Wars, 1919–1933, 
Baltimore 1951, S. 57; Francis L. Carsten, Reichswehr und Politik, Köln1965, S. 141 f. u. S. 147; 
Harold J. Gordon, The Reichswehr and the German Republic, 1919–1926, Princeton/NJ. 
1957, S. 344; John Erickson, Soviet High Command: Military-Political History, 1918–1941, 
London 1962, S. 92, S. 147 u. S. 148–151; Klaus Hildebrand, Das deutsche Reich und die So-
wjetunion im internationalen System, 1918–1932: Legitimität oder Revolution?, Wiesbaden 
1977, S. 24 f. u. S. 30; Hans Meier-Welcker, Seeckt, Frankfurt a. M. 1967, S. 325 u. S. 459; Bernd 
Ruland, Deutsche Botschaft Moskau: 50 Jahre Schicksal zwischen Ost und West, Bayreuth 
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Heimkehr russischer Kriegsgefangener des Ersten Weltkriegs und internierter 
Rotarmisten, die während des polnisch-sowjetischen Kriegs im Jahre 1920 auf 
deutsches Territorium geraten und dort interniert worden waren, zuteil3; auch 
sein Anteil an der Schaffung bilateraler Handelsbeziehungen4, sein Beitrag zu 
neuen Konzeptionen der sowjetischen Außenpolitik in der durch verstärkte West-
orientierung gekennzeichneten Ära Stresemann5 und seine Rolle bei der Beile-
gung des Konflikts um die Handelsvertretung der UdSSR im Mai 1924 wurden 
weniger intensiv untersucht6. Dabei sahen die meisten Autoren in Kopp einen 
„erfahrenen Unterhändler“7 und richteten ihr Augenmerk auf den von ihm An-
fang der 20er Jahre genutzten „Polen- und Entente-Faktor“, eine Fortsetzung der 
von Karl Radek entwickelten Ideen. Am klarsten dargestellt ist das Problem der 
Kontinuität von Radeks und Kopps Politik und des Stellenwerts, den antiwestliche 
Stimmungen darin einnehmen, in den Untersuchungen des Engländers Gerald 

1964, S. 175; Manfred Zeidler, Reichswehr und Rote Armee, 1920–1933: Wege und Stationen 
einer ungewöhnlichen Zusammenarbeit, München 21994, S. 47 f., S. 50–52 u. S. 54.

3	 Vgl.H. M. Šilincev, Stranicy proletarskoj solidarnosti (K istorii internirovanija nekotorych častej 
Krasnoj Armii v Germanii v 1920 gody), Kišinev 1984, S. 53, S. 56, S. 64, S. 67, S. 69–72, S. 84 u. 
S. 87; Johannes Baur, Zwischen „Roten“ und „Weißen“: Russische Kriegsgefangene in Deutsch-
land nach 1918, in: Karl Schlögel (Hrsg.), Russische Emigration in Deutschland 1918–1941. 
Leben im europäischen Bürgerkrieg, Berlin 1995; Karl Dietrich Erdmann/Helmut Grieser, 
Die deutsch-sowjetischen Beziehungen in der Zeit der Weimarer Republik als Problem der 
deutschen Innenpolitik, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 26 (1975), S. 403–426, 
hier S. 409; Carr, German-Soviet Relations, S. 48; Johannes Zelt, Die deutsch-sowjetischen Be-
ziehungen in den Jahren 1917–1921 und das Problem der Kriegsgefangenen und Internier-
ten, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 15 (1967), S. 1015–1032, hier S. 1018, S. 1025 f., 
S. 1028 u. S. 1031.

4	 Vgl. V.A. Šiškin, Sovetskoe gosudarstvo i strany Zapada v 1917–1923 gg: Očerki istorii stanov-
lenija ėkonomičeskich otnošenij, Leningrad 1969, S. 126 f., S. 211–218 u. S. 260 f.; Jürgen Bel-
lers, Aussenwirtschaftspolitik und politisches System der Weimarer Republik, Münster 1988, 
S. 234–237; Carr, German-Soviet Relations, S. 50 f.; Herbert Helbig, Die Träger der Rapallo-
Politik, Göttingen 1955, S. 47; Jürgen Zarusky, Die deutschen Sozialdemokraten und das so-
wjetische Modell. Ideologische Auseinandersetzung und außenpolitische Konzeptionen, 
1917–1933, München 1992, S. 97 u. S. 130 f.

5	 Vgl. Karl Dietrich Erdmann, Das Problem der Ost- oder Westorientierung in der Locarno-
Politik Stresemanns, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 6 (1955), S. 133–162, 
hier S. 141; Zygmunt J. Gasiorowski, The Russian overture to Germany of December 1924, 
in: The Journal of Modern History 30 (1958), S. 99–118; Helbig, Rapallo-Politik, S. 164–174; 
Hiden, The Baltic States, S. 147; Christian Höltje, Die Weimarer Republik und das Ostlocar-
no-Problem, 1919–1934, Würzburg 1958, S. 171 f.; Rosenfeld, Sowjetunion und Deutschland, 
S. 133 f.; Theodor Schieder, Die Probleme des Rapallo-Vertrages, in: Arbeitsgemeinschaft für 
Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen: Geisteswissenschaften, Köln/Opladen 1956, H. 
23, S. 61; Martin Walsdorff, Westorientierung und Ostpolitik: Stresemanns Rußlandpolitik in 
der Locarno-Ära, Bremen 1971, S. 63; Heinrich-August Winkler, Der Weg in die Katastrophe 
und die Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik, 1930–1933, Berlin/Bonn 1987, S. 30.

6	 Vgl. Helbig, Rapallo-Politik, S. 135; Rosenfeld, Sowjetunion und Deutschland, S.106.
7	 George F. Kennan, Russia and the West under Lenin and Stalin, Boston/Toronto 1961, S. 176.
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Freund8, der Deutschen Horst Günther Linke9, Marie-Luise Goldbach10 und be-
sonders Gerhard Wagner11. Die genannten Arbeiten basieren auf einem soliden 
Quellenfundament, das Archivmaterialien, publizierte Dokumente, Memoiren, 
Briefwechsel und Presse einschließt. Doch viele Quellen blieben verschlossen, 
insbesondere die in den russischen Archiven. Dem Autor ist es gelungen, Zugang 
zu einschlägigen Dokumenten des Archivs der Außenpolitik der Russischen Fö-
deration (AVP RF), des Russischen Staatsarchivs für sozial-politische Geschichte 
(RGASPI) und des Russischen Staatsarchivs für Wirtschaft (RGAĖ) zu bekommen.

In den reichen Beständen des AVP RF fanden sich Materialien zur diploma-
tischen Tätigkeit Viktor Kopps in Deutschland, und zwar im Bestand des lang-
jährigen Volkskommmissars für Auswärtige Angelegenheiten der RSFSR/UdSSR, 
Georgij Čičerin (Fond 04) sowie im nicht geheimen (Fond 82) und im geheimen 
Teil der Berichte über Deutschland (Fond 082). Hier sind einige Rapporte Kopps 
an Čičerin aus dem Dezember 1920 aufbewahrt, die nicht im Fond 04 vorhanden 
waren. Bei der überwältigenden Mehrheit der im AVP RF gefundenen Quellen 
handelt es sich um amtliche Dokumente, deren Echtheit nicht in Zweifel steht. 
Bei einem Teil des Materials handelt es sich um hand- oder maschinengeschrie-
bene Originale, die Kopps charakteristische Unterschrift tragen. Die Texte vieler 
Quellen sind von ihm korrigiert bzw. tragen seinen persönlichen Stempel. Einen 
weiteren Nachweis der Echtheit liefert der Vergleich von Original und Kopien 
ein und desselben Dokuments in verschiedenen Beständen und Archiven. In den 
20er und 30er Jahren schickten sowjetische Politiker und Diplomaten Berichte, 
Depeschen oder Telegramme nicht nur an den Adressaten, sondern in Kopie an 
mehrere Personen, von denen einige ihrerseits dann auch Duplikate anfertigten. 
Man weiß, dass gerade Čičerin gern so verfuhr. Dies führte dazu, dass viele dieser 
Dokumente in verschiedenen Beständen eines Archivs oder verschiedener Archi-
ve aufbewahrt worden sind. So haben wir zum Beispiel identische Texte von Kopps 
Bericht vom 27. September 1920 mit einer Analyse der sowjetisch-deutschen Be-
ziehungen nicht nur im AVP RF, sondern auch in den Beständen des RGASPI und 
im RGAĖ gefunden12.

Eine beachtliche Anzahl von Dokumenten zur diplomatischen Arbeit Kopps in 
Deutschland wird ferner in den Beständen des RGASPI aufbewahrt. Zum großen 
Teil handelt es sich um Kopien und Originale seiner Briefe an die Führer der bol-

  8	 Vgl. Gerald Freund, Unholy Alliance: Russian-German Relations from the Treaty of Brest-
Litovsk to the Treaty of Berlin. With an Introduction by John W. Wheeler-Bennett, London 
1957, S. 51 u. S. 74.

  9	 Vgl. Horst Günther Linke, Deutsch-sowjetische Beziehungen bis Rapallo, Köln 21972, S. 86–
89, S. 92, S. 103 f., S. 107 f., S. 114–116, S. 125 u. S. 147 f.

10	 Vgl. Marie-Luise Goldbach, Karl Radek und die deutsch-sowjetischen Beziehungen, 1918–
1923, Bonn-Bad Godesberg 1973, S. 46 f., S. 59 u. S. 104.

11	 Vgl. Gerhard Wagner, Deutschland und der polnisch-sowjetische Krieg 1920, Wiesbaden 
1979, S. 43, S. 84–86, S. 88 f., S. 96–102 u. S. 271 f.

12	 Archiv vnešnej politiki Rossijskoj Federacii (künftig: AVP RF), F. 04, Op. 13, P. 73, D .038, L. 
7–10; Rossijskij gosudarstvennyj archiv social’noj politiki (künftig: RGASPI), F. 5, Op.1, D. 
2137, L. 41–43; Rossijskij gosudarstvennyj archiv ėkonomiki (künftig: RGAĖ), F. 413, Op. 2, 
D. 328, L. 1–3.



VfZ 4/2012

532   Aufsätze

schewistischen Partei und des Staates, vor allem an den Vorsitzenden des Rats der 
Volkskommissare, Vladimir Il‘ič Lenin. Einige von ihnen, aber bei weitem nicht 
alle, sind Duplikate von Dokumenten, die im AVP RF entdeckt wurden. So werden 
zum Beispiel nur im persönlichen Bestand Lenins (Bestand 2) und in seinem Be-
stand als Vorsitzender des Rats der Volkskommissare der RSFSR/UdSSR (Bestand 
5) Berichte Kopps über die gesellschaftlich-politische Situation in Deutschland 
im Sommer 1920 und seine Einschätzung der Strategie der deutschen kommunis-
tischen Bewegung13 aufbewahrt. Im RGASPI befindet sich auch der einzigartige 
Schriftwechsel zwischen Lenin und Čičerin vom Frühjahr/Sommer 1921, in dem 
deren Vorstellungen von den Perspektiven der Arbeit Kopps in Deutschland14 
dargelegt werden und Beurteilungen seiner Tätigkeit durch führende Mitarbeiter 
des Narkomindel sowie von Parteifunktionären15 enthalten sind.

Von grundsätzlicher Bedeutung für diese Arbeit waren ebenfalls die im RGAS-
PI aufbewahrten Sitzungsprotokolle des Politbüros des ZK der RKP (b)/ VKP 
(b), deren Nutzung durch die publizierten Tagesordnungen erheblich erleichtert 
wird16. Ebenfalls wichtig bei der Vorbereitung dieser Arbeit waren Materialien des 
Volkskommissariats für Außenhandel (NKVT), die im RGAĖ, im 14 Verzeichnisse 
umfassenden Bestand 413, aufbewahrt werden. Von Bedeutung sind hier vor 
allem die Archivstücke des Verzeichnisses 2 (Geschäftsführung und Sekretariat 
des NKVT der SSSR 1917–1925) und des Verzeichnisses 6 (Abteilung für besonde-
re Auslandsaufträge des NKVT SSSR 1920–1927).

Ein halblegaler Botschafter

Im Juli 1919 reiste V.L. Kopp illegal in einer deutschen Soldatenuniform, in deren 
Futter Brillanten eingenäht waren, in Deutschland ein17. Die deutschen Behör-
den erfuhren recht bald von seiner Ankunft. In der regierenden SPD erinnerte 
man sich seiner aus der gemeinsamen Arbeit bis 191318, im Kriegsministerium 
aufgrund seiner Kriegsgefangenschaft (1915–1918), und im Auswärtigen Amt als 
Berater der ersten bolschewistischen Vertretung in Berlin, an deren Spitze 1918 
Adolf Joffe19 stand. Nach seinem erneuten Eintreffen in Berlin verhielt Kopp sich 
nicht besonders konspirativ und besuchte „ein, zwei Mal in der Woche“ offen den 
berühmten „Salon“ von Karl Radek20, den dieser nach seiner Verhaftung infolge 

13	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2136, L. 4–6.
14	 Ebenda, F. 2, Op. 1, D. 19188, L. 1–1ob, und D. 26511, L. 1.
15	 Ebenda, D. 20553, L. 2–4, D. 26519, L. 1–12, und F. 5, Op. 1, D. 2057, L. 26–27.
16	 Politbjuro CK RKP (b) / VKP (b): Povestka dnja zasedanij. 1919–1952: Katalog. T. 1: 1919–

1929, Moskau 2000. Für eine quellenkundliche Analyse dieser Dokumentengruppe vgl. G. 
M. Adibekov/L. P. Košeleva/L.A. Rogovaja, Protokoly Politbjuro CK RKP (b) / VKP (b) kak 
istoričeskij istočnik, in: Politbjuro CK RKP (b) / VKP (b): Povestka dnja zasedanij. 1919–
1952: Katalog, T. 1: 1919–1929, Moskau 2000, S. 5–29,

17	 AVP RF, F. 82, Op. 2, D. 10, L. 1; vgl. V. L. Černoperov, Diplomatičeskaja dejatel’nost‘ V. L. 
Koppa v 1918–1921 gg., Ivanovo 2006, S. 82 f.

18	 Vgl. ebenda, S. 43–56.
19	 Vgl. ebenda, S. 65–70.
20	 RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 1379, L.73 ob.
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des gescheiterten Spartakus-Aufstandes Anfang 1919 im Moabiter Gefängnis „ge-
gründet“ hatte. In diesem „Salon“ verkehrten ebenfalls viele führende Politiker, 
Militärs und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens der Weimarer Republik. 
Über Radek kam Kopp schnell mit ihnen in Kontakt21.

Offiziell kam Kopp als Bevollmächtigter zur Lösung des Kriegsgefangenenpro-
blems22 nach Deutschland. Doch damit verbunden waren noch ganz andere Auf-
gaben, was den scharfzüngigen Radek dazu brachte, Kopp als den sowjetischen 
„halblegalen Bevollmächtigten Vertreter“ in der Weimarer Republik23 zu bezeich-
nen.

Die Analyse von Kopps Berichten zeigt, dass Polen bei seinem Versuch, spe-
zielle Beziehungen zu den deutschen Eliten anzubahnen, einen besonderen 
Stellenwert einnahm. Dieser Staat, wiedergeboren aus den Trümmern des deut-
schen, des russischen und des österreich-ungarischen Reichs, war in der Atmo-
sphäre des Nachkriegschaos und des politischen Vakuums zu einer, wie Kopp 
sich ausdrückte, „Barriere“ zwischen Deutschland und Russland und zugleich 
zu einer „Wärmekompresse“ geworden, die der Weimarer Republik an der Ost-
seite24 aufgelegt worden war. Polen benannte seine territorialen Ansprüche auf 
der Pariser Friedenskonferenz klar durch seinen Vertreter, R. Dmowski, der 
am 29. Januar 1919 in einer fünfstündigen Rede den Aufbau eines „neuen Po-
len“ in den Grenzen der Rzeczpospolita (Erste Polnische Republik) von 1772 
forderte25. Für Deutschland bedeutet das den Verlust von großen Teilen Preu-
ßens. Territoriale Einbußen erwarteten auch die Tschechoslowakei, Sowjet-
russland (RSFSR), die Ukraine, Weißrussland und die Länder des Baltikums. 
 Sowjetrussland, Weißrussland und die Ukraine, lahmgelegt durch den Bürger-
krieg, waren lange Zeit nicht imstande, dem polnischen Druck angemessenen 
Widerstand entgegenzusetzen. Im Westen entwickelten sich die Dinge anders. 
Dort trafen die Polen auf den Widerstand deutscher Freiwilliger und Einheiten 
der Reichswehr26. Zu einem Brennpunkt dieser Kämpfe wurde Oberschlesien27.

Über das Schicksal der umstrittenen Gebiete entschied dann die Pariser Frie-
denskonferenz. Nach dem Versailler Vertrag erhielt Polen Gebiete Pommerns, 
Posen, einen großen Teil Westpreußens und den südlichen Teil Ostpreußens 
(Landkreis Soldau). Danzig wurde zur Freien Stadt unter dem Protektorat des Völ-

21	 Vgl. V. A. Artemov, Karl Radek: ideja i sud’ba, Voronež 2000, S. 70 u. S. 73 f.
22	 Zu Kopps Anteil an der Entscheidung über das Schicksal der Kriegsgefangenen siehe V. L. 

Černoperov, Dejatel’nost‘ sovetskogo diplomata V.L. Koppa po vozvraščeniju na rodinu ros-
sijskich voennoplennych (1919–1921), in: Pervaja mirovaja vojna: poiski novych podchodov 
k issledovaniju, priglašenie k dialogu: doklady akademii voennych nauk (Privol’žskoje otde-
lenie, voennaja istorija ) Nr. 5, (23), Saratov 2006, S. 188 f.

23	 K. B. Radek, Nojabr‘ (stranička iz vospominanij), in: Krasnaja nov‘ (1926), Nr. 10, S. 169.
24	 RGASPi, F. 5, Op. 1, D. 2137, L.40; RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 328, L. 2.
25	 Teresa Kulak, Między Niemcami a Rosją – poglądy Romana Dmowskiego w sprawie polskich 

ziem zachodnich, in: Twórcy polskiej myślli zachodniej, Olsztyn 1966, S. 68.
26	 Vgl. Gorlov, Soveršenno sekretno, S. 27.
27	 Vgl. David Lloyd George, Pravda o mirnych dogovorach: V 2 t.: Per. s angl., Moskau 1957, T. 

2, S. 179; Ferdinand Foche, Vospominanija: Vojna 1914–1918 gg.: Per. s franc., Moskau 1939, 
S. 429 f.
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kerbunds, jedoch in das Zollsystem der Rzeczpospolita eingeschlossen. Außerdem 
erhielt Warschau die Kontrolle über die Eisenbahn und Flussschifffahrtsverbin-
dungen des „Danziger Korridors“. Was Oberschlesien und Teile Ostpreußens (das 
Ermland und Masuren) betraf, so wurde beschlossen, ihre staatliche Zugehörig-
keit durch einen Volksentscheid festzulegen.

Die polnische Politik verstärkte die Russland-Orientierung der militärischen 
und politischen Elite in Deutschland. Am 31. Januar 1920 schrieb der Chef der 
Heeresleitung, General Hans von Seeckt, in einem Brief an General Ewald von 
Massow, „unverbrüchliches“ Ziel der deutschen Ostpolitik sei „die politische und 
wirtschaftliche Vereinigung mit Großrussland“28. Seeckt schlug vor, die Bolsche-
wiki nicht an der Eroberung Polens, Litauens und Lettlands zu hindern, plädierte 
jedoch für Widerstand für den Fall ihres Versuchs, in Deutschland einzudringen. 
Die Idee einer Union mit Sowjetrussland wiederholte Seeckt in einem Memoran-
dum vom 4. Februar 192029. Am Ende dieses Monats erklärte er bei einem Auftritt 
in Hamburg: „Kein Deutscher sollte einen Finger für die Errettung Polens vom 
Bolschewismus rühren, des Todfeinds Deutschlands, des Geschöpfs und Verbün-
deten Frankreichs, […] und wenn der Teufel sich Polen holen würde, sollten wir 
ihm dabei helfen.“30

Wie interessiert man in Deutschland an Kopp war, zeigt eine Entscheidung des 
Auswärtigen Amts vom 20. Februar 1920, mit der Kopp als Bevollmächtigter in Sa-
chen Kriegsgefangene offiziell anerkannt wurde31. Bald ging der sich seit 1918 trä-
ge dahinschleppende sowjetisch-polnische Konflikt in einen richtigen Krieg über. 
Am 25. April 1920 begannen die polnischen Armeen Józef Piłsudskis, verstärkt 
durch Einheiten ukrainischer und weißrussischer Nationalisten, ihren Angriff 
Richtung Osten. Bekanntlich waren sie anfangs erfolgreich. Doch dann ging die 
Rote Armee zur Gegenoffensive über und erreichte gegen Sommeranfang etwa 
wieder die polnischen Ausgangsstellungen.

Zu Beginn des sowjetisch-polnischen Kriegs nahm die deutsche Regierung eine 
abwartende Haltung ein, was Volkskommissar Čičerin am 17. Juni 1920 öffentlich 
kritisierte32. Doch bald veränderte sich die Lage. Die Erfolge der Roten Armee 
fielen mit neuen antideutschen Aktionen der Entente in Ostpreußen zusammen. 
Dem Willen der Bevölkerung zum Trotz, die in den Kreisen Allenstein, Marien-
werder und Osterode in einem Plebiszit vom 11. Juni 1920 zu zwei Dritteln für 
die Zugehörigkeit zu Deutschland votiert hatte33, übergaben ihre Emissäre drei 
Grenzdörfer an Polen. Im Juli forderten die Verbündeten auf der internationalen 

28	 Meier-Welcker, Seeckt, S. 323.
29	 Vgl. Philipp W. Fabry, Die Sowjetunion und das Dritte Reich: Eine dokumentierte Geschichte 

der deutsch-sowjetischen Beziehungen von 1933 bis 1941, Stuttgart 1971, S. 319 f.
30	 Wagner, Deutschland und der polnisch-sowjetische Krieg, S. 45.
31	 Vgl. Sovetsko-germanskie otnošenija ot peregovorov b Brest-Litovske do podpisanija 

Rapall’skogo dogovora: Sb.dokumentov: V 2 t., Moskau 1972, T. 2: 1919–1922. S.152, S. 168 
u. S. 170 (künftig: Sovetsko-germanskie otnošenija).

32	 Dokumenty vnešnej politiki SSSR, Moskau 1958, T. 2, S. 650 (künftig: DVP SSSR).
33	 Vgl. Die Volksabstimmung am 11. Juli 1920 in Ost- und Westpreußen, hrsg. von der Lands-

mannschaft Ostpreußen, Abt. Kultur, Weißenburg 1990, S. 44.
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Konferenz in Spa von Deutschland die Entwaffnung der Freikorps, die Reduzie-
rung der Armee auf 100.000 Mann bis Januar 1921, die Abgabe überschüssiger 
Waffen und eine Klärung der noch ausstehenden Reparationszahlungen. Die Fol-
ge war, dass Berlin am 7. Juli 1920 die diplomatischen Rechte Kopps erweiterte34.

Die Erfolge der Roten Armee erlaubten Kopp in Gesprächen mit dem Russ-
landreferenten des Auswärtigen Amtes, Ago von Maltzan, die Frage einer Neu-
ordnung Osteuropas anzusprechen. So versprach er seinem deutschen Kollegen 
am 19. Juni 1920, dass Moskau sich bei den Verhandlungen über einen Friedens-
vertrag mit Polen für eine Lösung einiger territorialer Fragen im „Korridor“ und 
in Oberschlesien zugunsten Deutschlands einsetzen werde35. Die Erklärungen 
Kopps wurden dem deutschen Außenminister Walter Simons mitgeteilt. Am 
nächsten Tag erklärte Reichspräsident Friedrich Ebert die Neutralität Deutsch-
lands im polnisch-sowjetischen Konflikt36.

Am 21. Juni wandte sich Kopp mit dem Vorschlag an den deutschen Außen-
minister, unverzüglich „an die Wiederaufnahme offizieller Beziehungen heran-
zutreten“, und zwar auf der Grundlage der Annullierung aller Bedingungen des 
Brester Friedensvertrags, eine Friedenserklärung zwischen der RSFSR und dem 
Deutschen Reich vorzubereiten, sowie der Einberufung einer bilateralen Konfe-
renz37. Seine Initiative begründete Kopp so: Das bevorstehende Ende des Krieges 
mit Polen werde dieses Land vermutlich „von einer durch die Entente errichteten 
Barriere zwischen Russland und Deutschland […] in eine verbindende Brücke“38 
verwandeln. Nach Kopps Worten nahm Außenminister Simons sein „Angebot in 
allen Punkten“ an. Seine „einzige formale Bemerkung“ war der Hinweis auf die 
nicht beigelegte Frage des Mords an dem deutschen Gesandten von Mirbach39. 
Zur Abstimmung aller Fragen beschloss Kopp am 24. Juli nach Moskau zu reisen. 
Am Vorabend der Abreise erhielt er von Simons einen Brief an Čičerin, in dem 
der deutsche Außenminister sich bereit erklärte, nach einer Entschuldigung für 
den Mord an Mirbach Ort, Zeit und Charakter „eines gemeinsamen Gesprächs“ 

34	 Vgl. Sovetsko-germanskie otnošenija, T. 2: 1919–1922, S. 191 f.
35	 Vgl. Akten zur deutschen auswärtigen Politik, 1918–1945 (ADAP), Serie A: 1918–1925, Göt-

tingen 1985, Bd.3, S.30.
36	 Vgl. Sovetsko-germanskie otnošenija, T. 2: 1919–1922, S. 195.
37	 Ebenda.
38	 Ebenda, S. 196.
39	 Wilhelm Graf von Mirbach-Harff, Außerordentlicher Gesandter und Bevollmächtigter Mini-

ster des Deutschen Reiches in Sowjetrussland, wurde am 6. 7. 1918 von Jakov Bljumkin und 
Nikolaj Andreev ermordet. Die Tat war als Fanal eines Aufstandes der Linken Sozialrevolu-
tionäre gegen die Bolschewiki gedacht, die damit und insbesondere wegen ihrer Opposi-
tion zum Frieden von Brest-Litovsk die seit Dezember 1917 bestehende Koalition mit den 
Bolschewiki brachen. Die Sowjetregierung entschuldigte sich offiziell für den Vorfall und 
sagte die Bestrafung der Schuldigen zu, wozu es allerdings trotz wiederholter Proteste von 
deutscher Seite nie kam. Vgl. Winfried Baumgart Die Mission des Grafen Mirbach in Mos-
kau April-Juni 1918, in: VfZ 16 (1968), S. 66–96; Boris Chavkin, Die Ermordung des Gra-
fen Mirbach, in: Forum für osteuropäische Ideen- und Zeitgeschichte 10 (2006), S. 9 -114 u. 
S. 19–203. (online: http://www1.ku-eichstaett.de/ZIMOS/forum/docs/ChavkinMirbach.
htm#_ftn53)
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zu bestimmen, „dessen Gegenstand unsere wirtschaftlichen und politischen Be-
ziehungen wären“40. In seinem Brief wies Simons den sowjetischen Volkskommis-
sar auf Kopps Versprechen hin, die auf Warschau vorrückende Rote Armee werde 
„die Unverletzlichkeit der alte Grenze Deutschlands achten“41.

In Moskau rief dieser Brief großes Interesse hervor. Bereits am 31. Juli 1920 
erörterte das Politbüro des ZK RKP (b) die Frage einer Friedenskonferenz mit 
Deutschland zur Wiederaufnahme der Beziehungen42. Das Ergebnis war eine Note 
des Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten, in der die Zustimmung 
zur Wiederherstellung der wirtschaftlichen und „wenn möglich auch politischen“ 
Kontakte zu Deutschland43 zum Ausdruck gebracht wurde. Auf der Sitzung des Po-
litbüros vom 31. Juli wurde ebenfalls der Entwurf eines vorläufigen Friedensver-
trags mit Polen diskutiert, den der Revolutionäre Militärrat44 ausgearbeitet hatte. 
Seine 19 Paragraphen zeugen davon, dass Moskau eine Art „Versailler Frieden“ 
für Polen vorbereitete. Der Entwurf sah dessen Entwaffnung und eine Revision 
seiner Grenzen vor. Das Politbüro fügte dem Entwurf vier weitere Paragraphen 
hinzu, die vom Volkskommissariat für Auswärtige Angelegenheiten ausgearbeitet 
worden waren. Einer davon verpflichtete Warschau, „Moskau das Recht des freien 
und ungehinderten Transports von Menschen und Waren aller Art durch sein 
Gebiet“ in alle Richtungen einzuräumen, „einschließlich der Gebiete, die Polens 
Besitz geworden sind oder werden können“45. Die Kontrolle von Waggons mit rus-
sischen Plomben durch polnische Behörden war dabei ausgeschlossen.

Die Unterzeichnung dieses Vertrags hätte Russland enorme Möglichkeiten 
eröffnet, insbesondere die Nutzung der Transportwege für den Handel mit 
Deutschland, und zwar im Hinblick auf zivile wie militärische Güter. Erste 
Schritte in diese Richtung waren schon im Herbst 1919/Frühjahr 192046 ein
geleitet worden. Es war kein Zufall, dass die Bolschewiki im Sommer 1920 
einen Goldvorrat in einer Bank in Reval [Tallinn] anlegten, das nach der Un-
terzeichnung des Friedensvertrags der RSFSR mit Estland am 2. Februar 1920 
zum Zentrum der ausländischen Finanzoperationen Sowjetrusslands47 wurde. 
 Neben der militärisch-wirtschaftlichen Zusammenarbeit hätte der unkontrollierte 
Transit nach Deutschland den Bolschewiki auch bei der Unterstützung der kom-
munistischen Bewegung in Zentraleuropa helfen können. In diesem Sinne hatte 
der Vorsitzende des Allrussischen Zentralen Exekutivkomitees Michail I. Kalinin 
bereits zu Beginn des Kriegs mit Polen erklärt: „Der Prophezeiung der bour-

40	 Sovetsko-germanskie otnošenija, T.2: 1919–1922, S. 198.
41	 Ebenda.
42	 RGASPI, F. 17, Op. 3, D. 99, L. 1.
43	 DVP SSSR, M. 1959, T. 3, S, 75–77, S. 141 u. S. 667 (Anm. 28).
44	 Vgl. Pol’sko-sovetskaja vojna, 1919–1920: Ranee ne opublikovannye dokumenty i materialy: B 

2 č., Moskau 1994, Č. 1, S. 155–160; RGASPI, F. 17, Op. 3, D. 99, L. 4–10.
45	 Ebenda, L. 1.
46	 Vgl. V. L. Černoperov, V. L. Kopp i stanovlenie germano-sovetskogo sotrudničestva (1919–

1921), in: Gumanitarnye aspekty professional’nogo obrazovanija: problemy i perspektivy: 
Materialy Meždunar. Nauč.-praktič. konf., Ivanovo 2005, S. 264 f.

47	 RGAĖ, F. 413, Op. 6, D. 38, L.4.
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geoisen Presse, dass die Bolschewiki durch Polen eine Brücke zwischen der Sow
jetrepublik und den Spartakusleuten schlagen wollen, zollen wir Anerkennung.“48 
Diese „revolutionären Stimmungen“ verstärkten sich, als die Rote Armee rasch 
Richtung Warschau vorrückte. Die sich während dieser Tage versammelnden De-
legierten des Zweiten Komintern-Kongresses (19. Juli – 7. August 1920) bezeich-
neten in ihren Beiträgen und in dem verabschiedeten Aufruf „An die Proletarier 
und Proletarierinnen aller Länder“49 als ihre „wichtigste Funktion die unverzüg-
liche Durchführung einer proletarischen Revolution“ in ganz Europa50.

Während man den Vertrag mit Warschau vorbereitete, Fragen einer geplanten 
sowjetisch-deutschen Konferenz diskutierte und der Zweite Komintern-Kongress 
tagte, kehrte Kopp nach Deutschland zurück, wo er Simons einen Brief Čičerins 
vom 2. August überreichte. Neben allgemeinen Sätzen über die wünschenswerte 
Wiederaufnahme der Beziehungen zu Deutschland enthielt dieses Dokument 
noch einen weiteren Gedanken: „Die Regierung der unterdrückten Klasse“, also 
Sowjetrusslands, “hat weit weniger Anlass zur Uneinigkeit mit den Regierungen 
unterdrückter Völker“, womit nicht zuletzt Deutschland angesprochen war, „als 
mit anderen Regierungen“51. Die Deutschen wurden von Moskau als bedrängte 
Nation betrachtet; ihr Kampf gegen die Entente sei ein nationaler Befreiungs-
kampf, für den die Bolschewiki Verständnis hatten. Diese These legte das ideolo-
gische Fundament für eine enge Kooperation mit der existierenden bürgerlichen 
Regierung Deutschlands.

Kopps Verhandlungen mit Maltzan, nach deutschen Quellen am 12., nach 
russischen am 13. August, vertieften die Annäherung beider Länder. So erklär-
te der sowjetische Diplomat, wenn in Warschau eine bolschewistische Regierung 
entstehe, werde sie Deutschland alle ethnisch deutschen Gebiete zurückgeben; 
wenn dort aber nur ein reformistisches Kabinett eingerichtet werde, werde Mos-
kau als Bedingung des Friedensschlusses mit Warschau den ungehinderten Tran-
sit von Menschen und Gütern durch den „Polnischen Korridor“ und sonstiges 
polnisches Territorium52 verlangen.

Von Maltzan erfuhr Kopp, dass die Entente Deutschland vorgeschlagen habe, 
als Gegenleistung für den Durchzug ihrer Truppen durch deutsches Gebiet nach 
Polen eine Revision des Versailler Vertrags in Betracht zu ziehen, doch habe Si-
mons dieses Angebot zurückgewiesen53. Maltzan verhielt sich im Übrigen in die-
sem Gespräch, unter Hinweis auf die drohende Gefahr einer französischen Be-
setzung des Ruhrgebiets, zur Frage eines gemeinsamen militärischen Vorgehens 
gegen Paris „zurückhaltend“54. Die Information, dass die Reichsregierung mit 
dem Gedanken spiele, „im Verbund mit uns gegen Frankreich zu kämpfen“, wie-

48	 M. I. Kalinin, Izbrannye proizvedenija: B 3-x t., Moskau 1960, T. 1, S. 206.
49	 Vtoroj kongress Kommunističeskogo Internacionala: Stenografičeckij otčet, Petrograd 1924, 

S. 41 f. u. S. 47 f.
50	 F. Firsov/K. Širinja, Komintern: opyt dejatel’nosti, in: Kommunist (1988), Nr. 10, S. 106.
51	 Sovetsko-germanskie otnošenija, T. 2: 1919–1922, S. 215.
52	 ADAP, Serie A, Bd. 3, S. 497.
53	 AVP RF, F. 04, Op. 13, P. 73, D. 1041, L.7.
54	 Ebenda.
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derholte der Diplomat am 19. August 1920 in Briefen an Čičerin und Lenin, wobei 
er einschränkte, dass diese Einstellung bei weitem nicht von allen in Deutschland 
geteilt werde. Unzweideutig für eine gemeinsame Offensive waren nur die soge-
nannten National-Bolschewisten. Alle anderen – von den bürgerlichen Parteien 
bis zur SPD und USPD – waren dagegen, und „die Position der kommunistischen 
Arbeiter wurde nicht ermittelt“55.

In dieser Situation befürwortete das Politbüro Pläne zum Ankauf von Waffen in 
Deutschland56. Die Deutschen ihrerseits benutzten die Erfolge der Roten Armee 
zu einer Kampagne, etwa während der Volksabstimmung in Ostpreußen, bei der 
sie auf jede erdenkliche Art den Gedanken an den provisorischen Charakter des 
polnischen Staates und seinen baldigen Untergang propagierten57. In Westpreu-
ßen, das in polnischen Besitz übergegangen war, wurden die Rotarmisten in den 
von Deutschen bewohnten Gebieten als Befreier58 begrüßt, und die deutsche Pres-
se, besonders die rechte, würdigte ihr Verhalten und ihren Ausbildungsstand59.

Später hat Kopp die Lage im August 1920 so beschrieben: „Das Erscheinen un-
serer Truppen im Polnischen Korridor genügte bereits, damit das deutsche Volk 
nach der Wiedervereinigung mit Deutschland strebte […]. Oberschlesien, der 
Polnische Korridor, einige Kreise Posens – das alles sind blutende Wunden im 
Organismus des deutschen Staates, allein der Gedanke an sie bringt selbst den 
gemäßigten deutschen Bürger in Rage. ‚Besser die Bolschewisten als die Polen‘ – 
überall am östlichen Rand Deutschlands ist diese Losung zu hören.“60

Doch 1920 wurden weder die Pläne zur Aufnahme großangelegter deutsch-
sowjetischer Wirtschaftsbeziehungen wahr, noch wurde die Übertragung der 
Revolution auf Zentraleuropa Wirklichkeit. Nachdem die polnischen Truppen 
ihre Kräfte umgruppiert und massive Unterstützung durch die Entente erhalten 
hatten, vernichteten sie im August 1920 Teile der Roten Armee und zwangen die 
Bolschewiki zu Friedensverhandlungen.

Nach dem polnisch-sowjetischen Krieg

Kopp analysierte die entstandene Lage und bemerkte in seinem Bericht vom 7. 
September 1920, die militärische Niederlage, vor allem aber der Dialog zwischen 
Moskau und Warschau hätten dazu geführt, dass in Berlin „die Idee einer Ost-
Orientierung“ wenn nicht endgültig vom politischen Horizont verschwunden, 
so doch auf jeden Fall „stark verblasst sei“61. „Rechte nationalistische Kreise, die 
diese Idee mit Träumen von einem militärischen Vorgehen gegen Frankreich im 
Verbund mit Sowjetrussland verbanden“, schrieb er weiter, „blasen auf ganzer Li-

55	 Ebenda, L.8.
56	 Vgl. Gorlov, Soveršenno sekretno, S. 39 f.
57	 Vgl. A.Ja. Manusevič, Očerki po istorii Pol’ši, Moskau 1952, S. 294; Wojciech Wrzesiński, Ple-

biscyt na Warmii i Mazurach oraz na Powiślu w 1920 roku, Olsztyn 1974, S. 257.
58	 Vgl. ADAP, Serie A, Bd. 3, S. 507; Zubačevskij, Politika Rossii, S. 257.
59	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 28.
60	 Ebenda, L. 40–40ob., und F. 413, Op. 2, D. 328, L.2.
61	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L.19.
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nie zum Rückzug“62. Nach Kopps Meinung hielt die deutsche Führung vom end-
gültigen Übertritt auf die Seite der Entente nur „der Hass der Bevölkerung auf die 
Polen“, besonders in den „preußischen Grenzgebieten“, ab63. Diesen Gedanken 
wiederholte er am 11. September in einem Bericht an Čičerin64.

Gegen Ende des Monats kam Kopp zur Überzeugung, dass die Aussöhnung 
zwischen Warschau und Berlin „eine für die gegenwärtige geschichtliche Perio-
de absolut unmögliche Sache“ sei, und schlug in einer Analyse vom 27. Septem-
ber 1920 folgenden Plan zur Entwicklung der sowjetischen Politik gegenüber 
Deutschland vor:
„1) Den latenten Konflikt zwischen den Ländern der Entente, die den Versailler 
Frieden als Charta des neuen Europa betrachten, […] und Deutschland, dem 
dieser Versailler Frieden nicht mehr die Freiheit zu atmen lässt, sollten wir bei 
jeder passenden Gelegenheit hervorheben, und in Situationen wie unserem Er-
scheinen an der preußischen Grenze sollte er bis zum Krisenstadium geführt wer-
den. […];
2) Deutschland muss auf jeden Fall in eine Lage gebracht werden, in der es ihm 
formal unmöglich ist, in eine wie auch immer geartete antibolschewistische Koa-
lition einzutreten. […];
3) In allen unseren Deutschland betreffenden Ausführungen ist es unerlässlich, 
natürlich in den gebührenden Nuancen, den Gedanken zu unterstreichen, dass 
wir den räuberischen Versailler Frieden nicht anerkennen und dass Deutschlands 
Bestreben, diesen Frieden abzuschütteln, die Sympathie und die Unterstützung 
Sowjetrusslands verdient. […];
4) Die Konflikte zwischen Deutschland und Polen sollten von uns bei den Ver-
handlungen mit Polen im Sinne einer Stärkung unserer und einer Schwächung 
der Position Polens benutzt werden. Das Prinzip der Selbstbestimmung der 
Völker sollte von uns in diesem Punkt mit aller Energie verteidigt werden.“65 
 Kopps Plan enthielt Losungen, die denen der deutschen Nationalisten nahe ka-
men, was jedoch nicht bedeutete, das er sich von der Idee eines kommunistischen 
Umsturzes in Deutschland losgesagt hätte. Er teilte mit den Führern des Bolsche-
wismus die Überzeugung, nur eine Weltrevolution könne die durch den Ersten 
Weltkrieg hervorgerufenen internationalen Probleme lösen, und dass die Tatsa-
che der Existenz Sowjetrusslands „in einer mehr oder minder nahen Zukunft ein 
Sowjet-Litauen, -Estland und -Lettland bedeuten werde, danach ein Sowjet-Polen 
und, schließlich, ein Sowjet-Deutschland“66. Die Frage war, wie dies zu realisieren 
war. Nach Kopps Auffassung hatten die revolutionären Kräfte der Weimarer Repu-
blik nur dann eine Chance zur Eroberung der Macht, wenn sie sich die Erfahrung 
und die Losungen der deutschen Nationalisten zu eigen machten. Bereits am 19. 
August 1920 hatte er an Lenin geschrieben: „Bis jetzt war die nationale Opposition 

62	 Ebenda.
63	 Ebenda, L. 20.
64	 Ebenda, L. 32. Kopien dieses Berichts gingen an Lenin und Trotzki.
65	 Ebenda, L.42–42ob; RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 328, L. 3–4.
66	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 35.
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gegen den Versailler Frieden ein Privileg der äußersten Rechten. Es besteht kein 
Zweifel, dass eben diese rechten Kreise, und an erster Stelle die Tatkräftigsten 
unter den Offizieren, versuchen werden, ihre Hegemonie im Falle eines heftigen 
Konflikts mit Frankreich zu wahren. […]

Ich denke, dass die Verhaltenslinie der deutschen Arbeiter im Kontakt mit uns 
festgelegt und durch folgende Leitsätze bestimmt werden sollte:
1) Entlarvung des französischen Imperialismus als hauptsächliche konterrevoluti-
onäre Kraft auf dem Kontinent […];
2) aktives Auftreten gegen den französischen Imperialismus, wo er Antriebskraft 
des reaktionären Feldzugs gegen Sowjetrussland ist […];
3) Steigerung dieser Aktivität nach Maßgabe des Vorrückens unserer Truppen in 
Preußen67 und der Liquidierung des bourgeoisen Polen;
4) im Augenblick der Einnahme deutscher Gebiete im Westen durch die Fran-
zosen Aufruf zu einem revolutionären Krieg im Bündnis mit uns und Sturz der 
bourgeoisen Regierung.

Die ganze Frage des Erfolgs dieser revolutionären Linie hängt ausschließlich 
davon ab, ob es dem deutschen Proletariat gelingt, jene halbproletarische Mitte 
mitzureißen, die aufgrund eines gekränkten Nationalgefühls für die nationale 
Opposition von rechts gestimmt hat.“68

Kopps Konzeption räumte die Schwäche der KPD ein, was den öffentlichen 
Erklärungen der sowjetischen Führer über „die gewaltige Sprengkraft“ des re-
volutionären Deutschland widersprach. Noch im Juni 1920 hatte der Diplomat 
in einem Brief an Lenin betont: „Die Kommunisten, noch nicht endgültig vom 
Aderlass im Januar [Niederschlagung des Spartakus-Aufstands] erholt und durch 
die Spaltung geschwächt, werden erst in der nächsten Phase der Revolution eine 
führende Rolle spielen können.“69 Ähnliche Gedanken äußerte der Diplomat in 
einem Brief an Lenin vom 19. August70 und in einem Bericht an Čičerin vom 16. 
September, von dem Lenin eine Kopie erhielt71.

Anders als viele im Kreml beobachtete Kopp auch weiterhin die deutschen 
Nationalisten. In seinem Bericht an Čičerin vom 8. Oktober 1920 bemerkte er, 
dass ihre wahrscheinliche Machtübernahme keine Bedrohung für Sowjetrussland 
darstelle, obwohl dies den „Zustand des toten Punkts“ in den bilateralen Bezie-
hungen verfestigen würde72. Gleichzeitig kritisierte der Diplomat in einer Reihe 
von Schreiben nach Moskau vorsichtig die Einmischung in den deutsch-sowje-
tischen Dialog durch den aggressiv-revolutionären Auftritt des Führers der Kom-
intern Grigorij Zinov’ev auf dem IV. Parteitag der USPD in Halle73.

Bei seinen Bestrebungen für eine Kooperation der Bolschewiki sowohl mit den 
deutschen Kommunisten als auch den Nationalisten, wobei die Position der KPD 

67	 Gemeint sind hier die von Polen in Besitz genommenen Gebiete.
68	 RGASPI, F.5, Op.1, D. 2136, L. 4–6.
69	 Ebenda, L.1–1ob.
70	 Ebenda, L.6.
71	 Ebenda, D. 2137. L. 33.
72	 AVP RF, F. 04, Op. 13, P. 73, D. 1038, L. 40.
73	 Ebenda, L. 49–49ob, 53, und D.1045, L. 11.
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gestärkt werden sollte, lag Kopp besonders an der Lösung zweier Probleme: Er-
stens sollten Berlins Forderungen wegen der Ermordung von Mirbachs74 im Jahr 
1918 befriedigt werden, was ein für die deutschen Rechten besonders empfind-
licher Punkt war. Das war umso wichtiger, als, nach Beobachtungen Kopps, die 
deutsche Rechte „nach dem trunkenen Taumel der Begeisterung für unsere mi-
litärischen Erfolge“ jetzt unter einem „schweren Kater“ leide75. Zweitens bestand 
Kopp darauf, dass die Losung „Befreiung Deutschlands vom Versailler Joch“76 ins 
Zentrum des Programms der KPD gerückt werden sollte. „Die kommunistische 
Opposition in Deutschland“, schrieb er am 27. September nach Moskau, „sollte 
mit uns in dem Sinne kooperieren, dass die Unvereinbarkeit des Versailler Frie-
dens mit den Interessen und sogar mit der Möglichkeit einer proletarischen Re-
volution selbst mit größerer Klarheit und konkreter hervorgehoben wird, als es 
bislang getan worden ist. In der kommunistischen Kritik des Versailler Friedens 
darf keine pazifistische Melodie erklingen77.

Kopps Ansichten über den Kurs der KPD entstanden unter dem Eindruck der 
Ergebnisse der Reichstagswahl vom 6. Juni 192078. Dabei waren die rechten Par-
teien, die den Versailler Friedensvertrag aufs schärfste bekämpften, erfolgreich 
gewesen, während die SPD und die Liberalen, kompromittiert durch die Unter-
zeichnung eben dieses Vertrags, viele Stimmen verloren hatten. Möglicherweise 
zog Kopp auch die Volksabstimmung in Ostpreußen in Betracht, wo die Aufrufe 
der ortsansässigen Kommunisten, die Abstimmung zu boykottieren oder sich so-
gar für den Anschluss an Polen79 auszusprechen, von der Mehrheit der Bewohner 
abgelehnt worden waren.

Die Idee des sowjetischen Diplomaten, die deutsche Unzufriedenheit mit dem 
Versailler Vertrag zur Stärkung der revolutionären Bewegung zu nutzen, war nicht 
grundsätzlich neu. Schon 1919 waren ähnliche Gedanken in Radeks „Moabiter Sa-
lon“ diskutiert worden. Kopp übernahm sie jedoch nicht einfach, sondern überar-
beitete sie, indem er den Sieg des deutschen Proletariats mit dem Befreiungskrieg 
Deutschlands gegen Frankreich und dem Sowjetrusslands gegen Polen verband. 
In seinem Bericht vom 19. August80 und, noch deutlicher, in dem vom 11. Septem-
ber 1920 präsentierte er folgendes Szenario81: Wenn sich die Rote Armee als Folge 
eines neuen Kriegs mit Polen erneut im Gebiet Thorn befinden und die Linie 
Danzig-Warschau abschneiden sollte, würde Paris seine Truppen ins Ruhrgebiet 

74	 Zu Kopps Position in Bezug auf die Lösung der „Mirbach-Angelegenheit“ vgl. V. L. 
Černoperov, Iz istorii „Dela Mirbacha“ (diplomat V. L. Kopp protiv politbjuro CK RKP (b) 
i Narkomata inostrannych del RSFSR ), in: Vestnik Kostromskogo gosudarstvennogo univer-
siteta im. N. A. Nekrasova, 2006, T. 12, (Serija istoričeskie nauki: Volžskij rubež ), Nr. 3 (18), 
S. 91–94.

75	 AVP RF, F. 04, Op. 13, P. 73, D. 1038, L. 49ob.
76	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 33ob.
77	 Ebenda, L. 42ob; RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 328, L. 4.
78	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2136, L. 5, und D. 2137, L. 33ob – 34.
79	 Vgl. Bogusław Leśnodorski, Plebiscyt na Warmii i Mazurach w 1920, in: Szkice z dziejόw Po-

morza, Warschau 1961, S. 450.
80	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2136, L. 4.
81	 Ebenda, D. 2137, L. 29.
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einmarschieren lassen, was einen französisch-deutschen Krieg auslösen würde. 
Unter diesen Bedingungen könnte die mit Anti-Versailles-Losungen auftretende 
KPD den Rechten die Initiative entwinden, zu einem revolutionären Befreiungs-
krieg aufrufen und sich an dessen Spitze setzen. Das soziale Programm der KPD 
werde den übrigen Teil der Bevölkerung anziehen und es ermöglichen, die Macht 
zu ergreifen. Zwar schwieg Kopp über die Folgen, doch lagen diese auf der Hand: 
eine deutsch-sowjetische Union und die Ausdehnung der Revolution auf Ost- und 
Zentraleuropa.

Deutsch-sowjetische Rüstungszusammenarbeit

Kopps Konzeption sah die Herbeiführung eines neuerlichen Krieges vor, indes 
hatte die Niederlage bei Warschau die beträchtliche militärisch-technische Rück-
ständigkeit der Roten Arbeiter- und Bauernarmee (RKKA) offenbart. Die Bol-
schewiki begannen fieberhaft an der Beseitigung dieser Rückständigkeit zu arbei-
ten. Am 1. September 1920 fasste das Politbüro der Kommunistischen Partei den 
Beschluss zur Bildung eines provisorischen Gremiums zur Ausrüstung der Roten 
Armee beim Rat für Arbeit und Verteidigung mit dem Vorsitzenden des Revolu-
tionären Militärrats und dem Volkskommissars für militärische und Flottenange-
legenheiten Leo Trotzki an der Spitze. Zugleich erhielt das Volkskommissariat für 
Außenhandel die Genehmigung zum Verkauf von 200 Pud, also mehr als dreiein-
viertel Tonnen Gold82. Ende des Monats fand eine Sitzung der Leitung des Außer-
ordentlichen Bevollmächtigen Rats für Verteidigung zur Ausrüstung von Armee 
und Flotte (Čusosnabarm) statt, auf der eine Kommission zur Revision der Pläne 
für Auslandseinkäufe83 gebildet wurde, die ihrerseits am 23. September 1920 eine 
Sonderabteilung für eilige Käufe (Spotėkzak)84 einrichtete. Die neue Institution 
kontrollierte fortan alle Auslands-Geschäftsabschlüsse für Militäreinrichtungen.

Von September bis Dezember 1920 legten Čusosnabarm und Spotėkzak 
Umfang und Art aller Güter fest, die für die RKKA und die Rüstungsindu-
strie beschafft werden sollten. Die Auftragssumme betrug am 1. Oktober 1920 
650. 000. 000 Goldrubel85, was den Produktionsumfang aller Industriezweige 
Russlands (517. 600. 000 Goldrubel) in jenem Jahr überstieg86.

Nach Kopps Meinung wäre die für den 20. März 1921 geplante Volksabstim-
mung in Oberschlesien, in der über dessen territoriale Zugehörigkeit entschie-
den werden sollte, der am besten geeignete Zeitpunkt für eine Wiederaufnahme 
des Konflikts mit Polen gewesen87. Doch die Moskauer Führung wollte in abseh-
barer Zeit keinen neuen Krieg, wie Trotzki Kopp bereits im Dezember 1920 wissen 

82	 Ebenda, F. 17, Op. 3, D. 106, L. 4.
83	 RGAĖ, F. 413, Op. 6, D. 2, L.2.
84	 Ebenda, L. 3. In anderen Dokumenten findet sich der 1. 11. 1920 als Entstehungsdatum der 

Spotėkzak; RGAĖ, F. 413, Op. 6, D. 35, L. 16.
85	 Ebenda, D. 2, L. 7–105.
86	 Vgl. Vnešnjaja torgovlja i narodnoe chozjajstvo Rossii, Moskau 1923, S. 50.
87	 RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 1437, L. 145; RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 62–62ob u. L. 64–66.
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ließ88. Um die Einstellung des Kremls zu verändern, bat Kopp seit Dezember 1920 
darum, ihn in Moskau zu empfangen89, er konnte Berlin jedoch erst am 18. Janu-
ar 1921 verlassen. Er beabsichtigte, in der Hauptstadt der RSFSR „persönlich“ zur 
Frage Oberschlesiens „vorzutragen“ und Perspektiven einer sowjetisch-deutschen 
Zusammenarbeit90 zu erörtern.

Lenin empfing Kopp am 27. Januar 192191. Wir besitzen keine Angaben über 
den Inhalt ihres etwa eineinhalbstündigen Gesprächs, jedoch war zweifellos auch 
die Rede von Oberschlesien. Bald danach bestätigte eine Sonderkommission des 
Allrussischen Rats für Volkswirtschaft Auslandsbestellungen der Spotėkzak in 
Höhe von 265. 173. 956 Rubeln und 75 Kopeken92 (über ein Viertel der Goldreser-
ve des Landes93). Diese beträchtlichen Ausgaben zeigen, mit welcher Vehemenz 
sich die RSFSR auf einen Krieg im Jahr 1921 vorbereitete.

Neben den Begegnungen mit Lenin beteiligte sich Kopp in Moskau im Au-
ßenkommissariat an Planungen zur Wiederaufnahme offizieller Beziehungen mit 
dem Deutschen Reich. Man wollte die Abstimmung in Oberschlesien nutzen, um 
entsprechend Druck auf Berlin auszuüben. Die Deutschen befürchteten, die Un-
terzeichnung eines sowjetisch-polnischen Friedensvertrags vor dem Plebiszit wür-
de den polnischen Nationalismus stärken und die Abstimmungsergebnisse ent-
sprechend beeinflussen. Die sowjetische Seite wollte daher für die Garantie, vor 
dem Plebiszit keinen Friedensvertrag mit Warschau abzuschließen, von Deutsch-
land die Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen verlangen.

Nach seiner Rückkehr nach Berlin im Februar 1921 begann Kopp bei seinen 
Begegnungen mit dem deutschen Außenminister die „oberschlesische Karte“94 
zu spielen. Während der Verhandlungszeit erhielt Kopp zwei Telegramme von 
Čičerin, in denen es hieß, die sowjetische Führung wolle in nächster Zeit einen 
Friedensvertrag mit Polen unterzeichnen95. Kopp betrachtete diesen Kurswechsel 
als Fehler. In seinem Bericht vom 1. März 1921 wies er auf die Möglichkeit eines 
bewaffneten deutsch-polnischen Konflikts infolge des Plebiszits in Oberschlesien 
hin und hob hervor, dies werde es den Bolschewiki erlauben, Verhandlungen mit 
Warschau gänzlich abzulehnen und zu einer Politik der „freien Hand“96 überzu-
gehen.

88	 Vgl. Ju.L. D’jakov/T. S. Bušueva, Fašistskij meč kovalsja v SSSR: Krasnaja armija i rejchswer: 
Tajnoe sotrudničestvo, 1920–1933: Neizvestnye dokumenty, Moskau 1992, S. 36.

89	 RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 1337, L. 13.
90	 Ebenda, L. 145.
91	 Vgl. Vladimir Il’ič Lenin, Biografičeskaja chronika, 1870–1924: B 12 t, Moskau 1979, T. 10, 

S. 20.
92	 RGAĖ, F. 413, Op. 2, D. 1437, L. 13.
93	 Vom Autor errechnet nach Angaben über die Goldreserve Russlands (Archiv russkoj revolju-

cii, Moskau 1991, T- 5–6, S. 103); vgl. auch M. I. Mel’tjuchov, Položenie na granicach c Pol’šej 
i Rumyniej i plany Krasnoj Armii (1921–1922 ), in: Otečestvennaja istorija (2005), Nr. 1, 
S. 132–134.

94	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L.62ob.
95	 DVP SSSR, T. 3, S. 536 u. S. 555.
96	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 62.
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Neuigkeiten von der Londoner Konferenz (21. Februar – 14. März 1921), an der 
Großbritannien, Frankreich, Italien, Japan, Griechenland, zwei türkische Delega-
tionen und Deutschland teilnahmen, bestätigten Kopp in seiner Einschätzung. 
Die Entente präsentierte Deutschland am 3. März ein Ultimatum. Sie forderte 
die unverzügliche Erfüllung des Versailler Vertrags und der aus ihm folgenden 
Vereinbarungen über die Auslieferung von Kriegsverbrechern, die gegen das 
Völkerrecht verstoßen hätten, die Reduzierung der Armee und Entwaffnung der 
Freiwilligenverbände, die Zahlung von Reparationen in Höhe von 20 Milliarden 
Goldmark bis zum 1. Mai 1921 sowie die Bestätigung der Gesamtsumme der Re-
parationen in Höhe von 226 Milliarden Goldmark, wie von der Pariser Konferenz 
im Januar 1921 festgelegt. Für die Antwort gaben die Verbündeten Deutschland 
vier Tage Zeit. Nachdem sie keine erhalten hatten, besetzten ihre Truppen am 
8. März die Städte Düsseldorf, Duisburg und Ruhrort. Der „Vestnik NKID“, die 
Hauszeitschrift des sowjetischen Außenkommissariats berichtete, die Besatzer, 
besonders die Truppen aus den französischen Teilen Afrikas, hätten massenhaft 
Gräueltaten verübt97, und knüpfte damit an die Entente-feindliche Stimmung der 
Deutschen an.

Kopp, der den Beschluss des Ultimatums auf der Londoner Konferenz vo-
raussah, hatte bereits am 2. März 1921 Čičerin, und in Kopie an Lenin, einen 
weiteren Bericht gesandt, in dem er die Idee einer Vereinigung der nationa-
listischen und der revolutionären Bewegungen in Deutschland entwickelte. 
Seiner Meinung nach musste die Besetzung des ganzen Ruhrgebiets durch 
Truppen der Entente Arbeiteraufstände auslösen und die Abstimmung in 
Schlesien einen Zusammenstoß zwischen Berlin und Warschau. Im Endeffekt, 
so prognostizierte der Diplomat, würden die Ereignisse „dem bourgeoisen 
Deutschland bald über den Kopf wachsen“98. In dieser Situation appellierte 
Kopp an Moskau, seine militärische Präsenz an der Westgrenze zu verstär-
ken und seine Aktionen mit den deutschen, Kommunisten zu koordinieren99. 
 In diesem Zusammenhang ist die folgende zeitliche Übereinstimmung interes-
sant. Am 15. März sollten die Stäbe der Roten Armee, gemäß der Direktive des 
Oberbefehlshaber der RKKA, Sergej Kamenev, „ausgearbeitete Operationsplä-
ne für alle Fälle“ neuerlicher militärischer Zusammenstöße an den Westgrenzen 
Weißrusslands, der Ukraine und Russlands präsentieren100. Am selben Tag muss-
ten sich in Deutschland auf Befehl der deutschen, von Kopp unterstützten De-
mobilisierungskommandantur alle russischen Kriegsgefangenen des Ersten Welt-
kriegs, die im Arbeitseinsatz waren, in ihren Lagern versammeln101. Zusammen 
mit den Rotarmisten, die Ende August 1920 vor den polnischen Armeen nach 
Deutschland geflohen und interniert worden waren, handelte es sich um mehr 

97	 Vgl. Pobediteli na Rejne, in: Vestnik NKID (1921), Nr. 1 / 2, S. 72; Germanija v marte 1921, 
in: Ebenda, Nr. 3/4, S. 84.

98	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 64.
99	 Ebenda.
100	 Mel’tjuchov, Položenie na granicach, S. 134.
101	 Vgl. „Vozzvanie k vsem voennoplennym“, in: Novyj mir vom 4. 3. 1921.
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als 70.000 Personen. Die Waffen der Internierten befanden sich in der Festung 
Leitzen und standen nicht unter der Kontrolle der Entente102. Diese Koinzidenz 
wirft Fragen auf: War der Befehl der Demobilisierungskommandantur vom 15. 
März 1921 mit den Plänen der Roten Armee abgestimmt? War vielleicht sogar ein 
gemeinsamer Schlag gegen Polen unter Einsatz der russischen Kriegsgefangenen 
und Internierten geplant?

Kopps Bericht vom 2. März 1921 sowie seine Schreiben vom August und Sep-
tember 1920 rücken die „Märzaktion“ der KPD (22. März. – 1. April 1921) in ein 
neues Licht. Schon am 4. März erschien in der Morgenausgabe des kommunis-
tischen Organs „Die rote Fahne“ ein Appell des ZK der Vereinigten Kommunis-
tischen Partei (VKPD), in dem neben dem üblichen Aufruf zur Union mit So-
wjetrussland als Rettung vor der Wirtschaftskrise und dem Diktat der Entente die 
Parole ausgegeben wurde, die eigene bourgeoise Regierung zu stürzen103. Ende 
März 1921 wiederholte das Plenum der Vereinigten Kommunistischen Partei die 
Losung „Für die Union mit Sowjetrussland und den Sturz der Regierung“.

Dieser Aufruf und der Aufstand deutscher Kommunisten, der in den Aktionen 
der Einheiten von Max Hoelz in Mitteldeutschland gipfelte, schließen sich lo-
gisch an Kopps Überlegungen an. Im Übrigen sollte diese Idee im Herbst 1923 
erneut Konjunktur haben, wobei das Politbüro des ZK RKP (b) Kopp für eine der 
Hauptrollen bei ihrer Realisierung vorsehen sollte104.

Im Frühjahr 1921 änderte sich jedoch die Position Sowjetrusslands zur Re-
volutionierung Deutschlands. Die bolschewistische Führung beschloss nach ei-
ner realistischen Einschätzung der Protestaktionen in Russland (besonders der 
Aufstände in der Region Tambov und in Kronstadt) und der sich ausweitenden 
Hungersnot im Wolgagebiet und anderen Landesteilen, zu einer neuen ökono-
mischen Politik überzugehen. Das hatte auch Folgen für die Außenpolitik. Eine 
der ersten Konsequenzen dieses Kurses war der Friedensschluss mit Polen am 18. 
März 1921, d.h. noch vor dem Volksentscheid in Oberschlesien. Čičerin, der sich 
bewusst war, dass ein solcher Schritt Berlins Unmut hervorrufen würde, bat Kopp, 
im Gegenzug die deutsche Führung auf deren antisowjetische Handlungen hin-
zuweisen, insbesondere auf die Unterstützung der Weißgardisten und die Erklä-
rung des deutschen Vertreters in Finnland, August von Brück, zur Verteidigung 
der aufständischen Kronstädter105.

Der Diplomat führte das aus, obwohl er die Weisung für falsch hielt. In seinem 
Bericht an Čičerin vom 17. März 1921 hob er die wachsenden Sympathien für 
Sowjetrussland in den herrschenden Kreisen und in der Öffentlichkeit Deutsch-
lands hervor und bezweifelte die Zuverlässigkeit der Informationen über von 
Brück106. Aber die Hauptsache war, dass er im Friedensschluss mit Warschau 

102	 RGAĖ, F. 413, Op. 6, D. 37, L. 8.
103	 Vgl. Stefan Weber, Ein kommunistischer Putsch? Märzaktion 1921 in Mitteldeutschland, 

Berlin 1971, S. 73.
104	 Vgl. V. L. Černoperov, Diplomatičeskaja dejatel’nost‘ V. L. Koppa i podgotovka bol’ševikami 

„germanskogo Oktjabrja“ v 1923 g., Ivanovo/Nižnij Novgorod 2006.
105	 DVP SSSR, T. 3, S. 617 f.
106	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 66ob.
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den Zusammenbruch seiner Pläne zur Nutzung des deutsch-polnischen und des 
deutsch-alliierten Konflikts für den Sieg der revolutionären Kräfte der Weimarer 
Republik erblickte. „Wenn wir uns aus innenpolitischen Erwägungen“, schrieb 
er, „auf diesen doch recht unanständigen Frieden mit Polen einlassen mussten, 
so kann man doch nicht ‚aus der Not eine Tugend‘ machen und die Augen davor 
verschließen, dass wir, durch eine doppelte Mauer von Westeuropa getrennt, als 
internationaler revolutionärer Faktor für den gegebenen Moment einen guten 
Teil unseres Einflusses verlieren. Von diesem Grundprinzip ist bislang meine Po-
litik im Hinblick auf Deutschland ausgegangen, insbesondere in der schlesischen 
Frage. Dem bourgeoisen Deutschland keine wie auch immer gearteten Dienste 
erweisen, wozu ich keinerlei Veranlassung sehe, sondern die Möglichkeit für Kon-
flikte zwischen Deutschland und der Entente vergrößern – dass ist ihr Leitfaden. 
Der mir mitgeteilte Beschluss der ZK zur polnischen Frage […] zwang[en] mich, 
diesen Faden zu zerreißen“.107

Wie schon zuvor machte Kopp vor allem die Unterbewertung des Problems 
Oberschlesien in Moskau zu schaffen. „Im Gegensatz zu den pazifistisch gefärbten 
Berichten“ des Vertreters der Komintern in Berlin, Pavel Lapinskij (Michal’skij) 
sah er darin „den Ausgangspunkt großer Ereignisse“ „in den nächsten Monaten“108. 
Nach Informationen, die er erhalten hatte, begann die polnische Führung mit 
der Vorbereitung einer gewaltsamen Lösung, da ihr klar war, dass sie das Plebis-
zit in Oberschlesien verlieren würde. Daher konzentrierte sie fast ihre gesamten 
Streitkräfte an der Grenze zu Deutschland, während im Osten nur noch sechs 
bis sieben Divisionen blieben109. Nach Berechnungen des deutschen Militärkom-
mandos hätten die polnischen Truppen bereits am zweiten Tag nach Beginn einer 
Offensive in Breslau und am fünften, sechsten Tag in Berlin sein können. Der 
deutsche Operationsplan sah den Aufbau einer Partisanenbewegung in Schlesien 
und eine Konzentration der Reichswehr östlich Berlins vor. Nach Informationen, 
die Kopp von Oskar Ritter von Niedermayer übermittelt wurden – einem Vertre-
ter der Gruppe R, die auf Weisung Seeckts militärische Kontakte zur RSFSR ent
wickeln sollte –, bereitete sich die deutsche Regierung darauf vor zu kämpfen, 
„selbst dann, wenn die Polen mit einem Mandat der Entente auftreten sollten“110.

Am 20. März 1921 fand die Abstimmung in Oberschlesien statt. 59,6 Prozent 
der Bewohner sprachen sich für den Verbleib bei Deutschland aus. Eine Reihe 
von Gebieten, darunter die Städte Kattowitz und Königshütte, wo dieser Anteil 
noch höher lag, kamen dennoch zu Polen111. Die Entscheidung der Entente rief 
in Deutschland einen Sturm der Entrüstung hervor, woraufhin Kopp Moskau 
Ende April 1921 erneut auf die Erhaltung „der Möglichkeit eines national-bol-
schewistischen Aufbruchs von rechts“112 hinwies.

107	 Ebenda, L. 66.
108	 Ebenda, L. 65.
109	 Ebenda, L. 65ob.
110	 Ebenda.
111	 Vgl. Leo Sievers, Deutsche und Russen: Tausend Jahre gemeinsame Geschichte von Otto 
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Die Politik Polens und der Entente ließen das wahrscheinlicher werden. Am 5. 
Mai forderte die interalliierte Reparationskommission der Entente von Deutsch-
land ultimativ die Anerkennung einer Reparationssumme in Höhe von nunmehr 
132 Milliarden Goldmark. Für die Antwort wurde eine Frist von sechs Tagen ein-
geräumt. Für den Fall einer Ablehnung der Forderung drohte Frankreich mit der 
Besetzung des gesamten Ruhrgebiets. Das Ultimatum löste in der Weimarer Re-
publik eine politische Krise aus. Die Regierung Fehrenbach trat zurück. Das neue 
Kabinett unter dem Führer des linken Zentrumsflügels, Joseph Wirth, musste 
einlenken. Polen nutzte die krisenhafte Situation für eine gewaltsame Besetzung 
Oberschlesiens. Einheiten der deutschen Selbstverteidigung und Freiwillige stell-
ten sich den polnischen Truppen entgegen. Die Konflikte erfassten das gesamte 
umstrittene Gebiet. Die Deutschen in Oberschlesien hofften auf die Hilfe Berlins, 
doch Paris griff in das Geschehen ein. Der französische Botschafter in Berlin er-
klärte, „dass die Entsendung der Reichswehr nach Oberschlesien als Verletzung 
des Versailler Vertrags aufgefasst wird und dass Frankreich auf diesen Schritt mit 
der Okkupation des Ruhrgebiets antworten wird“113.

Berlin war sich darüber im Klaren, dass es Frankreich und dessen Verbündete 
im Alleingang nicht die Stirn bieten konnte, und ließ sich auf Zugeständnisse ein. 
Doch zuvor unterzeichnete die Regierung Fehrenbach, die formal bereits zurück-
getreten war, am 6. Mai 1921 eine provisorische handelspolitische Abmachung 
mit Sowjetrussland114. Čičerin bewertete sie als „Vertrag über eine Vertretung“, 
der einen wichtigen Schritt auf dem Weg zur vollen diplomatischen Anerkennung 
der RSFSR durch das Deutsche Reich darstelle115.

Insgesamt nahmen Moskau und Berlin nach genauer Einschätzung der Lage 
Kurs auf eine langfristige Zusammenarbeit – auch in Frontstellung zu ihren Geg-
nern in Europa. Im Mai 1921 reiste Seeckts Bevollmächtigter Niedermayer unter 
dem Decknamen Nejman nach Moskau. Innerhalb von zwei bis drei Wochen traf 
er sich mit dem Vorsitzenden des Russischen Militärrats Trotzki, dem Stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Rats der Volkskommissare Rykov und dem Volkskom-
missar für Auswärtige Angelegenheiten Čičerin116. Anschließend besuchte er die 
Rüstungswerke und Werften von Petrograd117.

Kopps kurze Abberufung

Zu einer Stockung der Entwicklungen der Beziehungen zu den deutschen Natio-
nalkonservativen kam es, als der Volkskommissar für Außenhandel, Leonid Kra-
sin, seit Herbst 1920 unzufrieden mit Kopps Arbeit, beschloss, ihn in der Berliner 

113	 Zit. nach Gorlov, Soveršenno Sekretno, S. 48.
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Vertretung durch seinen Zögling Boris Stomonjakov zu ersetzen118. Dies wurde 
vom Sekretär des Präsidiums des Allrussischen Zentralen Exekutivkomitees, Ju-
rij Lutovinov, von Berlin aus unterstützt. Der ehrgeizige Metallarbeiter war nach 
Deutschland gekommen, um sich medizinisch behandeln zu lassen – zugleich 
aber, um den Haushalt der sowjetischen Mission zu überprüfen. Nachdem er in 
Kopps Umgebung angeblich „eine Reihe äußerst frecher Schurken und Diebe“ 
entdeckt hatte, begann er gegen ihn zu intrigieren119. Die Parteispitze folgte 
Lutovinov. Am 6. April 1921 beschloss das Politbüro des ZK RKP (b), Kopp aus 
Berlin abzuberufen120. Zwei Wochen später berief es Lutovinov ins Kollegium des 
NKID121. Der frischgebackene Diplomat fühlte sich nun berufen, „die Verpflich-
tungen des bevollmächtigen Vertreters“ zu erfüllen122, und begann sich eigen-
mächtig in die Arbeit der sowjetischen Mission in Berlin einzumischen123. Damit 
gefährdete er Niedermayers Mission. Während sich der Bevollmächtigte Seeckts 
in Russland aufhielt, traf sich Lutovinov mit einem ungenannten Vertreter der 
völkischen Orgesch124, der wiederum mit dem Redakteur der Zeitschrift „Reichs-
wart“ Ernst von Reventlow, mit General Theodor von Watter125 und dem deut-
schen Industriellen Hugo Stinnes126 in Kontakt stand. Lutovinov erfuhr dabei, 
von Niedermayer sei in Wirklichkeit „nicht bevollmächtigt“, mit der RSFSR „ein 
wie auch immer geartetes Abkommen zu schließen“. Er solle lediglich den Stand 
der Dinge in Sowjetrussland sondieren127. Der Orgesch-Vertreter schlug vor, „die 
Verhandlungen in die Länge zu ziehen“, ohne zu irgendwelchen Übereinkünften 
zu gelangen. Als Gegenleistung versprach er, einen eigenen Plan für ein Abkom-
men mit den Bolschewiki vorzubereiten. Am 3. Mai wurden diese Vorschläge an 
Čičerin geschickt, am 25. Mai gelangten sie in Lenins Sekretariat.

Nun trat Čičerin bei Lenin entschieden für Kopp ein. In Notizen an Lenin be-
tonte er, wie schwierig es sei, Kopp durch jemand anderen zu ersetzen. Niemand 
habe so gute Kontakte zu den militärischen und industriellen Kreisen in Deutsch-
land128. Lutovinov fehlten hingegen alle Voraussetzungen für einen Diplomaten. 
Am Ende akzeptierte Lenin Čičerins Argumente. Am 7. Juli 1921 sprach er sich 
für Kopps Rückkehr nach Berlin aus, allerdings nur mit der Aufgabe, eine militä-
rische Zusammenarbeit anzubahnen „und nur für kurze Zeit“. Außerdem befür-
wortete der Führer der Bolschewiki „Kontakte“ und „Verträge“ mit beiden Grup-
pen, also mit den Völkischen um Stinnes und mit Seeckt. Dabei müsse man, so 
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Lenin, den sich anbahnenden Vertrag mit der Gruppe um Niedermayer „mit bei-
den Händen unterstützen“129. Am selben Tag schickte er ein weiteres Schreiben an 
Čičerin, in dem er vorschlug, per telefonischer Umfrage im Politbüro folgenden 
Beschluss durchzusetzen:
„1) den Vorschlag von Kopps Deutschen im Prinzip annehmen [der Gruppe um 
von Seeckt];
2) völlige Geheimhaltung zur Bedingung machen und
3) eine vollkommen legale, loyale, harmlose, bequeme Form: Konzessionen, oder 
etwas ähnliches, das uns von jeder Verantwortung für das, was den Konzessionär 
interessiert, was und wozu er produziert, befreit;
4) wünschenswert ist die Tarnung des Vertrags durch Abschluss auf den Namen 
des Bürgers eines ,neutralen‘ Landes, dies jedoch nicht ultimativ;
5) absolut unabdingbar sind reale Garantien für uns, damit man uns nicht übers 
Ohr haut, dass wir Ausrüstung, Brennstoff bekommen, mit einem Wort, die Ent-
wicklung unserer Produktion;
6) an Stomonjakov schreiben: helfen Sie oder stören Sie nicht; dies ist eine spezi-
elle Angelegenheit. Im Namen des ZK schreiben;
7) Befehl des ZK an Kopp: Sie reisen nur in dieser speziellen Angelegenheit für 
kurze Zeit.“130

Am nächsten Tag, am 8. Juni 1921, segnete das Politbüro des ZK RKP (b) die 
Rückkehr Kopps nach Deutschland ab131. Er traf am 16. Juni in Berlin ein. Am 
nächsten Tag traf er sich mit Seeckt, den Niedermayer bereits über die Ergebnisse 
seiner Reise in die RSFSR132 unterrichtet hatte. In diesem Gespräch unterstützte 
der Chef der Heeresleitung die Pläne zum Wiederaufbau der Petrograder Indus-
trie mit anschließender Verlagerung der Rüstungsproduktion in den Ural und 
an den Unterlauf der Wolga, insbesondere nach Caricyn. Bei dieser Gelegenheit 
erörterten die Gesprächspartner auch die Frage der Gründung eines Unterneh-
mens für Flugzeugbau unter Beteiligung der Firma Junkers aus Dessau in Moskau 
oder Rybinsk133.

Reichswehr und Rote Armee

Nach der Begegnung mit von Seeckt traf sich Kopp mit dem in Berlin weilenden 
Direktor des Krupp-Konzerns Krass, um dessen Meinung wie überhaupt die Hal-
tung der deutschen Industrie zu ergründen. Krass sprach sich „grundsätzlich für 
den Plan“ aus, bemerkte jedoch zugleich, ein endgültiges Urteil hänge nicht von 
ihm, sondern von Direktor Otto Wiedfeldt ab134.

129	 Ebenda, F. 2, D. 19188, L. 1.
130	 Ebenda, D. 19191, L. 1.
131	 Ebenda, F. 17, Op. 3, D. 175, L. 1.
132	 AVP RF, F. 082, Op. 3, P. 3, D. 8, L. 37.
133	 Ebenda.
134	 Ebenda.
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Am 16. Juni 1921 erhielt Kopp von Niedermayer die Nachricht vom Interesse 
des Reichswehrministers Otto Geßler an einer sowjetisch-deutschen Zusammen-
arbeit. Infolgedessen kam die Hoffnung auf, für die Realisierung der ins Auge 
gefassten Pläne bis zu einer Milliarde Mark zusammenzubringen135.

Am 20. Juni 1921 traf sich Kopp erneut mit Seeckt. Mit ihm zusammen kamen 
die Vertreter der „Vogru“136 von Niedermayer und Hauptmann Fischer sowie 
Direktoren von Krupp – der Leiter der Finanzabteilung Wiedfeldt, der ehemalige 
Leiter der Rüstungsproduktion, Oesterlen sowie der bereits genannte Krass137. 
Während des Gesprächs erklärten die Vertreter des Konzerns ihr grundsätzliches 
Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Sowjetrussland „beim Wiederaufbau 
der Petrograder Metall-Industrie“. Als Ziele wurden definiert: „Produktion von 
landwirtschaftlichen Maschinen und Gerät, Produktion von Werkzeug, Hausrat, 
landwirtschaftlichen Konsumgütern, die Reparatur von Lokomotiven, der Bau 
von Lokomotiven und Eisenbahnwaggons, der Bau von Handelsschiffen, vor-
nehmlich für die Fluss-Schifffahrt. Auf dem Gebiet der Rüstungsproduktion – die 
Herstellung von schwerer Artillerie und der Bau von Unterseebooten“138. Als mög-
liche Bezahlung wurde die Idee geäußert, Ländereien im Kuban in deutsche Kon-
zession zu geben. Man ging davon aus, das dort geerntete Getreide werde über die 
Schwarzmeerhäfen und die Donau nach Deutschland gelangen.

Auf der Sitzung am 20. Juni 1921 wurde auch der Rahmen der Zusammenar-
beit festgelegt. Die Krupp-Direktoren hatten errechnet, dass ein gemeinsames 
Unternehmen mit 30 bis 50.000 Arbeitern jährlich 200 bis 300 Millionen Mark 
an Betriebskapital benötigte. Der schnellen Umsetzung des ins Auge gefassten 
Programms stand, nach Kopps Angaben, die verzögerte Rückkehr des Krupp-
Vertreters Peters aus Russland entgegen, sowie auf deutscher Seite „das fehlende 
Vertrauen in unsere wirtschaftlichen Fähigkeiten und in die ausreichende Flexi-
bilität unserer Arbeitskräfte“139.

Die am 20. Juni erörterten Pläne für eine Zusammenarbeit kamen einige Zeit 
nicht über einen „Meinungsaustausch“ hinaus. Grund waren fehlende neue Infor-
mationen aus Sowjetrussland. In seinem „Sonderbericht“ Nr. 4 vom 25. Juni 1921 
bat Kopp Čičerin eindringlich, die Entscheidung dieser Frage zu beschleunigen140. 
Nachdem er dieses Schreiben auf den Weg gebracht hatte, fuhr Kopp nach Essen, 
wo am 1. Juli 1921 eine weitere Begegnung mit Vertretern der „Vogru“ und des 
Krupp-Konzern stattfand. Von militärischer Seite nahm Niedermayer daran teil, 
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vonseiten der Industrie – außer den bereits bekannten Wiedfeldt und Oesterlen 
– der für die Einstellung von Arbeitern zuständige Garting, der Leiter der Justiz- 
und Patent-Abteilung Vielhaber und der für die Produktion ziviler Güter verant-
wortliche Bruhn. Der Meinungsaustausch führte zu folgenden Entscheidungen: 
1. Zur Vermeidung möglicher Demarchen von Seiten der Entente „sollte das unter 
Beteiligung von Krupp“ in Petrograd und Umgebung „gegründete Unternehmen“ 
„überwiegend zivilen Charakter tragen“141. Die militärische Produktion sollte vor-
nehmlich in den Ural (Motovilicha) und an den Unterlauf der Wolga (Caricyn) ver-
legt werden. Davon ausgenommen blieb das Projekt zum Bau von U-Booten. Es sollte 
voraussichtlich in Petrograd realisiert werden, wo es „ausgerüstete Werften“142 gab. 
2. Die in Petrograd einzurichtende Produktion sollte die gesamte lokale Metall-
Industrie erfassen und bis zu 50.000 Arbeiter beschäftigen. Als Investitionssum-
me veranschlagte Krupp eine Milliarde Mark und als Anlaufzeit zwei Jahre143. 
3. Als Fundament des geplanten Projekts sollte ein Bankenkonsortium dienen, 
mit dem Ziel, große deutsche Unternehmen zur Zusammenarbeit zu bewegen. 
Holz-Konzessionen im Norden sowie Erdöl- und Getreide-Konzessionen im Sü-
den Russlands sollten die Zahlungsfähigkeit garantieren. Krupp bezifferte seinen 
Anteil am Konsortium auf ein Viertel bis ein Fünftel der erforderlichen Summe144.

Nach den Verhandlungen in Essen tagte Kopp mit Niedermayer und dem Di-
rektor der „Deutschen Orientbank“, Carl Lebrecht145. Der deutsche Bankier teilte 
seinem Gesprächspartner mit, das „benötigte“ Bankenkonsortium sei bereits 
„zustande gekommen“146. Das erforderliche Kapital von einer Milliarde Mark sei 
„mühelos zu bekommen“. Es gäbe ja Garantien für die Konzessionäre vonseiten 
der sowjetischen Regierung und außerdem bestände die Verpflichtung, eine Ren-
dite von nicht unter sechs Prozent zu erzielen. Bei dieser Gelegenheit teilte Leb-
recht mit, das offiziell zur Finanzierung des russisch-deutschen Handels gebildete 
Konsortium habe bereits Kontakte in den Vereinigten Staaten geknüpft und alle 
großen Banken Deutschlands einbezogen, mit Ausnahme der mit Stinnes verbun-
denen „Diskonto Gesellschaft“147.

Für Kopp war das eine gute Nachricht, da er sich entschieden gegen eine 
Beteiligung von Stinnes, dem Krasin und Stomonjakov gewogen waren, an den 
sowjetisch-deutschen Wirtschaftsprojekten ausgesprochen hatte. Stinnes hielt er 
für einen der schärfsten Gegner der Bolschewiki wie überhaupt einer deutsch-
sowjetischen Verständigung.

Am 9. Juli 1921 erstellte Kopp einen weiteren „Sonderbericht“ (Nr. 6). Dabei 
lag ihm ein von Niedermayer verfasster Bericht über die sowjetische-deutsche 
Zusammenarbeit vor. Darin unterrichtete Kopp Moskau von Klagen des noch in 
der RSFSR weilenden Peters über „die angeblich mangelnde Unterstützung“ sei-

141	 AVP RF, F. 082, Op. 3, P. 3, D. 8, L. 53 (Hervorhebung im Original).
142	 Ebenda.
143	 Ebenda.
144	 Ebenda.
145	 Ebenda, L. 61.
146	 Ebenda, L. 58.
147	 Ebenda.
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ner Arbeit durch die sowjetische Seite. So habe man dem deutschen Fachmann 
nicht den benötigten Ingenieur zu Verfügung gestellt, erforderliche Informatio-
nen nicht mitgeteilt, es sei zu Missverständnissen bei der Beförderung gekommen 
usw.148.

Čičerin, der Kopps Tätigkeit aufmerksam verfolgte, unterstützte ihn weiterhin. 
In einem Schreiben an Lenin vom 30. Juni 1921 führte er aus: „Kopps Brief er-
klärt, wie die Lage der Dinge in Deutschland in unserer Angelegenheit ist. Die 
damit verbundenen schwierigen Beziehungen und, insbesondere, die Notwen-
digkeit, dem Kampf der Gruppen Stinnes und Anti-Stinnes Rechnung zu tragen, 
sind genau das, weshalb ich jetzt im Interesse unserer Sache für die Erhaltung 
Kopps als Bevollmächtigten Vertreter eingetreten bin und eintrete. Die an unserer 
Sache Beteiligten sind in der Tat Anti-Stinnes. Die derzeitige deutsche Regierung 
ist Anti-Stinnes. Lutovinov kennt sich bis heute nicht in diesen Verhältnissen aus. 
[…] Stomonjakov ist persönlich mit der Stinnes-Gruppe verbunden […] im Groß-
en und Ganzen vertritt Stinnes eine uns feindliche Richtung […]. Deshalb halte 
ich es im Kampf Stomonjakovs und Lutovinovs gegen Kopp [ … ] für erforderlich, 
Kopp in Berlin zu belassen, seinen Arbeitsbereich und den Stomonjakovs völlig 
zu trennen und Lutovinov aus Berlin zu entfernen“149.

Lenin, der an einem positiven Ergebnis der Mission Kopps interessiert war, 
schrieb dem Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten: „Was den Plan 
Kopps und die Vorschläge von Krupp betrifft, bin ich dafür. Es gibt Gerüchte, 
dass wir dieser Orgesch (?) helfen, sich Waffen zur Ermordung der deutschen 
Kommunisten (!?) zu verschaffen.

Mein Rat: 20 -30 Zeilen Darstellung dieses gesamten Plans für das Politbüro – 
geheim – ruhig, sachlich, [sachlich auf deutsch] widerlegen Sie dieses Gerücht 
(ohne über das Gerücht zu sprechen, ohne jemanden zu nennen, widerlegen 
Sie die Möglichkeit eines solchen Einwands) – und dann werden wir das, wie ich 
hoffe, schnell im ZK verabschieden“150.

Čičerin erfüllte Lenins Wünsche und sandte eine Notiz ans Politbüro, in der 
er bemerkte: „Zu Beginn interessierten sich die Deutschen vor allem für die Rüs
tungsproduktion. Die produzierten Waffen würden bei uns bleiben. Vollkommen 
ausgeschlossen ist ihre Verwendung gegen deutsche Arbeiter, weil die Waffen bis 
zum Beginn eines neuen Krieges einfach in unseren Depots bleiben würden. Auf 
unsere Frage, wie die Deutschen sich entschließen können, diese Waffen ohne 
Garantien in unseren Depots zu belassen, antworteten sie – die Einheit der Inte-
ressen sei die Garantie.“151

Während Kopp die Kontakte zu deutschen Politikern, Militärs und Industri-
ellen vertiefte, präsentierten Lutovinov und Stomonjakov dem Politbüro Doku-

148	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2137, L. 82.
149	 Ebenda, D. 2057, L. 24.
150	 Ebenda, F. 2, Op. 1, D. 26515, L. 1–1ob (Hervorhebungen im Original).
151	 Zit. nach Gorlov, Soveršenno sekretno, S. 52 f.
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mente152, die Kopp finanzieller Vergehen beschuldigten153. Kopp seinerseits be-
richtete der Tscheka von Stomonjakovs Zusammenarbeit mit den Weißgardisten 
auf der Krim154. Der Konflikt wurde unter der Bezeichnung „Kopp-Stomonjakov-
Zwischenfall“ am 7., 9. und 15. Juli 1921 im Politbüro diskutiert155. In der Fol-
ge wurde Nikolaj Krestinskij156 zum Bevollmächtigten Vertreter der RSFSR in 
Deutschland ernannt und Kopp zum „Hauptbevollmächtigten des Roten Kreuzes 
in Berlin und für nahegelegene Länder“157.

Entsprechend dieser Ernennung sollte sich Kopp in Deutschland mit humani-
tären Angelegenheiten beschäftigen und vor allem Hilfe für die von einer großen 
Hungersnot betroffene Bevölkerung Sowjetrusslands organisieren158. In der Praxis 
wurde das Rote Kreuz eine Tarnung für seine eigentliche Arbeit – die Anbahnung 
von Kontakten mit deutschen Militärs und mit diesen verbundenen Industriel-
len. Eine wichtige Rolle für die Entscheidung von Kopps Schicksal und die Wahl 
von Partnern in den deutschen Wirtschaftskreisen spielte eine neuerliche Reise 
Niedermayers in die RSFSR Ende Juli – Anfang August 1921159, sowie ein Brief 
Karl Radeks an Lenin, Trotzki, Zinov’ev, Kamenev und Stalin vom 30. August.

Radeks Ausführungen waren die Antwort auf einen zwölfseitigen Bericht Sto-
monjakovs vom 23. August 1921, in dem die Haltlosigkeit von Kopps Politik, die 
deutschen Industriellen in Stinnesanhänger und Stinnesgegner einzuteilen, dar-
gelegt wurde160. Radek erinnerte die höchsten Parteiführer daran, das Politbüro 
habe sich „bei der Annahme von Kopps Vorschlag“ „von zwei Beweggründen lei-
ten lassen: dem Bestreben, ein Konsortium von Trusts zu bilden“ und „in Deutsch-
land eine auf die eine oder andere Weise der Entente feindlich gesinnte Clique zu 
unterstützen“. Er kritisierte die Haltung Krasins, Stomonjakovs und Lutovinovs 
bezüglich der „deutschen Angelegenheit“ in Grund und Boden und sprach sich 
für den früher eingeschlagenen Kurs aus161.

Radeks Argumente erschienen Lenin überzeugender, und am 31. August 1921 
übersandte er dem ZK RKP (b) den Entwurf eines Beschlusses, der Kopp anwies, 
die Verhandlungen mit den deutschen Konzessionären voranzutreiben162. In die-
sem Papier wurde „die große Bedeutung“, die das ZK den deutschen Verhand-

152	 RGASPI, F. 17, Op. 3, D. 183, L. 4.
153	 Ebenda, D. 319, L. 6, D. 320, L. 5, und F. 5, Op. 3, D. 170, L. 2–4.
154	 Ebenda, F. 2, Op. 1, D. 24604, L. 2–4.
155	 Ebenda, F. 17, Op. 3, D. 184, L. 1, und D. 186, L. 1; D. 189, L. 1.
156	 Ebenda, D. 190, L. 1.
157	 Ebenda, D. 194, L. 2.
158	 Zur Beteiligung Kopps an der Organisation internationaler Hilfe für die Hungernden in So-

wjetrussland vgl. V. L. Černoperov, Učastie diplomata V. L. Koppa v organizacii meždunarodnoj 
pomošči golodajuščim Sovetskoj Rossii (1921 g.), in: Vestnik Nižegorodskogo universiteta 
im. N. I. Lobačevskogo, 2006, Vypusk 2 (5) (Serija: Meždunarodnye otnošenija. Politologija. 
Regionovedenie), S. 106–116.

159	 Vgl. Gorlov, Soveršenno sekretno, S. 53 f.
160	 RGASPI, F. 2, Op. 1, D. 26517, L. 1–12.
161	 Ebenda, D. 20553, L. 2–4.
162	 Vgl. M. I. Truš, Meždunarodnaja dejatel’nost V. I. Lenina: Mirnoe sosušestvovanie, 1921–

1924 gg., Moskau 1989, S. 183.
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lungspartnern beimaß, unterstrichen und Kopp die Weisung gegeben, „alle Ge-
rüchte und alle Lügen zu dementieren“, die da lauteten, die sowjetische Führung 
sei „gegen diese Gruppe“, also gegen Seeckt, Niedermayer, Krupp. „Wir“, hieß es 
in Lenins Entwurf des Beschlusses, „sind ganz und gar für sie und werden ihr den 
Vorzug geben, wenn sie nicht selbst zu spät kommt und uns nicht zwingt, entge-
gen unserem heftigen Wunsch, die Sache den Konkurrenten zu übergeben“. Wei-
ter schrieb Lenin, sich persönlich an Kopp wendend: „Gerüchten keinen Glau-
ben schenken. Führen Sie die Sache selbstständig und rasch durch. Wir werden 
den Vertrag in Moskau unterschreiben, wenn nur Ihre Konzessionäre ihre Verzö-
gerungstaktik einstellen und schnell einen für uns annehmbaren Vertragsentwurf 
vorlegen.“163

Am 31. August 1921 erörterten die Mitglieder des Politbüros Lenins Entwurf 
per Telefonumfrage und nahmen ihn an164. Die Resultate ließen nicht lange auf 
sich warten. Bereits am 21. September 1921 konnte Kopp dem Vorsitzenden des 
Allunionsrates für Volkswirtschaft, Petr Bogdanov, Mitteilung von der ersten 
großen Bestellung der Reichswehr bei sowjetischen Unternehmen machen165. 
Bald fand unter seiner Teilnahme eine Begegnung deutscher Industrieller und 
Militärs mit Krasin statt, bei der erneut der Plan der Gründung eines Trusts zur 
Rüstungsproduktion in Sowjetrussland diskutiert wurde166. Ende 1921 gelang es 
Kopp, den Rahmen einer Vereinbarung mit der „Vogru“ und der Firma Junkers 
zu erörtern. Das Dokument legte die Basis für die Gründung einer sowjetisch-
deutschen Fabrik in Sowjetrussland, die für die Produktion von nicht weniger als 
1.000 Flugzeugen in fünf Jahren vorgesehen war167. Im März 1922 mündeten die-
se vorläufigen Absprachen in eine konkrete Vereinbarung.

Viktor Kopp hat nicht nur bei dieser Entwicklung eine entscheidende Rolle ge-
spielt, sondern war überhaupt in den Jahren 1919–1921 die zentrale Figur bei der 
Anbahnung der sowjetisch-deutschen Beziehungen. Von der anfänglichen Suche 
nach Berührungspunkten über die Ventilierung eines gemeinsamen bewaffneten 
Auftretens gegen Polen und Frankreich führte der Kurs schließlich zu einer lang-
fristig angelegten Zusammenarbeit beim Aufbau von Rüstungspotentialen, die es 
beiden Partnern erlauben sollten, sich gegenüber ihren politischen und militä-
rischen Gegnern zu behaupten.

Übersetzung aus dem Russischen: Brigitte van Kann

163	 RGASPI, F. 2, Op. 1, D. 20533, L. 1–1ob (Hervorhebung im Original).
164	 Ebenda, F. 17, Op. 3, D. 195, L. 1.
165	 Vgl. Gorlov, Soveršenno sekretno, S. 55 f.
166	 Vgl. Komintern i ideja mirovoj revoljucii: Dokumenty. Sost. Ja. S. Drabkin i dr., Moskau 1998, 

S. 310–319.
167	 RGASPI, F. 5, Op. 1, D. 2376, L. 16–17.
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Im März 1964 begann in Genf die erste Welthandelskonferenz – eine Konferenz, 
die nicht zuletzt durch den Zusammenschluss zahlreicher Schwellen- und Entwick-
lungsländer zur Gruppe 77 die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit erregte. Sönke 
Kunkel, Historiker an der Jacobs Universität Bremen, zeigt, dass mit dem Treffen in 
Genf nicht nur ein neuer Diskurs über Globalisierung entstand, sondern auch ein 
Prozess in Gang kam, der die Transformation des internationalen Systems beschleu-
nigte, neue Akteure begünstigte und damit das Spielfeld der globalen Politik nachhal-
tig veränderte.  nnnn

Sönke Kunkel

Zwischen Globalisierung, internationalen Organisati-
onen und „global governance“
Eine kurze Geschichte des Nord-Süd-Konflikts in den 1960er und 1970er Jahren

Im Frühjahr 1964 trat im Genfer Palast der Nationen mit der United Nations 
Conference on Trade and Development (UNCTAD) eine der ungewöhnlichsten Kon-
ferenzen der UN-Geschichte zusammen. Mit über 2300 Teilnehmern zugleich 
auch eine der größten UN-Versammlungen, brachte die Konferenz Experten, 
Sondergesandte, Finanz-, Wirtschafts- und Außenminister aus insgesamt 122 Län-
dern zusammen, darunter so unterschiedliche Repräsentanten wie Che Guevara, 
Prinz Heinrich von Liechtenstein oder UN-Generalsekretär U Thant1. Aufgabe 
der Konferenz war es, neue globale Handelsregeln auszuarbeiten, welche die Ent-
wicklung der Dritten Welt fördern würden. Schnell kam es jedoch zu Konflikten, 
als die auf der Konferenz vertretenen Entwicklungsländer2 des „globalen Südens“ 
auf eine umfassende Regulierung des Welthandels drängten und sich zur Gruppe 
773 zusammenschlossen. Wie der US-amerikanische Delegierte George Ball beun-
ruhigt nach Washington berichtete, hatte sich die Konferenz zu einer „organized 
pressure campaign” entwickelt, “designed to force a massive transfer of resources 
from the industrialized countries to the less-developed countries by pegging pri-
ces and manipulating world trading patterns“4.

Das Treffen in Genf war der Anfang einer langjährigen Nord-Süd-Auseinan-
dersetzung, die in unzähligen regelmäßig zusammentretenden UNCTAD-Komi-

1	 Vgl. „Robin Hood at Geneva“, in: Time Magazine vom 3. 4. 1964.
2	 Anmerkung zur Terminologie: Die Probleme der Begriffe „Entwicklungsland“ (vs. „Industrie-

land“), „unterentwickelte Länder“ und „Dritte Welt“ sind dem Autor bewusst, werden mangels 
besserer Alternativen hier jedoch weiterhin verwendet, ohne dass damit Hierarchien markiert 
werden sollen.

3	 Zur Gruppe 77 gehörten aber auch sogenannte blockfreie Staaten wie Jugoslawien.
4	 Memorandum From the Under Secretary of State (Ball) to President Johnson, 30. 3. 1964, in: 

Foreign Relations of the United States (FRUS) 1964–1968, Vol. XXXIII: Organization and Ma-
nagement of Foreign Policy; United Nations, Washington 2004, Dok. 292, verfügbar unter 
URL: history.state.gov
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tees und auf Folgekonferenzen in New Delhi (UNCTAD II, 1968), Santiago de 
Chile (UNCTAD III, 1972), Nairobi (UNCTAD IV, 1976) und Manila (UNCTAD 
V, 1979) noch weitergehen sollte und Mitte der 1970er Jahre in dem Ruf nach 
einer Neuen Internationalen Weltwirtschaftsordnung gipfelte5. Vor allem die 
UNCTAD-Konferenzen, aber auch verschiedene Sondersitzungen der Vereinten 
Nationen akzentuierten damit einen neuen Diskurs über Globalisierung, der zu-
nehmend westliche Öffentlichkeiten mobilisierte, ihre Regierungen unter Hand-
lungsdruck setzte und gleichzeitig Rückwirkungen auf Nicht-Regierungsorgani-
sationen (NGOs) und andere internationale Organisationen wie die OECD, das 
GATT oder später die Weltbank hatte6.

Im Folgenden soll vor diesem Hintergrund die Geschichte des Nord-Süd-Kon-
flikts am Beispiel der UNCTAD bzw. der Vereinten Nationen mitsamt ihren viel-
fältigen Bezügen zu anderen internationalen Organisationen, NGOs und Natio-
nalstaaten näher untersucht werden7. Exemplarisch sollen dabei im Sinne einer 
facettenreichen histoire croisée8 die Perspektiven, Erwartungen, Wahrnehmungen 
und Handlungen verschiedener historischer Akteure beleuchtet werden: Zu-
nächst gilt es, am Beispiel Tansanias die Globalisierungserfahrungen eines Ent-

5	 Unter Globalisierung wird hier der „Aufbau, die Verdichtung und die zunehmende Bedeu-
tung weltweiter Vernetzung“ verstanden. Vgl. Jürgen Osterhammel/Niels P. Petersson, Ge-
schichte der Globalisierung. Dimensionen, Prozesse, Epochen, München 22004, S. 24.

6	 Die OECD (Organisation for Economic Cooperation and Development) ging 1960 aus der 
ursprünglich mit der Organisation der Marshall-Plan Hilfen beauftragten Organisation for 
European Economic Cooperation hervor und unternimmt seither neben vielfältigen Studi-
en in nahezu allen Politikbereichen vor allem im 1961 geschaffenen Development Assistance 
Committee auch Koordinierungsaufgaben in Bezug auf die Entwicklungshilfe. Mitglieder 
waren ursprünglich vor allem westliche Industrieländer, seither sind weitere, gewöhnlich 
wohlhabende Staaten beigetreten. Das GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) war 
neben der Weltbank und dem Internationalen Währungsfond (IWF) einer der drei Pfeiler des 
Systems von Bretton Woods, mit dem die Vereinigten Staaten am Ende des Zweiten Weltkriegs 
einen neuen institutionellen Ordnungsrahmen für die Weltwirtschaft schufen. Es hatte zu-
nächst provisorischen Charakter und schrieb mit dem Ziel der Schaffung eines Freihandelre-
gimes Zollsenkungen und das Meistbegünstigungsprinzip verbindlich fest. Nach dem Schei-
tern einer International Trade Organization 1947 blieb das GATT bis 1995 in Kraft, wobei in 
verschiedenen Verhandlungsrunden jeweils weitere Zollsenkungen unter den Signatarstaaten 
ausgehandelt wurden. Das GATT wird hier auch als internationale Organisation bezeichnet, 
obwohl dies streng rechtlich nicht zutrifft. Vgl. für einen knappen Überblick Peter E. Fäßler, 
Globalisierung. Ein historisches Kompendium, Köln u. a. 2007, S. 145–149.

7	 Die UNCTAD ist bisher nicht geschichtswissenschaftlich untersucht worden. Vgl. jedoch den 
Institutionensteckbrief von Ian Taylor, die eigene Geschichte der UNCTAD und gelegentli-
che Verweise im Rahmen des United Nations Intellectual History Projects: Ian Taylor/Karen 
Smith, Global Institutions. The United Nations Conference on Trade and Development, New 
York 2007; Beyond Conventional Wisdom in Development Policy. An Intellectual history of 
UNCTAD, 1964–2004, New York 2004; John Toye/Richard Toye, The UN and Global Politi-
cal Economy. Trade, Finance, and Development, Bloominton 2004. Instruktiv zum gesamten 
Themenkomplex vgl. auch Walther Bernecker, Port Harcourt, 10. November 1995. Aufbruch 
und Elend in der Dritten Welt, München 1997.

8	 Vgl. Michael Werner/Bénédicte Zimmermann, Vergleich, Transfer, Verflechtung. Der Ansatz 
der Histoire croisée und die Herausforderung des Transnationalen, in: Geschichte und Ge-
sellschaft 28 (2002), S. 607–636.
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wicklungslandes und die damit verbundenen politischen Erwartungen an die 
UNCTAD genauer zu betrachten9; zweitens wird es um die Institutionengeschich-
te der UNCTAD und der Vereinten Nationen gehen, also darum, wie sich jene In-
stitutionen im Nord-Süd-Konflikt zu behaupten und zu beweisen versuchten; und 
drittens soll am Beispiel der amerikanischen Reaktionen auf die UNCTAD auch 
die Perspektive des globalen Nordens dargestellt werden, wobei klar ist, dass we-
der die Entwicklungsländer noch der Norden einen solch monolithischen Block 
formten, wie es hier aus forschungspragmatischen Gründen suggeriert wird10. Aus-
geklammert bleibt die Sowjetunion, die den Nord-Süd-Konflikt ohnehin eher von 
den Zuschauerrängen aus begleitete. Leitend sind die folgenden Fragen: Warum 
und unter welchen Bedingungen entstand die UNCTAD? Welche Hoffnungen 
und Befürchtungen verbanden Regierungen und zivilgesellschaftliche Akteure 
mit ihr? Welche Normen propagierte die UNCTAD für das Weltwirtschaftssystem 
und wie versuchte sie diese Normen durchzusetzen? War sie damit erfolgreich? 
Wie reagierten westliche Regierungen, vor allem die US-Administration auf die 
Ideen der UNCTAD?

Der Beitrag beleuchtet damit nicht nur die ineinander verwobene Geschichte 
von Globalisierung, internationalen Organisationen und des Nord-Süd-Konflikts 
– drei Themenfelder, die erst in den letzten Jahren allmählich in den Blickpunkt 
der Historiker gerückt sind –, sondern auch den Wandel des internationalen Sys-
tems insgesamt. Denn mit ihren umfassenden globalen Regulierungsversuchen, 
so das Argument, war die UNCTAD zugleich Abbild und Katalysator einer grund-
legenden Verwandlung des internationalen Systems hin zu einem komplexen 
Mehrebenensystem, in dem internationale Organisationen, NGOs und Experten 
seit den frühen 1960er Jahren eine immer wichtigere Rolle zu spielen begannen11. 
Wie zu zeigen sein wird, waren dafür verschiedene Entwicklungen verantwortlich, 
namentlich die Dekolonisierung und die sich anschließende Institutionalisierung 
der Nord-Süd-Beziehungen, die zunehmende Notwendigkeit zu kooperativem 
Handeln angesichts transnationaler, grenzüberschreitender Herausforderungen, 
die „Dynamik transnational politisierter Gesellschaften“ und nicht zuletzt auch 
eine Verdichtung der Kommunikation, die es zunehmend erlaubte, mit verhält-
nismäßig einfachen Mitteln wie internationalen Gipfeltreffen und Konferenzen 
weltweite Aufmerksamkeit zu erzeugen, globale Problemfelder zu benennen und 

  9	 In diesem Beitrag ist durchgängig von Tansania die Rede, obwohl das Land nach der Un-
abhängigkeit 1961 zunächst Tanganyika hieß und erst nach der Fusion von Tanganyika und 
Sansibar 1964 den Namen Tansania erhielt.

10	 Sowohl Tansania als auch die Vereinigten Staaten gehörten jedoch zu den Führungsmächten 
der jeweiligen „Blöcke“.

11	 Im Anschluss an Madeleine Herren werden internationale Organisationen verstanden als 
„grenzübergreifend formalisierte Strukturen, die im internationalen System von Zivilgesell-
schaften und/oder Staaten als Akteure wahrgenommen werden“ und einen „grenzübergrei-
fenden Informationszugriff“ schaffen. In diesem Sinne ist die UNCTAD also auch eine inter-
nationale Organisation, obwohl sie formal der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
zugeordnet ist. Madeleine Herren, Internationale Organisationen seit 1865. Eine Globalge-
schichte der internationalen Ordnung, Darmstadt 2009, S. 6, das folgende Zitat in: Ebenda, 
S. 112.
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die aktive Anteilnahme eines engagierten Publikums zu erzeugen. In nahezu al-
len Handlungsfeldern übernahmen internationale Organisationen, NGOs und 
Experten immer wichtigere Funktionen, ob in der Menschenrechts-, Umwelt-, 
und Bevölkerungspolitik – oder eben in der hier untersuchten Entwicklungs- und 
Handelspolitik12.

Der Aufsatz greift dabei auf das bisher fast ausschließlich in der Politikwis-
senschaft diskutierte Konzept der global governance zurück. Gemäß gängigen po-
litikwissenschaftlichen Definitionen beschreibt dieses den „nexus of systems of 
rule-making, political coordination and problem-solving which transcend states 
and societies“13. Das Konzept befasst sich also mit der Entstehung und globalen 
Konfiguration normativer Steuerungssysteme, mit denen grenzüberschreitende 
Interaktionen geregelt werden. Häufig, wenn auch nicht ausschließlich, werden 
diese Vernetzungs- und Regulierungsleistungen von internationalen Organisa-
tionen in Kooperation mit transnationalen und staatlichen Akteuren erbracht. 
Wie verschiedene Politikwissenschaftler betonen, sei es besonders in den 1990er 
Jahren zu einer globalen „reconfiguration of authority“14 gekommen, weil Nati-
onalstaaten unter den Bedingungen einer fortschreitenden Globalisierung zu-
nehmend auf die Kooperation mit anderen Akteuren angewiesen gewesen seien. 
Im Zuge dieser Veränderungen hätten sich neue „spheres of authority“ zwischen 
Nationalstaaten, internationalen Organisationen und transnationalen Akteuren 
herausgebildet, die sich auf verschiedene „compliance generating capacities“15 
stützen. Gleichzeitig sei damit ein Wandel der Modalitäten einhergegangen, nach 
denen Normen gesetzt und Probleme identifiziert werden. Politikfelder von glo-

12	 Einen groben Überblick zur Geschichte internationaler Organisationen geben auch Akira 
Iriye, The Global Community. The Role of International Organizations in the Making of the 
Contemporary World, Berkeley 2002, und Paul Kennedy, The Parliament of Man. The Past, 
Present and Future of the United Nations, New York 2006. Vgl. auch Jost Dülffer, Historische 
UN-Forschung in Deutschland. Themen, Methoden und Möglichkeiten, in: Manuel Fröh-
lich (Hrsg.), UN Studies. Umrisse eines Lehr- und Forschungsfeldes, Baden-Baden 2008, 
S. 101–115. Vgl. zur Entwicklungspolitik allgemein zuletzt Hubertus Büschel/Daniel Speich 
(Hrsg.), Entwicklungswelten. Globalgeschichte der Entwicklungszusammenarbeit, Frank-
furt a.M. 2009, sowie den von David C. Engerman/Corinna R. Unger koordinierten Schwer-
punkt zu Modernisierung und Global History, in: Diplomatic History 33 (2009), S. 375–506.

13	 David Held/Anthony McGrew, Introduction, in: Dies. (Hrsg.), Governing Globalization. 
Power, Authority and Global Governance, Cambridge 2006, S. 1–21, hier S. 8. Rosenau defi-
niert global governance sehr weitläufig als „summarizing phrase for all the sites in the world 
where efforts to exercise authority are undertaken“. James Rosenau, Governance in a New 
Global Order, in: Held/McGrew (Hrsg.), Governing Globalization, S. 70–86, hier S. 71; vgl. 
auch Klaus Dingwerth/Philipp Pattberg, Was ist Global Governance?, in: Leviathan 3 (2006), 
S. 377–399. In historischer Perspektive ist „global governance“ bisher kaum untersucht wor-
den, wobei eine der wenigen Ausnahmen der Sonderforschungsbereich 700 „Governance in 
Räumen begrenzter Staatlichkeit“ bildet, an dem auch Historiker beteiligt sind. Allerdings 
haben Historiker darüber hinaus global governance untersucht, ohne sie als solche zu be-
nennen. Vgl. etwa Niels Petersson, Anarchie und Weltrecht. Das Deutsche Reich und die In-
stitutionen der Weltwirtschaft 1890–1930, Göttingen 2009.

14	 Held/McGrew, Introduction, in: Dies. (Hrsg.), Governing Globalization, S. 10.
15	 Rosenau, Governance in a New Global Order, in: Held/McGrew (Hrsg.), Governing Globa-

lization, S. 70–86, hier S. 72.
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baler Bedeutung würden seither immer weniger von Nationalstaaten dominiert, 
sondern zunehmend von verschiedensten politischen Akteuren und Netzwerken 
bestimmt, welche Wissen generieren und popularisieren, ihre eigenen Regeln 
proklamieren, agenda setting betreiben und häufig auch eigene Formen globaler 
Herrschaft ausüben. Das internationale System ist in diesem Sinne nicht mehr 
im klassischen Billardkugelnmodell als Interaktionsraum von Nationalstaaten zu 
denken, sondern als eine polyvalente Netzwerkstruktur zwischen verschiedensten 
Spielern mit unterschiedlichen Ressourcen und Gestaltungsmöglichkeiten. Gera-
de diese Verschiebung deutet der neue Begriff global governance an.

Im Gegensatz zur politikwissenschaftlichen Diskussion, welche das Jahr 
1989/90 als entscheidende Zäsur begreift, behauptet dieser Beitrag jedoch, dass 
sich bereits in den 1960er und 1970er Jahren eben jene Form von global gover-
nance herausbildete, die für die Gegenwart charakteristisch scheint, das heißt ein 
Geflecht von wirkmächtigen globalen Regulierern einerseits – also internationale 
Organisationen, Nicht-Regierungsorganisationen, Expertengemeinschaften und 
Nationalstaaten – und einer Modalität der Normaushandlung andererseits, die 
sich immer stärker multilateral und massenmedial vollzog16.

Regeln für die Globalisierung? Die Erfahrungen Tansanias und die Vor-
schläge der UNCTAD 1964–1968

Die Geschichte der UNCTAD lässt sich nur vor dem Hintergrund zweier eng mit-
einander verknüpfter historischer Großprozesse verstehen, namentlich der De-
kolonisierung und der Globalisierung. Mit der Dekolonisierung entstanden zu 
Beginn der 1960er Jahre Dutzende neuer Staaten auf der Südhalbkugel, deren 
Regierungen ihren Bevölkerungen eine schnelle Verbesserung der allgemeinen 
Lebensbedingungen, mithin also Entwicklung, versprachen. Obwohl nunmehr 
politisch unabhängig, fanden viele dieser postkolonialen Staaten angesichts ei-
ner fortbestehenden intensiven Einbindung in die Weltwirtschaft jedoch eine 
Situation vor, die der langjährige Präsident Tansanias Julius Nyerere – eine der 
markantesten Persönlichkeiten auf der internationalen Bühne der 1960er und 
1970er  Jahre – einmal so zusammenfasste: Jede neue afrikanische Regierung, die 
in nationalen wirtschaftlichen Entwicklungsfragen zu handeln versuche, könne 
zwar Gesetze verabschieden, müsse aber schnell erkennen, „that it did not inherit 
effective Power over Economic Developments [. . .]. Indeed, it often discovers that 
there is no such thing as a National Economy at all.“17

16	 „Global governance“ ist nicht in der Nachkriegszeit erfunden worden, die Konfiguration 
von global governance hat sich aber ab den 1960er Jahren grundlegend verändert. Vgl. zu 
den Frühformen von global governance etwa die Untersuchungen zum Völkerbund, die im 
Rahmen des Heidelberger Clusters „Asia and Europe in a Global Context“ durchgeführt wer-
den. Vgl. auch Sönke Kunkel/Christoph Meyer (Hrsg.), Aufbruch ins postkoloniale Zeitalter. 
Globalisierung und die außereuropäische Welt in den 1920er und 1930er Jahren, Frankfurt 
a.M./New York 2012.

17	 Julius Nyerere, „The Process of Liberation“, Rede an der Ibadan Universität, Nigeria, 
17. 11. 1976, in: Nyerere Foundation, Dar Es Salaam, Tansania.
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Auch wenn Nyereres Klage von der wirtschaftspolitischen Machtlosigkeit post-
kolonialer Staaten übertrieben sein mochte, verwies sie doch auf das wichtige, 
für postkoloniale Staaten immer dringlichere Problem der Globalisierung. Denn 
parallel zur Dekolonisierung intensivierten sich die weltwirtschaftlichen Verflech-
tungen seit den 1950er Jahren wieder rapide und umfassten neben dem transat-
lantischen Raum auch die neu entstehenden Staaten der Dritten Welt, wenn auch 
in unterschiedlichem Grade. Insgesamt näherte sich das Welthandelsvolumen 
wieder den hohen Werten des frühen 20. Jahrhunderts an, ohne diese jedoch zu 
erreichen; es wuchs – je nach Statistik – zwischen 1958 und 1970 um 6,6 Prozent18, 
wobei der relative Anteil des Handels zwischen Industrie- und Entwicklungslän-
dern am Welthandel gemäß Berechnungen Simon Kuznets zwischen 1961 und 
1963 noch erstaunliche 44 Prozent betrug19. Auch in Tansania hinterließ die Globa-
lisierung ihre Spuren, ablesbar zum Beispiel an steigenden Besucherzahlen (von 
12.218 im Jahre 1961 auf 85.000 Anfang der 1970er), dramatischen Steigerungen 
der Baumwoll- (113.9 Prozent), Kaffee- (100.8 Prozent), Cashewnuss- (165.6 Pro-
zent) und Tabakproduktion (463.6 Prozent), die fast ausschließlich auf den Ex-
port ausgerichtet waren. Auch in den in tansanischen Zeitungen omnipräsenten 
Werbeanzeigen für VW, Toyota, Alitalia oder Air India manifestierte sich der hohe 
Grad weltwirtschaftlicher Integration20. Nyerere beobachtete Ende 1963, „that the 
world gets smaller every day. (. . .) [T]he ramifications of international trade mean 
that goods produced in London, New York, or Tokyo have affected the lives of 
people in the bush hinterland of Tanganyika; and truly too the same company 
names are to be seen operating in Germany, America, India and Africa.“21

18	 Vgl. Osterhammel/Petersson, Geschichte der Globalisierung, S. 93.
19	 Zu diesen und den folgenden Zahlen vgl. Ankie Hoogvelt, Globalisation and the Postcolo-

nial World. The New Political Economy of Development, Basingstoke 1997, S. 722 ff. GATT-
Berechnungen kommen für 1962 auf einen Wert von 34.2 %, doch ist zu beachten, dass die 
GATT-Statistik nur das Exportaufkommen berücksichtigt, während Kuznets das arithmeti-
sche Mittel zwischen Exporten und Importen bildet und somit den realen Austauschbewe-
gungen näher kommt. Auch Cooper betont das teilweise dramatische Exportwachstum afri-
kanischer Volkswirtschaften in den 1950er und 1960er Jahren. Vgl. Frederick Cooper, Africa 
Since 1940. The Past of the Present, Cambridge 2002, S. 86. Zur Globalisierung insgesamt vgl. 
neben den erwähnten Arbeiten einführend auch Harold James, Rambouillet, 15. November 
1975. Die Globalisierung der Wirtschaft, München 1997. Seit Mitte der 1960er Jahre kam es 
vor allem bedingt durch einen rigiden Wirtschaftsnationalismus in vielen Entwicklungslän-
dern zu einer Abnahme im Handelsvolumen zwischen erster und dritter Welt.

20	 Vgl. zum Tourismus G. M. S. Mawalla, Tourism Development: The Ten Years after Indepen-
dence, in: The Tanzania Society (Hrsg.), A Decade of Progress: 1961–1971, Tanzania Notes 
and Records, No. 76 (1975), S. 83, Fundort: National Museum of Tanzania, Dar Es Salaam, 
Tansania. Zu Produktionssteigerungen in der Landwirtschaft vgl. T. J. Aldington, Tanzanian 
Agriculture: A Decade of Progress in Crop Production, in: Ebenda, S. 57–66, hier S. 59 f. Ähn-
liche Zahlen bei Cranford Pratt, The Critical Phase in Tanzania, 1945–1968. Nyerere and the 
Emergence of a Socialist Strategy, Cambridge 1976, S. 175. Vgl. z. B. zu Werbeanzeigen die 
Sunday News, Dar Es Salaam, vom 23. 12. 1962, in: British Library Newspaper Collection, 
Colindale, London.

21	 Julius Nyerere, McDougall Memorial Lecture – F.A.O., 18. 11. 1963, in: Julius Nyerere, Free-
dom and Unity, Dar es Salaam 1966, S. 231–251, hier S. 232 f.
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Mit der Unabhängigkeit stellte sich für Länder wie Tansania daher auch die 
Frage, wie ihr proklamiertes Ziel eines modernisierenden nation-building unter 
den Bedingungen einer fortschreitenden Globalisierung gelingen konnte. Immer 
wieder beklagte sich Nyerere, dass die von ihm selbst als solche diagnostizierte 
Unterentwicklung Tansanias nicht einem Mangel an Entwicklungshilfe, sondern 
dem strukturellen Problem eines chaotischen und unregulierten, von Preis-
schwankungen geprägten Weltmarkts geschuldet war: „Our development plans,“ 
führte er etwa vor einer Versammlung der Food and Agriculture Organisation (FAO) 
aus, „can be reduced to absurdity by market changes […] which are beyond our 
control and which we cannot even anticipate.“22 Diese Problemstellung ließ prin-
zipiell zwei Wege offen: die Abkopplung von der Weltwirtschaft oder ihre grund-
sätzliche Neugestaltung. Tatsächlich kam es im Laufe der 1960er Jahre infolge 
eines dezidierten Wirtschaftsnationalismus in der Dritten Welt zu ersten Entflech-
tungstendenzen23, doch dürfen diese Tendenzen nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass postkoloniale Regierungen wirtschaftsnationalistische Maßnahmen und die 
Regulierung der Globalisierung zumeist als zwei Seiten derselben Medaille begrif-
fen. Nyerere verkörperte diesen Zusammenhang recht gut, schließlich trieb er zu-
sammen mit der Regierungspartei Tanganyika African National Union (TANU) spä-
testens seit der Arusha Deklaration24 von 1967 die Verstaatlichung ausländischer 
Banken und Firmen unter dem Leitmotiv der self-reliance voran und zählte gleich-
zeitig zu den Vorkämpfern einer neuen Weltwirtschaftsordnung25.

Eine Globalsteuerung der Weltwirtschaft war jedoch schon alleine aufgrund 
der damit verbundenen organisatorischen und politischen Koordinierungsnot-
wendigkeiten nur unter dem Dach internationaler Organisationen machbar. Dies 
setzte, wie Nyerere immer wieder ausführte, allerdings deren Verwandlung von 
Entwicklungshilfe-Verteiler in globale Regulierer voraus. Denn als Geber von 
Hilfsgeldern, klagte Nyerere in seiner Rede vor der FAO, seien internationale 
Organisationen bloße „charity organization[s]“, die nicht in der Lage seien, ele-
mentarste Probleme wie die Armut zu lösen, weil ihre Arbeit höchstens margi-
nale Effekte auf die strukturellen Probleme unterentwickelter Länder habe und 
jederzeit von den „forces of the market“ ausgelöscht werden könne26. Genau diese 
prinzipielle Schwierigkeit versprach die UNCTAD zu lösen, in die Nyerere daher 
wie die meisten Regierungen der Entwicklungsländer große Hoffnungen setzte. 
Zugleich bot die UNCTAD Ländern wie Tansania, das nur über einen beschränk-
ten außenpolitischen Apparat verfügte, einen guten Rahmen, um ihre Politik mit 
anderen Entwicklungsländern zu koordinieren. Schließlich hatte Tansania noch 

22	 Ebenda, S. 244 ff.
23	 Vgl. dazu Stephanie Decker, Dekolonisation der Wirtschaft? Wirtschaftsnationalismus in Afri-

ka nach 1945, in: Archiv für Sozialgeschichte 48 (2008), S. 461–486.
24	 Die von der Regierungspartei TANU 1967 in Arusha verabschiedete Deklaration lässt sich 

als ein Grundsatzprogramm beschreiben, das die Politik, die Prinzipien und die Ziele eines 
„afrikanischen Sozialismus“ ausbuchstabierte und in den folgenden Jahren auch umsetzte.

25	 Vgl. etwa Andreas Eckert, Herrschen und Verwalten. Afrikanische Bürokraten, staatliche 
Ordnung und Politik in Tansania 1920–1970, München 2007.

26	 Nyerere, McDougall Memorial Lecture, S. 249 f.
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Anfang 1965 weltweit lediglich elf diplomatische Vertretungen auf Botschaftsebe-
ne27.

Obgleich die UNCTAD zunächst also von vielen Regierungen des globalen Sü-
dens als ein nützliches Instrument angesehen wurde, mit dem sich letztlich na-
tionale Entwicklungsinteressen in einem globalen Maßstab durchsetzen ließen, 
entwickelte sie dennoch rasch eigenständige Qualitäten als Forum und Akteur28. 
Dies lag nicht zuletzt auch an ihrem Generalsekretär Raúl Prebisch. Der 1901 in 
Tucumán/Argentinien geborene Sohn eines Deutschen und einer Argentinierin 
verfügte über eine langjährige administrative und wirtschaftspolitische Erfah-
rung, die er unter anderem als Staatssekretär im Argentinischen Finanzministe-
rium, als Leiter der Argentinischen Zentralbank (1935–1943) und später als Di-
rektor der UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika (1950–1962) gesammelt 
hatte. Besonderes Aufsehen hatte der Ökonom 1949 mit einer einflussreichen 
Untersuchung über die Entwicklungsprobleme Lateinamerikas erregt, in der er 
erstmals zwei grundlegende entwicklungstheoretische Kerngedanken vorstellte: 
die Unterscheidung von Zentrum und Peripherie und die These von der konti-
nuierlichen Verschlechterung der terms of trade. Die Weltwirtschaft, argumentierte 
er, sei durch eine Ungleichheit zwischen dem industrialisierten Zentrum und der 
vornehmlich agrarisch strukturierten Peripherie geprägt. Dies habe nicht nur ei-
nen ungleichen Handel – periphere Staaten exportieren Agrarprodukte, um In-
dustriegüter importieren zu können – und eine strukturelle Arbeitslosigkeit in 
der Peripherie zur Folge, sondern bedinge auch eine kontinuierliche Verschlech-
terung der terms of trade. Entwicklungsländer müssten aufgrund dieses Preisver-
falls daher für die gleiche Menge an Industriegütern immer mehr Agrarprodukte 
exportieren29.

Sowohl diese entwicklungstheoretischen Ansichten als auch seine langjährige 
administrative Erfahrung kamen Prebisch in seiner neuen Rolle an der Spitze der 
UNCTAD zugute. Er verstand es, die damit einhergehende Autorität zu nutzen, 

27	 Vgl. Ministry of External Affairs, An Official Record of Foreign Policy of the United Republic 
of Tanzania, Vol.1, No. 1 (April 1965), S. 22, in: Library of the University of Dar Es Salaam, 
East Africana Collection.

28	 Vgl. zum Doppelcharakter internationaler Organisationen Daniel Maul, Menschenrechte, 
Sozialpolitik und Dekolonisation. Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) 1940–1970, 
Essen 2007. Ich meine im Anschluss daran, dass internationale Organisationen häufig auch 
in ihrer Funktion als Forum und als eigenständige Akteure wahrgenommen werden. Zur 
Ideengeschichte der Vereinten Nationen vgl. Richard Jolly (Hrsg.), UN Contributions to 
Development Thinking and Practice, Bloomington 2004. Vgl. zum Zusammenhang von in-
ternationalen Organisationen und nationalen Interessen Michael N. Barnett/Martha Finne-
more, The Politics, Power, and Pathologies of International Organizations, in: International 
Organization 53 (1999), H. 4, S. 699–732.

29	 Vgl. Raúl Prebisch, The Economic Development of Latin America and Its Principal Problems, 
New York 1950. Vgl. für eine konzise Zusammenfassung des Prebischen Denkens Dieter 
Nohlen, Raúl Prebisch (1901–1986). Das Zentrum-Peripherie Modell der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen, in: Entwicklung und Zusammenarbeit (November 1999), S. 316–
319, auch verfügbar unter: http://www.inwent.org/E+Z/zeitschr/ez1199–6.htm [zuletzt 
30. 7. 2010]. Vgl. ausführlicher zu Prebisch Edgar Dosman, The Life and Times of Raúl Pre-
bisch, 1901–1986, Montréal 2008.
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indem er noch im Vorfeld der ersten Welthandelskonferenz in Genf ein program-
matisches Konzeptpapier mit dem Titel Towards a New Trade Policy for Development an 
alle teilnehmenden Regierungen verteilen ließ. Die Bedeutung dieses Berichtes 
kann dabei nicht überschätzt werden, denn er etablierte auf internationaler Ebe-
ne die moralische Norm einer regulierten Weltwirtschaft, ohne ihre grundsätz-
liche Transformation zu fordern. Wie Prebisch anerkannte, war Globalisierung 
– er benutzte den klassischen Terminus Welthandel – ein Faktum der Gegenwart, 
ein Prozess, der zwar Nachteile besaß, dessen Dynamik sich aber mit rationaler 
Planung auch in Vorteile für Entwicklungsländer umwandeln ließ30. Ein Problem 
war sie einerseits, weil sie asymmetrisch war: den steigenden Importpreisen für in-
dustrielle Produkte, die in unterentwickelte Länder gingen, standen fallende und 
beständig schwankende Preise für ihre Rohstoffexporte gegenüber. Staaten der 
Dritten Welt konnten daher immer weniger Exportgewinne abschöpfen, mit de-
nen sich Industrialisierungsprogramme finanzieren ließen. Andererseits glaubte 
Prebisch, dass Globalisierung unter einer Voraussetzung auch eine Chance für 
unterentwickelte Länder bedeutete – wenn sie reguliert würde31.

Zur Beseitigung der Asymmetrien schlug Prebisch mehrere Maßnahmen vor, 
von denen vier besonders wichtig waren. Erstens forderte er eine Stabilisierung 
der Rohstoffpreise durch die Regulierung des Angebots, die Festlegung von Im-
port- und Exportquoten sowie die Schaffung besserer Marktzugangsbedingungen 
für die Produkte unterentwickelter Länder durch den gezielten Abbau von Han-
delsbeschränkungen in industrialisierten Ländern. Ebenso setzte sich Prebisch 
für umfassende internationale Rohstoffabkommen ein, mit denen der Rohstoff-
markt reguliert werden sollte. Als zweite Maßnahme forderte Prebisch, industriel-
le Exporte aus unterentwickelten Ländern durch die Einführung eines allgemei-
nen Systems von Handelspräferenzen zu fördern, das diese Länder begünstigen 
und gleichzeitig ihre jungen Industrien schützen würde. Drittens schlug er kom-
pensatorische Zahlungen an unterentwickelte Länder vor, mit denen die relativen 
Exportverluste ausgeglichen und ihre Investitionskraft gestärkt werden sollte. Ab-
schließend sprach sich Prebisch dafür aus, der UNCTAD eine dauerhafte Struk-
tur zu geben.

Mit dem Prebisch-Bericht lag somit ein Maßnahmenkatalog vor, der ganz 
dem Zeitgeist der Machbarkeit entsprechend konkrete Schritte zur Lösung der 
strukturellen weltwirtschaftlichen Asymmetrien benannte. Gerade unter den 
Entwicklungsländern fand der Bericht große Zustimmung und förderte während 
der ersten UNCTAD-Konferenz ihre Bereitschaft, sich zur Gruppe 77 zusammen-
zuschließen, um die von Prebisch skizzierten Maßnahmen auch durchzusetzen. 
Zu diesem Zweck stimmte die Gruppe 77 auch einer Institutionalisierung der 
UNCTAD unter dem Dach der Vereinten Nationen zu, wobei ein dauerhaftes 

30	 Vgl. Raúl Prebisch, Towards a new trade policy for development, in: Beyond Conventional 
Wisdom (Beilage als CD-ROM).

31	 In diesem Lichte betrachtet, kann Prebisch also keineswegs als Export-Pessimist gelten, wie 
ihm immer wieder vorgeworfen wurde, sondern muss zumindest für die 1960er Jahre als 
Export-Optimist betrachtet werden. Vgl. zum Vorwurf James, Globalisierung, S. 110.
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UNCTAD-Sekretariat, ein Handels- und Entwicklungsrat (Trade and Development 
Board, TDB) und unzählige weitere Sub-Komitees, etwa für Handelspräferenzen, 
geschaffen wurden. Noch während der Genfer Konferenz warnte der US-amerika-
nische Unterstaatssekretär im Außenministerium, George Ball, den Sicherheits-
berater der Johnson-Administration, McGeorge Bundy, daher eindringlich vor 
den weiteren Folgen der UNCTAD: „We should […] recognize that this is not a 
one-shot affair. We are participating in the formation of a mechanism in the UN 
that will exert continuing pressure on the policies of governments.“32

Tatsächlich gab sich die US-amerikanische Regierung nach dem Ende der Gen-
fer Konferenz auch alle Mühe, die UNCTAD zu torpedieren, weil sie einerseits 
befürchtete, dass Handelspräferenzen das Meistbegünstigungsprinzip aushebeln 
würden, und andererseits keine institutionelle Gegenmacht zum 1947 geschaf-
fenen GATT akzeptieren wollte, in dem sich eigene Handelsinteressen immer 
noch am Leichtesten durchsetzen ließen. Die US-amerikanische Strategie war es 
dementsprechend, möglichst viele Entwicklungsländer von der UNCTAD in die 
zeitgleich im GATT laufenden Verhandlungen der Kennedy-Runde hineinzuloc-
ken33. Bereits im August 1964 wurden die Botschaften instruiert, „that U.S. be-
lieves, with end UNCTAD, time seems appropriate make special effort stimulate 
interest of less developed countries in the practical advantages to their trade and 
development of active and full participation Kennedy Round“. Weiter hieß es in 
dem Telegramm: „U.S. concern is that concentration of most LDC officials on far-
reaching objectives at UNCTAD in past months diverted their attention from the 
more conventional but attainable trade benefits possible during KR. U.S. there-
fore wishes encourage as many LDC‘s as possible to participate in the negotiations 
and be active in LDC Sub-Committee.“34 Eine direkte Folge dieser Bemühungen 
war 1966 die Erweiterung des GATT um Abschnitt 4, in dem Industriestaaten 
ihre Absicht bekundeten, in zukünftigen Verhandlungsrunden auf Reziprozitäts-
ansprüche zu verzichten, Marktzugangsbedingungen zu verbessern und Maß-
nahmen zur Preisstabilisierung zu berücksichtigen. Hier wirkte die UNCTAD 
als wichtiger Katalysator: Offenbar setzte schon ihre Gründung eine Dynamik in 
Gang, die über die Institution hinausreichte35. Auch an der OECD ließ sich diese 
Dynamik ablesen. Denn um dem globalen Regulierungsanspruch der UNCTAD 
mit gemeinsamen Positionen begegnen zu können, nutzten westliche Industrie-

32	 George Ball an McGeorge Bundy, UNCTAD, 3. 3. 1964, in: Lyndon B. Johnson Library Aus-
tin, Texas (künftig: LBJL), National Security File, Country File, Box 293.

33	 Bei der Kennedy-Runde handelte es sich um eine auf die Initiative des amerikanischen Präsi-
denten Kennedy zurückgehende Verhandlungsrunde im Rahmen des GATT, die eine weitere 
Absenkung von Zöllen zum Ziel hatte und 1967 abgeschlossen wurde.

34	 FRUS 1964–1968, Vol. VIII: International Monetary and Trade Policy, Washington 1998, Dok. 
245.

35	 Die Diskussion über jenen Abschnitt ging zurück bis zum so genannten Haberler Report von 
1958, der feststellte, dass die Rohstoffpreise insgesamt gefallen, während die Preise für Indu-
strieprodukte gestiegen seien, und dazu riet, zur Preisstabilisierung Lagerungsmechanismen 
für Rohstoffe einzuführen und Märkte zu öffnen. Durch UNCTAD I erhielt diese Thematik 
neue Dringlichkeit. Vgl. Toye/Toye, The UN and Global Political Economy, S. 209.
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länder verstärkt die Organe der OECD und jene wiederum ließen eigene Studien 
über globale Handelsbeziehungen durchführen, um die Daten der UNCTAD zu 
widerlegen oder zu modifizieren36.

In der UNCTAD begnügte sich Prebisch indes nicht mit dieser Katalysator-
funktion. Nach seinem Willen sollte sie sich in eine Agentur der Globalsteuerung 
verwandeln, und zwar zugleich als study agency und als action agency37. Uner-
müdlich brachte er daher wissenschaftliche Untersuchungen und statistische 
Erhebungen auf den Weg, ließ spezielle Expertenrunden bilden und versuchte, 
eine enge Verzahnung mit den regionalen Wirtschaftskommissionen der UN her-
zustellen38. Dahinter stand neben dem Glauben an rationale Steuerung auch die 
Hoffnung, durch wissenschaftliche Objektivität und sachliche Autorität die Not-
wendigkeit einer schnellen Implementierung der UNCTAD-Vorschläge zu unter-
mauern. Gleichzeitig wurde die UNCTAD damit auch zu einer Art Durchlauferhit-
zer für die Dependenztheorie, die nun ihrerseits im Windschatten der UNCTAD 
international salonfähig wurde39. Zahlreiche Autoren dachten in den folgenden 
Jahren Prebischs Ideen weiter, ob Andre Gunder Frank, Immanuel Wallerstein, 
Walter Rodney oder Dieter Senghaas. Beharrlich bemühte sich Prebisch zudem 
darum, die institutionelle Handlungsfähigkeit der UNCTAD zu erweitern. Kon-
sequent versuchte er zeitweise, etwa alle intergouvernementalen Koordinierungs-
versuche innerhalb der UNCTAD zu unterbinden und diese im Sekretariat bzw. 
im TDB zu zentralisieren40. Lösungen sollten im Vorfeld nunmehr nicht mehr 
von Regierungen erarbeitet werden, sondern vom UNCTAD-Sekretariat, das in 
diesem Sinne auch damit begann, Treffen der Gruppe 77 mit vorzubereiten. Pre-
bisch zeigte sich außerdem zunehmend besorgt über die schleichende Duplizie-
rung der UNCTAD-Aufgaben im GATT, mit denen, wie er befürchtete, die erstere 
unterminiert werden könnte41.

Dass die Umsetzung weltwirtschaftlicher Reformen zwischen 1964 und 1968 
trotzdem nur schleppend vorankam, war auf mehrere grundlegende Probleme 
zurückzuführen, von denen das für viele UNCTAD-Sitzungen charakteristische 
Klima von verletzten Eitelkeiten, rassistischen Vorurteilen und Verdächtigungen 

36	 Vgl. State Department an US UN New York, UNCTAD – Western Coordination, 14. 6. 1965, 
in: LBJL, NSF, Box 293. Zu OECD-Studien vgl. Ian Little u. a., Industry and Trade in Some 
Developing Countries, London 1970.

37	 Telegramm US UN New York an State Department, UNCTAD-First TDB Meeting, 25. 5. 1965, 
in: LBJL, NSF, Box 294.

38	 Telegramm US Mission Geneva an State Department, Round-Up Third Week, UNCTAD-TDB 
II, 19. 9. 1965, in: LBJL, NSF, Box 293.

39	 Die Dependenztheorie zählt zu den großen Entwicklungstheorien der letzten Jahrzehnte. 
Stark vereinfacht gesagt, sieht sie die Unterentwicklung von Entwicklungsländern in ihrer 
weltwirtschaftlichen Abhängigkeit von Industrieländern begründet, die zu einer Perpetuie-
rung von Ungleichheiten führen würde.

40	 US UN an State Department, UNCTAD-Preferences, 11. 6. 1965, in: LBJL, NSF, Box 293.
41	 US UN New York an State Department, UNCTAD-First TDB Meeting, 25. 5. 1965, in: LBJL, 

NSF, Box 294.
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noch das geringste Übel war42. Entscheidender war vielmehr die weit gefächerte 
Interessenlage der verschiedenen Mitglieder, die zwischen Ost-West- und Nord-
Süd-Gegensätzen oszillierte und elastische Kompromissformeln notwendig 
machte; doch auch diese Kompromissformeln ließen sich oft genug nicht fin-
den. Nicht zuletzt war der gigantische Regulierungsanspruch der UNCTAD ein 
wichtiges Problem. Welche Quoten für Textilien gelten sollten oder wie hoch die 
Preise für Zucker, Kakao oder Kupfer zu veranschlagen waren – all jene Makropro-
bleme machten aufwändige Studien und Anhörungen von Experten nötig, die 
Zeit kosteten und Entscheidungen erschwerten. Zugleich setzten sie eine Fähig-
keit zur Synthetisierung großer Datensätze voraus, über die nur wenige Techno-
kraten verfügten.

Der wichtigste Erfolg der UNCTAD bestand daher zunächst darin, überhaupt 
einen neuen Diskurs über Globalisierung angestoßen und Ideen zu ihrer Regu-
lierung präsentiert zu haben. Dabei war die UNCTAD Teil einer neuen Form 
transnationaler Kommunikation, die sich im heraufziehenden Zeitalter globaler 
Massenmedien zunehmend über Konferenzen und Gipfeltreffen vollzog43. Ge-
mäß der Logik dieser Kommunikation generierten Medienereignisse wie Konfe-
renzen nicht nur Aufmerksamkeit und erlaubten es, Themen und Forderungen 
zu lancieren, sondern öffneten auch neue Kommunikationskanäle zu den west-
lichen Zivilgesellschaften, von denen man hoffte, dass sie ihre medial stimulierte 
Betroffenheit über die Ungerechtigkeiten des Welthandels im günstigsten Falle 
in politischen Druck auf ihre Regierungen übersetzen würden44. Besonders der 
Prebisch-Bericht ist in diesem Zusammenhang zu sehen, aber auch die Deklara-
tionen der Gruppe 77, die Prebischs Forderungen weiter popularisierten. Solche 
Deklarationen, erklärte der Koordinierungsausschuss der Gruppe 77 anlässlich 
der zweiten UNCTAD-Konferenz 1968 recht freimütig, seien „intended to create 
maximum psychological impact on world public opinion“45.

Gerade auf der zweiten UNCTAD-Konferenz in New Delhi 1968 wirkte die 
Dynamik öffentlich vorgetragener Reformforderungen jedoch auch auf die sub-
stantielle Arbeit der UNCTAD zurück, als sich die US-Regierung entschloss, in 
ein allgemeines System von Handelspräferenzen einzuwilligen – eine zentrale For-
derung des Prebisch-Berichts. Zwar war dafür im Wendejahr des Vietnamkrieges 
auch das US-amerikanische Interesse an einem besseren Image ausschlaggebend. 
Aber dass überhaupt eine UNCTAD-Konferenz der Imagepflege dienen sollte, 

42	 US Mission Geneva an State Department, Round-Up Third Week, UNCTAD-TDB II, 
11. 9. 1965, in: LBJL, NSF, Box 293.

43	 Eine Übersicht der Gipfel- und Ministertreffen der Gruppe 77 gibt Karl P. Sauvant, The 
Group of 77. Evolution, structure, organization, New York 1981, S. 217 f. Vgl. zur medialen 
Globalisierung den groben Überblick von Philip Taylor, Global Communications, Internatio-
nal Affairs and the Media since 1945, London 1997.

44	 Vgl. zu den medialen Strategien der Blockfreien Jürgen Dinkel, „To grab the headlines in the 
world press“ – Die Afroasiatische Konferenz in Bandung (1955) und die ersten blockfreien 
Konferenzen als Medienereignisse, in: zeitgeschichte-online Juni 2010 URL: http://www.
zeitgeschichte-online.de/themen-dinkel-06–2010 [zuletzt 10. 7. 2010].

45	 Sauvant, The Group of 77, S. 39.
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unterstrich noch einmal den symbolischen Stellenwert der UNCTAD. Nach UNC-
TAD II kam deshalb wieder etwas Bewegung in die Nord-Süd-Verhandlungen, 
1971 richteten sowohl das GATT als auch die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ein allgemeines System von Handelspräferenzen ein. Damit war ein zen-
traler Regulierungsmechanismus der UNCTAD zwar erfolgreich implementiert 
worden, erwies sich aber in der Praxis aufgrund zahlreicher Ausnahmeregelungen 
als wenig effektiv.

Vernetzungsstrategien, „agenda-setting“ und europäische Befürch-
tungen 1968–1973

Die zweite UNCTAD-Konferenz war die letzte unter der Führung Prebischs, der 
sich Ende 1968 von seinem Amt zurückzog. Sein Rücktritt bedeutete eine Zäsur 
für die UNCTAD, denn unter dem neuen Generalsekretär Manuel Pérez-Guerre-
ro vollzog sie einen Richtungswechsel und begann, sich mehr auf die Zusam-
menarbeit mit anderen internationalen Organisationen zu stützen, auch weil die 
fehlenden Ressourcen und die operativen Grenzen der UNCTAD rasch klar ge-
worden waren. Das entsprach der zunehmenden Tendenz unter internationalen 
Organisationen, durch Kooperationsabkommen und einen engeren inhaltlichen 
Austausch gemeinsames Handeln zu koordinieren46. Erste Schritte hierzu hatte 
schon Prebisch unternommen, etwa als er zwischen 1963 und 1966 die Weltbank 
dazu drängte, einen langfristigen Kreditmechanismus zur Kompensation von Ex-
portverlusten einzurichten47, oder mit Vertretern der Weltbank und der FAO 1966 
erörterte, welche Stabilisierungsmechanismen für Rohstoffpreise eingerichtet 
werden könnten48. Prebisch hatte aber nie das Ideal der unabhängig operierenden 
action agency aufgegeben. Unter Pérez-Guerrero dagegen beschränkte sich die 
UNCTAD freilich auf eine Vermittlerrolle; neue Konzepte sollten hier entwickelt, 
dann aber von anderen Organisationen umgesetzt werden. In diesem Zusammen-
hang lancierte das neue UNCTAD-Sekretariat beispielsweise im November 1970 
einen Vorschlag, nach dem Zahlungsbilanzdefizite in Entwicklungsländern durch 
die Einrichtung einer Sonderziehungsreserve (special drawing facility) im IWF aus-
geglichen werden sollten49. Darüber hinaus diskutierte der neue Generalsekretär 

46	 Vgl. etwa Devesh Kapur/John P. Lewis/Richard Webb, The World Bank. Its First Half Cen-
tury, Bd. 1: History, Washington DC 1997, S. 190. Die Weltbank schloss etwa Kooperationsab-
kommen mit der FAO, der WHO, der ILO und der UNESCO.

47	 Dieser Mechanismus sollte die kurzfristigen Kreditgaben der IWF „Compensatory Financing 
Facility“ ergänzen.

48	 Vgl. Toye/Toye, The UN and Global Political Economy, S. 219.
49	 Telegramm US Mission Geneva an Department of State, UNCTAD IGG on Regional Coope-

ration among LDCs, Special IMF Drawing Facility to Support Intra-LDC Trade Liberalizati-
on, 4. 12. 1970, in: National Archives II, College Park, MD (künftig: NA II), Record Group 
(RG) 59, Subject-Numeric Files, 1970–73, Box 1019. Die Idee für jenen Nexus wurde jedoch 
1973 allgemein fallen gelassen, als westliche Regierungen zum Floating von Währungskursen 
übergingen. Wie diese Idee anzeigt, hatte der 1945 gegründete IWF auch eine entwicklungs-
politische Rolle, obgleich seine Kernaufgabe die Überwachung und Stabilisierung des inter-
nationalen Währungsverkehrs war.



VfZ 4/2012

568   Aufsätze

noch im selben Monat mit dem Präsidenten der Weltbank, Robert McNamara, 
über die Einrichtung eines ergänzenden Finanzierungsmechanismus (supplemen-
tary finance scheme) für Entwicklungsländer unter der Aufsicht der Weltbank50. Da 
McNamara verhalten auf die Idee reagierte – zumindest, wie er betonte, solange 
der Weltbank von den Industrieländern keine neuen Mittel zur Verfügung ge-
stellt wurden –, forderte Pérez-Guerrero anschließend gegenüber der US-amerika-
nischen Regierung eine Unterstützung für eine Machbarkeitsstudie der Weltbank 
über ein solches Finanzierungsprogramm51.

Deutlich wurde die neue Vermittlerrolle auch auf der dritten UNCTAD-Kon-
ferenz, die im Frühjahr 1972 in Santiago de Chile stattfand. Als größte Erfolge 
der Konferenz galten etwa: die Zusage an Entwicklungsländer, dass sie an der Re-
strukturierung des Weltfinanzsystems unter Führung des IWF beteiligt würden; 
die Teilnahme der UNCTAD an den nächsten GATT-Verhandlungen; die Ausar-
beitung von Rohstoffabkommen über Zucker und Kakao; die Prüfung einer mög-
lichen Verbindung zwischen Entwicklungshilfe und den Sonderziehungsrechten 
im IWF. Dies waren Entscheidungen, welche die UNCTAD eng mit anderen Orga-
nisationen vernetzten. Gerade die Entscheidung zu den Sonderziehungsrechten 
war dabei ein Erfolg, der maßgeblich auf die Initiative des UNCTAD-Sekretariats 
vom November 1970 zurückzuführen war.

Andererseits beschränkte sich die Konferenz nicht darauf, Vernetzungen mit 
anderen Organisationen herzustellen, sondern benannte auch zwei neue globale 
Herausforderungen, die es anzugehen galt, namentlich die Frage einer Charter 
of Economic Rights and Duties und das Problem multinationaler Korporationen. 
Während die Vorschläge für die Charta im Kern nicht über die Prebisch-Ideen 
von 1964 hinausgingen, aber einen neuen moralischen Referenzpunkt schufen, 
identifizierte die Konferenz einen neuen Regelungsbedarf für multinationale 
Korporationen – Ausgangspunkt eines Prozesses, der in den nächsten Jahren 
zur Gründung eines UN Center on Transnational Corporations führte, das mit der 
Ausarbeitung eines Verhaltenskodexes beauftragt wurde. Auch hier erwies sich 
die UNCTAD wieder als Vehikel von global governance, denn die Diskussion des 
Kodexes löste in der OECD Bestrebungen aus, einen eigenen OECD-Kodex zu 
erarbeiten, der schließlich 1976 vorgelegt wurde52.

Die vielleicht wichtigste Folge der dritten UNCTAD-Konferenz lag freilich in 
einer atmosphärischen Zuspitzung; hier zeigte sich wieder die zunehmende Be-
deutung öffentlichkeitsorientierter transnationaler Kommunikation. Denn trotz 
der moderaten Fortschritte reisten vor allem europäische Beobachter mit dem 
Eindruck aus Santiago ab, auf der Konferenz eine Radikalisierung der Nord-
Süd-Beziehungen erlebt zu haben. Besonders der Präsident der Europäischen 

50	 McNamara war nach sieben Jahren als US-Verteidigungsminister 1968 ins Präsidentenamt 
der Weltbank gewechselt.

51	 Telegramm Department of State an US Mission Geneva, UNCTAD: Washington Visit of SYG 
Perez-Guerrero, 21. 11. 1970, in: NA II, RG 59, Subject-Numeric Files, 1970–73, Box 1019.

52	 Vgl. dazu Vernie Oliveiro, The United States, Multinational Enterprises, and the Politics of 
Globalization, in: Niall Ferguson u. a. (Hrsg.), The Shock of the Global. The 1970s in Perspec-
tive, Cambridge 2010, S. 143–158.
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Kommission, Sicco Mansholt zeigte sich alarmiert von den Auswirkungen von 
UNCTAD III auf die europäische Öffentlichkeit und wies den amerikanischen 
Berater für internationale wirtschaftliche Angelegenheiten, Peter Flanigan, in ei-
ner langen Brandrede über die Notwendigkeit westlicher Zugeständnisse zurecht: 
Mansholt, wie Flanigan berichtete, „responded with a long speech which began 
by noting what he believed was a growing sentiment in European public opinion 
and parliaments about the future of relations between the developed and develo-
ping countries. He said that, in comparison with the ‚minor‘ economic problems 
among developed countries, those between developed and developing economies 
were much more serious.“ Verstört über den US-amerikanischen Unwillen, den 
Entwicklungsländern weiter entgegen zu kommen, zeigte Mansholt Bereitschaft 
zu radikalen Maßnahmen: „[H]e said, the real issue is that income from future 
growth needs to be distributed more extensively to the LDC‘s to close the gap. 
This should be done by heavy new taxation in developed countries [. . .], and by 
trading arrangements to organize markets in favor of LDC exports.“53 Zumindest 
auf europäischer Ebene war hier der Weg zur ersten Lomé-Konvention von 1975 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und afrikanischen, 
karibischen und pazifischen Staaten vorgezeichnet, die letzteren nicht nur mehr 
Entwicklungsgelder, sondern auch Handelserleichterungen versprach: unter 
anderem wurden mit dem Abkommen ein Fonds zur Stabilisierung der Export-
gewinne (STABEX) eingerichtet und für die meisten Exportprodukte nicht-rezi-
proke Handelspräferenzen gewährt. Damit entsprach das Abkommen in großen 
Teilen den Leitideen der UNCTAD54.

Die Konferenz in Santiago de Chile verdeutlichte, dass sich der Faktor öffent-
liche Meinung zu einer wichtigen Ressource der UNCTAD gewandelt hatte. Seit 
1964 war aus den UNCTAD-Konferenzen ein riesiger Politzirkus geworden, der 
von Medien aus aller Welt beobachtet wurde und den die argentinische Zeit-
schrift Confirmado etwa ebenso kommentierte wie die Times of India, Die Zeit oder 
das US-amerikanische Time Magazine55. Auch NGOs nutzten mit Pamphleten wie 

53	 Report by the President‘s Assistant for International Economic Affairs (Flanigan) Washing-
ton, 20. 6. 1972, Attachment 2: Brussels, June 1, 1972. Conversation with EC Commission 
President Sicco Mansholt, in: FRUS, 1969–1972, Vol. III: Foreign Economic Policy, Washing-
ton D.C. 2001, Dok. 91. Mansholt war 1972 für kurze Zeit Präsident der seit 1967 für EWG, 
Montanunion und Euratom verantwortlichen Europäischen Kommission, aber seit 1958 in 
der Kommission mit verschiedenen Ämtern, bevorzugt im Zusammenhang mit der Agrarpo-
litik, betraut gewesen.

54	 Die Aushandlung jenes Abkommens und der Zusammenhang zur UNCTAD können an die-
ser Stelle nicht untersucht werden. Vgl. zur europäischen Entwicklungspolitik Urban Vahsen, 
Eurafrikanische Entwicklungskooperation. Die Assoziierungspolitik der EWG gegenüber 
dem subsaharischen Afrika in den 1960er Jahren, Stuttgart 2010, und Martin Rempe, Fit für 
den Weltmarkt in fünf Jahren? Die Modernisierung der senegalesischen Erdnusswirtschaft 
in den 1960er Jahren, in: Büschel/ Speich (Hrsg.), Entwicklungswelten, S. 241–274. Zur Aus-
handlung des Vertrages vgl. auch Lili Reyels, Die Entstehung des ersten Vertrags von Lomé 
im deutsch-französischen Spannungsfeld 1973–1975, Baden-Baden 2008.

55	 Vgl. „UNCTAD – Intenciones para 2070“ in: Confirmado vom 15. 2. 1968 (Biblioteca Nacio-
nal, Buenos Aires, Argentinien); „UNCTAD II at New Delhi – A Supplement“, in: Times of 
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„UNCTAD 3: Make-Or-Break for Development“56 die Konferenzen verstärkt als 
Foren zur Erzeugung eines globalen Problembewusstseins und bewiesen damit, 
dass die Gruppe 77 und die UNCTAD auch aufgrund der „Dynamik transnational 
politisierter Gesellschaften“57 zunehmend erfolgreich mit westlichen Zivilgesell-
schaften kommunizieren konnten. Was sich hier infolge einer globalen Kommu-
nikations- und Medienrevolution also insgesamt zeigte, war ein fundamentaler 
Strukturwandel der internationalen Politik, der die Formen internationalen Han-
delns veränderte. Normen mochten zwar hinter verschlossenen Türen konkreti-
siert werden, dass sie aber überhaupt verhandelt wurden, beruhte verstärkt auf 
massenmedial hergestellter transnationaler Kommunikation.

Nach dem Ölpreisschock: Die Stunde der Vereinten Nationen, die Diver-
sifizierung des internationalen Systems und die Ursprünge der Struktur
anpassung

Bis 1973 stützten sich die Globalsteuerungsversuche der Gruppe 77 und der 
UNCTAD mit wechselhaftem Erfolg im Wesentlichen also auf eine postulierte 
moralische Verpflichtung zur globalen Umverteilung zwischen reich und arm, in-
stitutionelle Anpassungen innerhalb der UNCTAD, die Generierung von Wissen, 
Diskursmacht und die Abstimmung mit anderen internationalen Organisationen. 
Mit dem Ölpreisschock trat Ende 1973 ein sechstes Element hinzu: die Macht der 
Produzenten, die sich nach dem Vorbild der OPEC (Organization of the Petroleum 
Exporting Countries) jederzeit zu ähnlichen Rohstoffkartellen zusammenschließen 
konnten. „The Third World now has some real bargaining power“, erklärte der al-
gerische Präsident Boumediène gegenüber UN-Generalsekretär Kurt Waldheim 
dementsprechend im Frühjahr 1974 und forderte: „a responsible dialogue has to 
start.“58 Stattfinden sollte dieser Dialog nach dem Willen Boumediènes, der zu 
einem der Hauptsprecher der Gruppe 77 avanciert war, im Rahmen einer Son-
dersitzung der UN-Generalversammlung über allgemeine Rohstofffragen. Dabei 
handelte es sich auch um eine Art Vorwärtsverteidigung, denn Entwicklungslän-
der waren von den Preissprüngen der OPEC am Härtesten betroffen.

Mit der UN-Sondersitzung, der im Herbst 1975 eine weitere folgte, verlagerten 
sich die Debatten über die Regeln der Globalisierung von der UNCTAD in die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen. Zwei konkrete Probleme standen 
dabei im Mittelpunkt, Nothilfe für die Least Developed Countries und die Reform 
der Weltwirtschaft. Die Sitzung schloss mit der Verabschiedung einer „Erklärung 

India vom 1. 2. 1968 (Widener Library, Harvard University); „Das Tribunal der Armen“, in: 
Die Zeit vom 5. 5. 1972; „Square-Off in Nairobi“, in: Time-Magezine vom 10. 5. 1976. Zur öf-
fentlichen Diplomatie der UN insgesamt Reinhard Wesel, Symbolische Politik der Vereinten 
Nationen. Die „Weltkonferenzen“ als Ritual, Opladen 2003.

56	 Vgl. „UNCTAD 3. Make-Or-Break for Development. A Special World Development Move-
ment Report“, London 1972, in: UN Archiv, New York, S-0988, Box 3.

57	 Herren, Internationale Organisationen, S. 112.
58	 Notes on a meeting held in the Secretary-General’s office on Tuesday, 9. 4. 1974, at 7.30 p.m., 

in: UN Archiv, NY, S-0908, Box 2.
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über die Errichtung einer Neuen Weltwirtschaftsordnung“ (NIEO) und eines Ak-
tionsprogramms59, zwei Erklärungen, die zu den wichtigsten der UN-Geschichte 
zählen. Zunächst wurden die veränderten Ausgangsbedingungen betont: „The 
developing world has become a powerful factor that makes its influence felt in all 
fields of international activity. These irreversible changes in the relationship of 
forces in the world necessitate the active, full and equal participation of the deve-
loping countries in the formulation and application of all decisions that concern 
the international community.“60 Was folgte, war die Beschreibung eines umfassen-
den Regelkatalogs, der sich im Wesentlichen auf die Empfehlungen der UNCTAD 
stützte: nicht-reziproke Handelspräferenzen, Maßnahmen zur Preisstabilisierung 
durch die Einrichtung von Ausgleichslagern, Ressourcen- und Technologietrans-
fers sowie die Einhegung multinationaler Firmen durch die Verabschiedung ei-
nes Verhaltenskodexes. Im Dezember 1974 schließlich verabschiedete die Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen die seit UNCTAD III diskutierte „Charta 
der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten“ der Staaten.

Die beiden Sondersitzungen drängten die Vereinten Nationen in eine Schlüs-
selrolle und eröffneten ihnen die Gelegenheit, ihre Handlungsfähigkeit wieder 
zu erhöhen, wie das Generalsekretariat um den seit 1971 amtierenden Gene-
ralsekretär Kurt Waldheim und seinen Untergeneralsekretär Robert Jackson 
erkannte61. Jackson identifizierte frühzeitig eine einzigartige „willingness of the 
most senior-officials in the United Nations system to co-operate with the Secretary-
General“62 und schlug vor, ein Treffen mit den Spitzen der Weltbank, des IWF, 
der UNCTAD und des UN Development Programme zu arrangieren63. Im Mittelpunkt 
dieses Treffens sollten nach dem Willen des Generalsekretariats die beschlosse-
nen Soforthilfemaßnahmen für die am meisten von der Krise betroffenen Länder 
stehen. Wie eine Gesprächsnotiz des Generalsekretariats unterstrich, bedeuteten 
jene „one of the most serious challenges and opportunities for the United Nations 
system. We simply have no choice therefore but to meet this challenge and use this 
opportunity to demonstrate and enhance the credibility and effectiveness of the 
[UN] system.“64 Insgesamt ging es nun also darum, das System der Vereinten Na-

59	 UN General Assembly Resolutions 3202 (S-VI) and 3201 (S-VI). Verfügbar unter: http://
daccess-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/NR0/071/94/IMG/NR007194.
pdf?OpenElement [zuletzt 20. 3. 2010].

60	 Zit. nach Toye/Toye, The UN and Global Political Economy, S. 241.
61	 Waldheim war seit 1964 österreichischer Botschafter bei den Vereinten Nationen und am-

tierte bis 1981 als UNO-Generalsekretär, wurde 1986 dann in einer umstrittenen Wahl zum 
österreichischen Bundespräsidenten gewählt, die von Vorwürfen überschattet war, nach de-
nen Waldheim im Zweiten Weltkrieg an Kriegsverbrechen beteiligt gewesen sei.

62	 Under-Secretary-General Robert Jackson to Waldheim, 25. 4. 1974, in: UN Archiv, NY, S-0908, 
Box 2.

63	 Zum „UN-System“ werden gewöhnlich eine ganze Reihe an internationalen Organisationen 
wie die FAO, Weltbank, IWF und die weiteren Sonderorganisationen der UNO wie das UN 
Development Programme usw. gezählt, die formal zu jenem Verbund zusammengeschlossen 
sind, real aber zumeist eigenständig handeln.

64	 Notes for the Secretary-General‘s Meeting on Friday, 3. 5. 1974, at 4 P.M., in: UN Archiv, NY, 
Box S-0984–0001, Secretary General’s Meetings.
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tionen im Zentrum der globalen Gemeinschaft zu positionieren. Wie Waldheim 
wenige Tage später auf einer Konferenz erklärte, erforderten “global problems” 
auch “global solutions [. . .] and the United Nations is the only organization with 
the membership and the machinery to make such a response“65. Tatsächlich be-
tonte Waldheim in unzähligen weiteren Reden in diesen Jahren, dass die Ressour-
cen der Vereinten Nationen zwar begrenzt seien, sie aber als „global catalyst“66 
zwischen Regierungen, Experten und anderen Führungspersönlichkeiten in 
Politik, Wissenschaft oder etwa Technologie vermitteln und weltweite Problem-
lösungsstrategien koordinieren könnten. Dieser Anspruch zeigte sich vor allem 
in der Vielzahl der UN-Konferenzen, die Staaten, Expertengemeinschaften und 
globale Eliten zusammenbrachten und gerade unter Waldheim Hochkonjunktur 
hatten67. Zeitweise verfolgten die Vereinten Nationen in diesen Jahren auch die 
Idee einer institutionellen Reform, um, wie Waldheim erklärte, die Fähigkeit der 
Vereinten Nationen auszubauen, „to work with the necessary degree of speed, ef-
fectiveness and cohesion towards the establishment of a new international econo-
mic order“68. Ein 1975 von einer Expertengruppe verfasster Bericht mit dem Titel 
A New United Nations Structure for Global Economic Cooperation schlug die Schaffung 
einer UN-Entwicklungsbehörde vor, welche die verschiedenen Sonderfonds zu-
sammenführen sollte, und forderte die Einrichtung eines Generaldirektors für 
Entwicklung und internationale wirtschaftliche Kooperation. Allerdings verlief 
die Reform im Sande69.

Erfolgreicher waren die Versuche verschiedener UN-Organe, enger mit NGOs 
zusammenzuarbeiten. Die ersten Schritte zu einer engeren Kooperation wa-
ren bereits seit Beginn der 1970er unternommen worden, als diese noch keine 
Selbstverständlichkeit war70. Zwar waren NGOs, wie eine Umfrage im Auftrag des 
Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen ergab, vereinzelt an der Im-
plementierung der neuen Internationalen Entwicklungsstrategie für die 1970er 
Jahre beteiligt71, aber wie der Untergeneralsekretär für politische und Angelegen-
heiten der Generalversammlung, Bradford Morse, beklagte, waren die meisten 
UN-Bürokraten über Kooperationsmöglichkeiten mit NGOs schlichtweg nicht 
informiert72. Immerhin bildete sich Ende 1972 ein NGO Committee on Development, 

65	 Draft Speech by the Secretary-General on The World Food and Energy Crisis – The Role of 
International Organizations, New York, 9. 5. 1974, in: UN Archiv, NY, Box S-0273, Executive 
Office of the Secretary-General Kurt Waldheim, Speeches and Addresses,

66	 Draft Speech by the Secretary-General to the International Management and Development 
Institute, Washington D.C., 2. 6. 1975, in: UN Archiv, NY, Box S-0273–0011.

67	 Vgl. Michael Schechter, United Nations Global Conferences, London 2005.
68	 Zit. nach Ronald Meltzer, Restructuring the United Nations System. Institutional Reform 

Efforts in the Context of North-South Relations, in: International Organization 32 (1978), 
S. 993–1018, hier S. 994.

69	 Ebenda.
70	 Dies war der Fall, obwohl sowohl der ECOSOC als auch das UN Office of Public Information 

Verbindungsbüros zu NGOs unterhielten, in denen sich jene registrieren konnten.
71	 So z. B. die Chambre de Commerce Internationale.
72	 Statement by Mr. Bradford Morse to the Bureau of Conference of Non-governmental Or-

ganizations in consultative status with the United Nations Economic and Social Council, 
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dessen Ziel es war, „[to] facilitate the flow of information out to NGO members 
from UN agencies […] and the flow back of information with respect to […] NGO 
participation in relevant policies and programs, including informational, promo-
tional and field activities at all levels of operation“73. Ebenso empfahl eine andere 
Expertengruppe, NGOs an der Planung und Umsetzung von UN-Programmen 
und -Berichten zu beteiligen, gemeinsame Informationsworkshops auszurichten 
und eine engere Koordination zwischen NGOs und den Regionalbüros der Ver-
einten Nationen herzustellen74.

Diese Aktivitäten reflektierten eine Diversifizierung des internationalen Sys-
tems, die Mitte der 1970er Jahre mit der atemberaubenden Zunahme an „Ent-
wicklungs-NGOs“ neue Ausmaße annahm75 und die, wie Waldheim richtig er-
kannte, den Vereinten Nationen neue Handlungsmöglichkeiten eröffnete. Mit 
allen größeren und bekannteren NGOs – zu nennen wäre etwa der Club of Rome 
– unterhielt Waldheim daher auch enge Kontakte76. NGOs wiederum brachten in 
diese informelle Partnerschaft ihre Bereitschaft mit ein, sich die Reform des Welt-
wirtschaftssystems zu eigen zu machen – wenn auch in unterschiedlichen Akzen-
tuierungen. Konferenzen des Club of Rome etwa behandelten The North-South Crisis 
of Human Society (Berlin 1974) oder – auf Einladung der algerischen Regierung 
1976 The New International Order77, 1976 erschien zudem ein Bericht des Clubs, 
der die Forderungen der NIEO in konkrete Schritte überführte78. Eine weitere 
der wichtigsten global operierenden NGOs in der Entwicklungshilfe – das Ox-
ford Committee for Famine Relief, kurz: OXFAM – schaltete Aufklärungskampagnen 
in britischen Zeitungen und wies in ihren Veröffentlichungen immer wieder auf 
die Notwendigkeit einer Reform des Welthandels hin79. Ebenso bildeten sich in 

13. 9. 1972, in: UN Archiv, NY, S-0935, Box 6.
73	 Report on Proposed Committee on Development, attachment to: Conference of Non-govern-

mental Organizations in consultative status with the United Nations Economic and Social 
Council, Minutes of Meeting of the New York Section of the Bureau held at United Nations 
headquarters, 11. 10. 1972, in: Ebenda.

74	 „Introduction to the recommendations of the experts meeting in Geneva 13–15 December 
1972 on the particular role of the NGOs in mobilizing public opinion and political will“, in: 
Ebenda.

75	 Vgl. Colette Chabbott, Development INGOs, in: John Boli/George M. Thomas (Hrsg.), Con-
structing World Culture. International Nongovernmental Organizations since 1875, Stanford 
1999, S. 222–248, besonders S. 227.

76	 Vgl. die Korrespondenz zwischen Waldheim und dem Club of Rome, in: UN Archiv, NY, Box 
S-0974–0003. Beim Club of Rome handelt es sich um einen 1968 gegründeten exklusiven Ver-
ein mit meist namhaften Mitgliedern aus Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlichem Leben. 
Besonders bekannt wurde der Club of Rome 1972 mit der Veröffentlichung einer Studie über 
die „Grenzen des Wachstums“. Vgl. Dennis Meadows, Die Grenzen des Wachtums. Bericht 
des Club of Rome zur Lage der Menschheit, Hamburg 1972.

77	 Ebenda.
78	 Vgl. (in deutscher Übersetzung) Club of Rome, Wir haben nur eine Zukunft. Reform der 

internationalen Ordnung: Der RIO-Bericht an den Club of Rome, Opladen 1977.
79	 Vgl. etwa „OXFAM rethinks“, in: New Society, May 30, 1974, S. 497–498, und Robin Sharp, 

„Whose Right To Work? OXFAM Public Affairs Report 2,“ 1976, in: British Library, London. 
Zu OXFAM vgl. Maggie Black, A Cause for our Times. OXFAM, the first 50 years, Oxford 
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Westeuropa mit der International Coalition for Development Action und dem Dritte-
Welt-Handel Initiativen auf zivilgesellschaftlicher Ebene, welche die Forderungen 
nach einer NIEO aufgriffen80.

Verglichen mit dem globalen Handelsvolumen war das Aufkommen des alter-
nativen Handels zwar ziemlich gering, aber er reflektierte die Bereitschaft, Steu-
erungsmechanismen für die Weltwirtschaft im Kleinen umzusetzen. Tatsächlich, 
befand eine OECD-Studie später, gingen die meisten NGOs der OECD-Welt im 
Laufe der 1970er-Jahre dazu über, die strukturellen Probleme der Weltwirtschaft 
zu betonen81. Dahinter standen auch strategische Erwägungen, denn die Erar-
beitung globaler Problemlösungsstrategien eröffneten Expertengemeinschaften 
und Entwicklungs-NGOs auch einen Zugang zu Regierungen und internationalen 
Organisationen und schufen mitunter neue Gestaltungsmöglichkeiten82. Gerade 
in der symbiotischen Zusammenarbeit zwischen internationalen Organisationen 
und INGOs spiegelte sich auf diese Weise der allmähliche Wandel von global go-
vernance.

Gleichwohl blieben Nationalstaaten natürlich weiterhin entscheidende Ak-
teure im internationalen System, sie begriffen jedoch die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen und anderen National-
staaten zunehmend als Notwendigkeit, wie sich im Falle der Ford-Administration 
zeigte83. Weil US-Präsident Gerald Ford, der im August 1974 den zurückgetretenen 
Richard Nixon abgelöst hatte, und sein Außenminister Henry Kissinger sich ange-
sichts der komplexen globalen Gemengelage der Grenzen ihrer Handlungsspiel-
räume bewusst waren, erkannten sie explizit die neue Bedeutung internationaler 
Organisationen. So setzten sie etwa auf eine enge Abstimmung der westlichen Posi-
tionen im OECD-Rahmen und kündigten neue multilaterale Initiativen an. Schon 
im Herbst 1974 stellte Gerald Ford vor der UN-Generalversammlung eine neue 
Ernährungsinitiative in Aussicht, Kissinger folgte im Herbst 1975 mit Vorschlägen 
für eine mit zehn Milliarden Dollar ausgestaltete development security facility des 
IWF, die Schwankungen der Exportpreise ausgleichen sollten. Zudem versprach 

1992. OXFAM wurde 1942 gegründet und wandelte sich seit den 1960er Jahren zu einer der 
wichtigsten und größten NGOs der Entwicklungszusammenarbeit mit Büros und Entwick-
lungsprojekten in sämtlichen Entwicklungsländern.

80	 Vgl. Claudia Oleginiczak, Die Dritte-Welt-Bewegung in Deutschland, Opladen 1999, S. 120–
124; Bastian Hein, Die Westdeutschen und die Dritte Welt. Entwicklungspolitik und Entwick-
lungsdienste zwischen Reform und Revolte, 1959–1974, München 2006, besonders S. 129–
135.

81	 Vgl. OECD, Voluntary Aid for Development. The Role of Non-Governmental Organisations, 
Paris 1988; vgl. auch Richard Jolly, Society for International Development, the North-South 
Roundtable and the Power of Ideas, in: Development 50 (2007), S. 47–58, zur Society for 
International Development und ihre Auseinandersetzung mit der NIEO.

82	 Zum Verhältnis von Experten, Regierungen und internationalen Organisationen vgl. Marc 
Frey, Experten, Stiftungen und Politik. Zur Genese des globalen Diskurses über Bevölkerung 
seit 1945, in: Zeithistorische Studien/Studies in Contemporary History (2007), H. 4, Nr. 1+2, 
S. 137–159.

83	 Zur US-amerikanischen UN-Politik vgl. Gary Ostrower, The United Nations and the United 
States 1945–1995, New York 1998.
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er die Einrichtung eines internationalen Investmenttrusts, Maßnahmen gegen 
die Hungerkrise, neue Handelspräferenzen sowie die Errichtung eines Konsu-
menten-Produzenten Forums zur Festlegung von Rohstoffpreisen84. Im Frühjahr 
1976 schließlich nahm Kissinger in einer bemerkenswerten diplomatischen Geste 
persönlich an der vierten UNCTAD-Konferenz teil: „I chose to speak“, notierte er 
in der Rückschau, „in order to symbolize the political importance we attached to 
the need for new cooperative economic arrangements.“85 In seiner Rede stellte 
er die Schaffung einer milliardenschweren Internationalen Ressourcenbank in 
Aussicht, die von industrialisierten und OPEC-Ländern mit Mitteln ausgestattet 
werden, Privatinvestitionen ermöglichen und Preisstabilisierungsmechanismen 
finanzieren sollte. Zugleich arbeiteten Ford und Kissinger daran, die Weltbank 
und den IWF weiter aufzuwerten86. Mit beiden Organisationen stimmte sich das 
State Department regelmäßig ab, auch wenn es aus verschiedenen Gründen zwi-
schen der Weltbank und den Nixon/Ford-Regierungen zu ernsthaften Verwer-
fungen kam, die im Kern auf die Besorgnis der US-Administration vor einer un-
abhängigen Linie der Weltbank unter McNamara zurückzuführen waren. In der 
OECD wiederum arbeitete die US- Regierung daran, parallel zu den UN-Verhand-
lungen über einen Code of Conduct für multinationale Unternehmen einen eige-
nen Ethikcode zu erarbeiten87. Nicht zuletzt unterstrichen die westlichen Welt-
wirtschaftsgipfel die Notwendigkeit zur Koordination gemeinsamer Maßnahmen 
und dienten zugleich der Vorbereitung der Nord-Süd-Verhandlungen, die sich 
seit Dezember 1975 in der von Ford und Kissinger maßgeblich mitvorbereiteten 
Pariser Conference on International Economic Cooperation vollzogen, die bis 1977 in-
des keine konkreten Ergebnisse hervorbrachte.

Alle diese Maßnahmen, die im Kontext einer diversifizierten internationalen 
Landschaft zu sehen sind, verfolgten vor allem das Ziel, die NIEO zu verhindern 
und eine Absenkung des Ölpreises herauszuhandeln. Zwar ließ die Bereitschaft 
der Ford- und Carter-Regierungen zur Umsetzung ihrer finanziellen Versprechen 
nach, als klar wurde, dass die von der Ölpreiskrise verursachten volkswirtschaft-
lichen Probleme lösbar und weitere Rohstoffkartelle wenig wahrscheinlich waren. 
Doch war die Netzwerkstruktur des internationalen Systems zu einer unverrück-
baren Tatsache geworden, auch weil insbesondere Weltbank und IWF Ende der 
1970er Jahre längst nicht mehr auf die finanzielle Unterstützung der US-Regie-
rung angewiesen waren und sich die internationalen Erwartungen nach weltwirt-
schaftlichen Reformen nicht in Luft auflösten. Die UNCTAD konnte nach 1976 
daher auch punktuelle Erfolge erzielen, etwa bei der Vorbereitung zahlreicher 

84	 Die Rede wurde von Patrick Moynihan verlesen. Vgl. „Marshall Plan for the Third World“, in: 
Time Magazine vom 15. 9. 1975.

85	 Henry Kissinger, Years of Renewal, New York 1999, S. 953.
86	 Vgl. etwa Department of State, Transcript of Proceedings of the Secretary‘s 8:00 a.m. Staff 

Meeting, on Friday morning, 14. 5. 1976, in: FRUS, 1969–1976, Vol. E-6: Documents on Afri-
ca, Washington DC 2006, Dok. 45.

87	 Vgl. Tagi Sagafinejad/John H. Dunning, The UN and Transnational Corporations. From 
Code of Conduct to Global Compact, Bloomington 2008.
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Rohstoffabkommen und der prinzipiellen Einigung über die Einrichtung eines 
Fonds zur Stabilisierung der Rohstoffpreise.

Stärker noch als UN und UNCTAD wandelten sich jedoch IWF und Weltbank 
seit den frühen 1970er Jahren allmählich zu unabhängigen und mächtigen Mit-
spielern im internationalen System. Ablesen ließ sich dies etwa an ihren wachsen-
den finanziellen Möglichkeiten, wobei besonders die Weltbank durchgreifende 
Veränderungen erlebte88. Unter der Führung McNamaras weitete sie seit 1968 
ihre Kreditvergabe und Projekte massiv aus und erfand sich programmatisch neu. 
Dabei verabschiedete sie sich von der einseitigen Förderung technischer und in-
frastruktureller Großprojekte und verfolgte stattdessen unter dem Schlagwort der 
Armutsbekämpfung nunmehr eine Modernisierung mit anderen Mitteln, welche 
Entwicklungsprogramme zur Bevölkerungskontrolle, zur Verbesserung von Ge-
sundheit, Wasserversorgung, Ernährung, Bildung und der ländlichen Entwick-
lung umfasste.

Mit einer strukturellen Reform des Weltwirtschaftssystems hatten diese Maß-
nahmen zunächst wenig zu tun, folgten sie im Grunde doch immer noch einem 
erweiterten Modernisierungsverständnis. Dennoch schaltete sich die Weltbank 
immer wieder in die Diskussionen über Globalisierung mit ein, am Sichtbarsten 
in den Reden der Weltbankpräsidenten auf den UNCTAD-Konferenzen. Gene-
rell wuchs ab Mitte der 1970er Jahre in der Weltbank die Bereitschaft, einen 
Zusammenhang zwischen Welthandel und Entwicklung zu sehen und Problem-
lösungsstrategien zu entwerfen, die jenem umfassenden Verflechtungszusam-
menhang gerecht wurden. Finanziell ungleich stärker aufgestellt als die UN im 
engeren Sinne oder die UNCTAD, übernahm die Weltbank dabei allmählich die 
Führungsrolle in den Auseinandersetzungen um die Globalsteuerung der Welt-
wirtschaft. Ein Indikator hierfür war etwa der World Development Report, eine 
jährliche Studie der Weltbank „intended to provide governments with a compre-
hensive assessment of problems, and of the policies of developed and developing 
countries that affect them“89. Und so war es auch nur konsequent, dass die fol-
genreichste entwicklungspolitische Idee der letzten dreißig Jahre von McNama-
ra ausgerechnet auf der fünften UNCTAD-Konferenz 1979 in Manila präsentiert 
wurde: die Idee der Strukturanpassung90. Die Tatsache, dass McNamara bewusst 
das UNCTAD-Treffen wählte, um einen programmatischen Richtungswechsel zu 
vollziehen, bezeugte den Status, den die UNCTAD als anerkannter maßgeblicher 
Akteur der Nord-Süd-Verhandlungen besaß. Damit sollte es freilich bald vorbei 
sein, denn mit McNamaras Rede verwandelte sich die Weltbank zum wichtigsten 
Akteur weltwirtschaftlicher Neuordnungen. Dabei ging sie zunächst durchaus von 
ähnlichen Grundannahmen wie die UNCTAD aus: Wie Prebisch erkannte McNa-

88	 Vgl. neben Kapur/Lewis/Webb, World Bank, auch die klassische Studie von Rainer Tetzlaff, 
Die Weltbank. Machtinstrument der USA oder Hilfe für Entwicklungsländer? Zur Geschichte 
und Struktur der modernen Weltgesellschaft, München 1980.

89	 Diego Cordovez, „The Joint IMF/World Bank Meetings“, undatiert, wahrscheinlich Ende 
1977, in: UN Archiv, NY, Box S-0910–0003, UN SG Waldheim, Specialized Agencies, 1972–
1981.

90	 Vgl. zur Rede Kapur/Lewis/Webb, World Bank, S. 506 f.
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mara an, dass nationale Entwicklung in einem systemischen Zusammenhang mit 
Globalisierung stand, letztlich also nur durch Exporte getragen werden konnte. 
Aber im Gegensatz zu Prebischs top-down-Sicht schloss McNamara in einem bottom-
up-Ansatz daraus, dass nicht die Globalsteuerung der Weltwirtschaft das oberste 
Ziel sein müsse, sondern die Schaffung schlagkräftiger Exportwirtschaften – eine 
Schlussfolgerung, die nach dem Ausbruch der lateinamerikanischen Schulden-
krise mit großer Konsequenz umgesetzt werden sollte und insgesamt eine Abkehr 
vom Glauben an Globalsteuerung bedeutete.

Schluss

Der Übergang zu den Strukturanpassungsprogrammen der Weltbank markierte 
einen weiteren Wendepunkt in der miteinander verflochtenen Geschichte von 
Nord-Süd-Beziehungen und global governance. Denn im Gegensatz zur UNCTAD 
besaßen Weltbank und IWF auch die finanziellen Ressourcen, um ganze Volks-
wirtschaften des globalen Südens nach ihren Maßgaben umzugestalten. Grund-
sätzlich angekündigt hatte sich jene reconfiguration of authority indes schon seit den 
frühen 1960er Jahren, als Globalisierung, Dekolonisierung und die Kommuni-
kationsrevolution internationale Organisationen nicht nur in zentrale Foren des 
Nord-Süd-Konfliktes, sondern auch in wichtige globale Akteure verwandelten. 
Wie die Geschichte der UNCTAD zeigt, konnten dabei punktuelle Regulierungs-
maßnahmen innerhalb und außerhalb der UNCTAD erfolgreich umgesetzt wer-
den. Dabei stützten sich die UNCTAD, das Generalsekretariat der UN und die 
Weltbank auf mehrere Instrumente, die eine globale Zustimmung zu ihren Maß-
nahmen und ihre Einhaltung sicherstellen sollten und insgesamt die Modalitäten 
globalen Handelns veränderten. Dazu sind zu zählen: die Betonung moralischer 
Verpflichtungen, Diskursmacht im Zusammenspiel mit dem Faktor öffentliche 
Meinung, die Ausweitung der eigenen institutionellen Gestaltungsmöglichkeiten 
(besonders im Falle der Weltbank), Vernetzungen mit anderen internationalen 
Organisationen, die Generierung neuen Wissens und die Kooperation mit Na-
tionalstaaten. Internationale Organisationen waren dabei gleichzeitig Nutznießer 
und Katalysatoren von global governance, deren Wandel sich in der zunehmenden 
Unübersichtlichkeit der vielen kleinen und großen Akteure, internationalen Gip-
feln, UN-Sondersitzungen und Konferenzen, lockeren zwischenstaatlichen Grup-
penbildungen, Expertengemeinschaften und -kommissionen, Resolutionen, 
Chartas und einer allgemeinen Tendenz zu multilateraler Problemlösung in den 
Nord-Süd-Beziehungen abzeichnete.
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Ein Attentat, das nicht stattfand und doch unvergessen blieb, weil seine Folgen 
unabsehbar gewesen wären. Es hätte das überbesetzte Transitlager für sowjetische 
Juden im österreichischen Schönau treffen und das tödliche Werk der palästinen-
sischen Terrororganisation „Schwarzer September“ sein sollen. Thomas Riegler, 
Historiker in Wien, zeigt, wer die Geiselnahme plante und weshalb diese vereitelt 
werden konnte. Er legt dabei ein dichtes, halb Europa und den Nahen Osten umspan-
nendes Netzwerk von Akteuren und Helfern offen, zu dem – überraschender Weise 
– auch Rechtsradikale gehörten.  nnnn

Thomas Riegler

Das „Spinnennetz“ des internationalen Terrorismus
Der „Schwarze September“ und die gescheiterte Geiselnahme von Schönau 1973

1973, nur wenige Monate nach der Geiselnahme während der Olympischen Spiele 
in München, plante die palästinensische Terrororganisation „Schwarzer Septem-
ber“ einen weiteren aufsehenerregenden Anschlag: Einen Überfall auf ein Tran-
sitlager jüdischer Auswanderer in Schönau (Österreich). Die Operation scheiterte 
jedoch bereits im Vorbereitungsstadium: Zwei Teams, die Anfang 1973 getrennt 
nach Wien reisten, wurden kurze Zeit später verhaftet. Aus den folgenden Ermitt-
lungen der Behörden ergab sich zum ersten Mal ein umfassender Einblick in die 
Struktur des „Schwarzen September“ in Westeuropa und dessen Verbindungen 
über Paris und Genf in den Libanon. Außerdem stellte sich heraus, dass einige 
Europäer, darunter Rechtsextremisten, den „Schwarzen September“ vor Ort un-
terstützt hatten.

Diese bedeutende Episode aus der Frühphase des internationalen Terrorismus 
wurde bislang nur in einigen Publikationen beiläufig erwähnt1 und in den De-
tails oft nicht korrekt dargestellt. Auf der Basis umfassender Recherchen in der 
Stiftung Bruno Kreisky Archiv, im Österreichischen Staatsarchiv/Archiv der Re-
publik, im Schweizerischen Bundesarchiv sowie in der Behörde des Bundesbeauf-
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes wird das Geschehen hier 
erstmals umfassend rekonstruiert.

Die Palästinenser und der internationale Terrorismus Anfang der 
1970er Jahre

Internationaler Terrorismus ist laut dem deutschen Politikwissenschaftler Ulrich 
Schneckener dadurch gekennzeichnet, dass die Terroristen „bewusst die interna-

1	 Vgl. Christopher Dobson, Black September. Its Short, Violent History, New York 1974, S. 140; 
Colin Smith, Carlos. Portrait of a Terrorist, London 1976, S. 127 f.; Karl Laske, Ein Leben zwi-
schen Hitler und Carlos: François Genoud, Zürich 1996, S. 257 f.; John Follain, Jackal. The 
Complete Story of The Legendary Terrorist, Carlos the Jackal, New York 1998, S. 38.
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tionale (und zumeist insbesondere die westliche) Aufmerksamkeit erregen“. Im 
Unterschied zum Terrorismus nationaler Spielart werde bewusst eine „Strategie 
der Internationalisierung“ genutzt, um partikulare Forderungen auf die Tages-
ordnung der Welt zu heben – und zwar durch grenzüberschreitende Operationen, 
durch Kooperationen mit verschiedenen anderen Terrorgruppen und durch die 
Etablierung von Auslandsstützpunkten2.

Palästinensische Organisationen gelten in dieser Hinsicht als die „Mentoren“ 
und Modellgeber des internationalen Terrorismus: „Zwischen 1968 und 1980“, 
so der US-amerikanische Terrorismusforscher Bruce Hoffman, seien Palästinen-
ser für mehr internationale Terrorakte verantwortlich gewesen „als jede andere 
Bewegung“3. Nachdem das Vorhaben eines klassischen Guerillakrieges nach dem 
israelisch-arabischen Krieg von 1967 aufgegeben worden war, hatten die Palästi-
nenser ihren „bewaffneten Kampf“ internationalisiert: 1968 begann die Volksfront 
zur Befreiung Palästinas (PLFP) Passagierflugzeuge zu entführen, zunächst isra-
elische und später auch vermehrt Maschinen anderer Länder. Die Öffentlichkeit 
auf solche Weise auf den Palästinakonflikt aufmerksam zu machen, war auch das 
bestimmende Motiv hinter den Operationen des „Schwarzen September“ – eines 
terroristischen Arms der „Fatah“ von Jassir Arafat4. Hatten Auslandsoperationen 
zu Beginn der 1970er Jahre nur drei Prozent aller militärischen Aktivitäten der in-
nerhalb der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) zusammengefassten 
Gruppen ausgemacht, waren es 1972 bereits 12 Prozent und im Jahr darauf 30 
Prozent5. Außerdem gelang ihnen die Etablierung eines weitverzweigten Netz-
werks, das zahllose Terrorgruppen miteinander verband: Bis Anfang der 1980er 
Jahre sollen mindestens 40 verschiedene Gruppen aus Asien, Afrika, Nordame-
rika, Europa und dem Nahen Osten in den in Jordanien, im Libanon und im 
Südjemen gelegenen palästinensischen Lagern ausgebildet worden sein, weshalb 
Hoffman auch von einer „Tutorenrolle“ der Palästinenser spricht6.

Spätestens nach dem Überfall auf die saudi-arabische Botschaft in Khartum 
(1973) distanzierte sich die „Fatah“, die bedeutendste Gruppe innerhalb der 
PLO, vom internationalen Terrorismus. Es war ihr nicht nur gelungen, mediale 
Aufmerksamkeit auf die palästinensische Sache zu konzentrieren, sondern auch 
Druck in Richtung einer politischen Anerkennung auszuüben. Mit dem Auftritt 
Arafats vor der Vollversammlung in New York (1974) begann eine Neuorientie-
rung, die primär im Zeichen der Diplomatie stand. Gegen dieses Abweichen von 
Maximalforderungen zugunsten politischer Kompromissbereitschaft bildete sich 
im selben Jahr die sogenannte „Ablehnungsfront“. Diese betonte die ursprüng-
liche Linie vom bewaffneten Kampf „als einzigem Mittel zur Befreiung Palästinas“7. 

2	 Ulrich Schneckener, Transnationaler Terrorismus, Frankfurt a. M. 2006, S. 42–45, hier S. 42.
3	 Gunther Latsch, Eldorado der Linksguerilla, in: Terror: Der Krieg des 21. Jahrhunderts, Spie-

gel spezial Nr. 2/2004, S. 86–89, hier S. 86 f.
4	 Vgl. Bruce Hoffman, Terrorismus – der unerklärte Krieg. Neue Gefahren politischer Gewalt, 

Frankfurt a. M. 1999, S. 85 ff.
5	 Vgl. Latsch, Eldorado der Linksguerilla, S. 86–89, hier S. 88.
6	 Vgl. Hoffman, Terrorismus, S. 108 f.
7	 Ebenda, S. 150 ff.
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Die symbolische Führung innerhalb der „Ablehnungsfront“ übernahm Wadi Had-
dad, der sich von der Palästinensischen Volksbefreiungsfront mit einer eigenen 
Gruppe, dem PLFP-Spezialkommando, abgespalten hatte. Diese Organisation 
startete bald eine Reihe von terroristischen Operationen, die zum Synonym für 
internationalen Terror geworden sind: Nach dem Überfall auf die OPEC (Orga-
nisation erdölexportierender Staaten) in Wien (1975) entführte Haddads Grup-
pe Verkehrsflugzeuge nach Entebbe (1976) und Mogadischu (1977). Sein Tod 
(1978) ließ die „Ablehnungsfront“ zerbrechen und läutete zudem das Ende der 
Flugzeugentführungen ein.

Der palästinensische Terror der 1980er Jahre war das Werk verschiedener 
Gruppen, die primär von nahöstlichen Geheimdiensten unterstützt wurden. 
Während sich die PLO Terrorismus als „legitimes“ Mittel des Kampfes in den be-
setzten Gebieten vorbehielt, richteten sich die Anschläge dieser Organisationen 
nicht so sehr gegen israelische Ziele, sondern vor allem gegen moderate Palästi-
nenser sowie gegen Staaten, die im Nahen Osten engagiert waren (Frankreich, 
USA, Großbritannien) oder den Konflikt durch Zugeständnisse an die PLO poli-
tisch zu entschärfen trachteten (Österreich)8.

Dieser im Vergleich zum gegenwärtigen Bedrohungsbild „alte“ Terrorismus 
sei zweifellos ein „Terrorismus im Zeitalter des Kalten Krieges“ gewesen, unter-
streicht der deutsche Zeithistoriker Wolfgang Kraushaar. Er sei jedoch nicht nur 
allgemein vom Kontext des Ost-West-Konflikts, „sondern in einer besonders zu-
gespitzten Form vom Spannungsfeld des Nahen Ostens geprägt worden“9. Schon 
im Verlauf der 1970er Jahre war immer deutlicher geworden, dass arabische Re-
gime eine Schlüsselrolle hinter den Kulissen des internationalen Terrors spielten. 
Irak, Libyen, Syrien und der Südjemen, alles Satelliten der UdSSR, förderten die 
Aktivitäten der einzelnen Gruppen, boten ihnen Unterschlupf und sorgten für 
Ausbildungsmöglichkeiten10. Die Indienstnahme von Terroristen, etwa der Abu-
Nidal-Gruppe oder der Organisation Internationaler Revolutionäre von Ilich Ra-
mirez Sanchez, genannt „Carlos“, bot den Geheimdiensten dieser Staaten eine 
Möglichkeit, gegen regionale Rivalen, Dissidenten im Ausland oder die interne 
Opposition vorzugehen. Gleichzeitig waren die Terroristen wirksame Instru-
mente im Einsatz gegen Israel, moderate arabische Regime und gegen westliche 
„Einmischung“ im Nahen Osten11.

Vergleicht man diesen „alten“ internationalen Terrorismus mit dem neuartigen 
radikal-islamistischen Terror, so sind zunächst deutliche Parallelen hinsichtlich 
der überregionalen Orientierung und der Medienfixierung zu konstatieren. Ein 
Unterschied liegt in der heutigen Dominanz militant-religiöser Gruppierungen, 
während in den 1970er Jahren noch eine nationalistische-säkulare Orientierung 

  8	 Vgl. Patrick Seale, Abu Nidal. Der Händler des Todes. Die Wahrheit über den palästinensi-
schen Terror, München 1992, S. 121–124.

  9	 Wolfgang Kraushaar, Zur Topologie des RAF-Terrorismus, in: Ders. (Hrsg.), Die RAF und der 
linke Terrorismus, Bd. 1, Hamburg 2006, S. 13–61, hier S. 45.

10	 Vgl. Seale, Abu Nidal, S. 159–162.
11	 Vgl. Focus: State Support for Terrorism, in: Terrorism Review, 6. 10. 1988, http://www.foia.

cia.gov/docs/DOC_0000258684/DOC_0000258684.pdf.
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vorherrschte. Parallel dazu sind die einstigen militärisch durchorganisierten Ka-
derorganisationen mit festen Basen flachen Hierarchien und „führerlosen“ Netz-
werken gewichen12. Auffällig ist auch, dass heute staatliche Unterstützung, die 
während des Kalten Krieges ein bestimmendes Merkmal war, nicht mehr benö-
tigt wird. Der „neue“ Terrorismus, so Ulrich Schneckener, habe die Zwänge und 
Abhängigkeiten, die für die 1970er und 1980er Jahre typisch waren, erfolgreich 
reduziert13.

„Schwarzer September“

Der „Schwarze September“ wurde 1971 gegründet. Sein Ziel war es, Rache an 
König Hussein von Jordanien zu nehmen, nachdem dieser die PLO unter gro
ßen Verlusten aus dem Land vertrieben hatte. Nach einigen Mordanschlägen auf 
hohe jordanische Würdenträger weitete der „Schwarze September“ in den Jahren 
1972/1973 sein Aktionsfeld aus: Zwei Flugzeuge wurden entführt, und mehr-
mals kam es zu Sabotageakten gegen industrielle Einrichtungen in Westeuropa. 
Zahlreiche Operationen galten israelischen Zielen: Mordanschläge gegen einzel-
ne Repräsentanten Israels, Attentate gegen Botschaften (Bangkok) und massiver 
Einsatz von Briefbomben14. Bekanntheit erreichte der „Schwarze September“ mit 
der Geiselnahme des israelischen Sportlerteams im Olympischen Dorf in Mün-
chen am 5. September 1972. Ein weiteres Fanal setzte die Organisation am 1. März 
1973, als im Rahmen der Besetzung der saudi-arabischen Botschaft in Khartum 
(Sudan) die US-amerikanischen Diplomaten Cleo A. Noel und George C. Moore 
sowie der belgische Attaché Guy Eid erschossen wurden15.

Heute kann kein Zweifel mehr daran bestehen, dass der „Schwarze Septem-
ber“ keine eigenständige Gruppe war. Wie aus freigegebenen Unterlagen des 
U.S. State Departments von 1973 hervorgeht, war man sich bereits unmittelbar 
nach dem Anschlag in Khartum im Klaren darüber, dass der Geheimdienst der 
„Fatah“ (Jihaz al Rasd, RASD) mit Salah Khalaf (Abu Iyad) an der Spitze den 
„Schwarzen September“ bildete: „[…] Fatah Deputy Chief Salah Khalaf, chief of 
the ‘BSO’[Black September Organization], gets an independent subsidy from 
the Libyan government. For all intents and purposes no significant distinction 
now can be made between the BSO and Fatah. Four of Fatah’s 10-man command, 
including Khalaf, the planner and director of the Munich and Khartoum opera-
tions, are identified as ‘BSO’ leaders.”16 Zur selben Erkenntnis gelangte auch das 
ostdeutsche Ministerium für Staatssicherheit (MfS): In einer undatierten Zusam-
menstellung zu den Aktivitäten des PLO-Geheimdienstes RASD wurde ausdrück-

12	 Vgl. Brian Murphys, Vom Kommando- zum Netzwerk-Terrorismus, in: Austria Presse Agentur 
vom 21. 8. 2002.

13	 Schneckener, Transnationaler Terrorismus, S. 48.
14	 Vgl. Dobson, Black September, S. 90–97.
15	 Vgl. Aaron Klein, Die Rächer: Wie der israelische Geheimdienst die Olympia-Mörder von 

München jagte, München 2005, S. 147.
16	 Joseph Farah, New Evidence Arafat killed U.S. diplomats, WorldNetDaily.com, 18. 3. 2002, 

http://www.wnd.com/?pageId=13165.
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lich festgehalten, dass es „keine“ Organisation „Schwarzer September“ gebe: Die 
Aktionen dieser „fiktiven Organisation“ würden von einem „Sonder-Operations-
apparat“ des RASD „langfristig geplant und durchgeführt“. Die RASD-Aktionen 
würden „auf höchster Ebene der Fatah beschlossen und von den leitenden Funk-
tionären der Rasd selbst angeleitet“17.

Ende September 1972 erhielt das österreichische Außenministerium ein 
israelisches Memorandum mit „background information“ zum „Schwarzen 
September“18. Auch wurde betont, dass die Organisation nicht separat von der 
„Fatah“ existiere: „It is a cover name under which the Fatah, the military arm of 
the Palestine Liberation Organisation, carries out operations for which it does 
not wish publicly itself to accept responsibility.“ Als Führer der „Fatah“ sei Jassir 
Arafat letztlich für alle Operationen, die unter dem Deckmantel des „Schwarzen 
September“ ausgeführt würden, persönlich verantwortlich. Der israelische Be-
richt ging auch auf die Rolle von staatlichen Sponsoren ein: Die Kommando- und 
Kommunikationszentren des „Schwarzen September“ befänden sich im libane-
sischen Beirut. Darüber hinaus gäbe es Trainingseinrichtungen und Waffenla-
ger in allen 14 palästinensischen Flüchtlingslagern im Libanon. Im Geheimen 
würden praktisch alle arabischen Staaten, mit Ausnahme Jordaniens, politische, 
finanzielle und operationelle Hilfe leisten. Beispielsweise wurde die Rolle Liby-
ens so zusammengefasst: „Libyan help to the terror organizations is principally 
financial but includes also recruitment of Libyans into the ranks of the terrorists. 
Libyan passports are made available to the terrorist bodies, Libyan embassies give 
them their cooperation, and there is always the assurance of refuge in Libya.”19

Die Operationen des „Schwarzen September“ waren streng geheim. Die An-
geworbenen halfen bei der Planung, Ausbildung und der Logistik. Aus Sicher-
heitsgründen wusste jedes Mitglied nur so viel, wie es zur Durchführung seiner 
Aufgabe unbedingt wissen musste. Der Inoffizielle Mitarbeiter (IM) „Hans“ fasste 
für das MfS die Charakteristika des „Schwarzen September“ Anfang Mai 1973 
zusammen. Eine seiner Feststellungen war sehr zutreffend für die in Österreich 
verhafteten Kommandomitglieder: „Allen Aktionen gemeinsam ist das Operieren 
der Täter in sehr kleinen Gruppen (zwischen 3 und 8 Mann). Die Täter sind über 
die Details gut informiert, es ist vorher offenbar stets eine gewissenhafte Aufklä-
rungsarbeit geleistet worden […]. Es zeigt sich bei ihnen andererseits aber auch 
eine starke Unfähigkeit, mit unvorhergesehenen Entwicklungen fertig zu werden, 
sich auf sie einzustellen. Sie folgen offenbar immer einem operativen Schema, 
das gewissenhaft ausgearbeitet ist, versagen jedoch, wenn dieses Schema durch 
geeignete Gegenmaßnahmen durchbrochen wird.“20 IM „Hans“ zitierte auch 

17	 Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes (künftig: BStU), 
MfS – HA II, Nr. 29540: Zu beachtende interne und offizielle Hinweise über die PLO.

18	 Österreichisches Staatsarchiv/Archiv der Republik (künftig: ÖSTA/ADR), BMfAA, Pol, Si-
gnatur Israel 2/7, Amtsvermerk, 29. 9. 1972.

19	 ÖSTA/ADR, BMfAA, Pol/72, Israel 2/7, Memorandum „The Black September“, Arab terror 
organizations and Arab Governments.

20	 BStU, MfS HA XX ZMA Nr. 2229, Bl. 141–150, „Schwarzer September“, Quelle IM „Hans“, 
10. 5. 1973.
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aus einem Newsweek-Artikel, weil dieser offenbar mit US-Geheimdienstmaterial 
„gefüttert“ worden war: Demnach verfügte der „Schwarze September“ nur über 
wenige 5- bis 10-Mann-Zellen in Westeuropa und der arabischen Welt, insgesamt 
zwischen 60 und 100 Mann: „Sorgfältig von den September-Führern ausgesucht, 
müssen diese Männer und Frauen strikte Sicherheitskontrollen durchlaufen und 
sich ausgedehnter Ausbildung in Lagern in Libyen oder Algerien unterziehen. In 
den meisten Fällen haben sie nur einen direkten Vorgesetzen; in der Regel ken-
nen sie nicht mehr als eine Handvoll anderer Kommandos und nur selten haben 
sie direkten Kontakt mit den Mitgliedern des Zentralkomitees. Die Führer tref-
fen sich in Damaskus oder Algier oder in einigen sorgfältig bewachten ‚sicheren 
Häusern‘ in Beiruts vornehmen Bezirk Rausha oder in einem der Cafes in der 
Hamra-Straße.“21

Das Ziel: Schönau und die jüdische Emigration

Dass Österreich Anfang der 1970er Jahre in das Fadenkreuz des „Schwarzen Sep-
tember“ geriet, hing vor allem mit seiner besonderen Rolle als Transitland für die 
jüdische Emigration aus dem Ostblock nach Israel zusammen. Die systematische 
Auswanderung sowjetischer Juden hatte 1968 begonnen, nachdem die UdSSR die 
diplomatischen Beziehungen zu Israel abgebrochen hatte. Nach sowjetischem 
Willen konnte die Emigration allerdings nicht direkt, sondern nur über Öster-
reich erfolgen22. Bis 1973 hatten insgesamt 164.638 Emigranten aus dem kommu-
nistischen Osten – 72.078 aus der UdSSR, der Rest aus Polen, Rumänien und der 
ČSSR – das Transitland passiert23. Eine Information des Außenministeriums fasste 
die Modalitäten so zusammen: „Sowjetische Auswanderer, die die UdSSR verlas-
sen, reisen nach Österreich ausschließlich per Bahn ein, wobei für diesen Zweck, 
[…], lediglich der Chopin-Express (Moskau – Warschau – Lundenburg – Wien) 
vorgesehen ist. […] Auswanderungen erfolgen grundsätzlich nicht per Flugzeug. 
Aus den Unterlagen des Bundesministeriums für Inneres geht ferner hervor, dass 
im Durchschnitt täglich 60–70 jüdische Auswanderer aus der UdSSR per Bahn an 
den Grenzübergängen Hohenau und Marchegg einreisen.“24

In Österreich wurden die Emigranten in eigenen Transitlagern der Jewish 
Agency, der offiziellen Einwanderungsorganisation Israels, gesundheitlich un-
tersucht, vom israelischen Geheimdienst „durchleuchtet“ und auf ihre neue 
Heimat vorbereitet. Als eine der wichtigsten Einrichtungen dieser Art fungier-
te seit August 1965 das eigens zu diesem Zweck angemietete Schloss Schönau an 
der Triesting in Niederösterreich25. Dieses Lager war mit der Zeit zu dem Symbol 
für die jüdische Auswanderung geworden. Mehrmals wurde es von hochrangigen 

21	 Ebenda.
22	 Vgl. Matthias Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus. Drei Wege zur 

Unnachgiebigkeit in Westeuropa 1972–1975, München 2011, S. 191.
23	 Vgl. „Herr, öffne das Herz Österreichs“, in: Der Spiegel vom 8. 10. 1973, S. 118–122.
24	 Stiftung Bruno Kreisky Archiv (künftig: StBKA), Box Schönau I, Information, 1. 10. 1973.
25	 Vgl. Helga Embacher/Margit Reiter, Gratwanderungen. Die Beziehungen zwischen Öster-

reich und Israel im Schatten der Vergangenheit, Wien 1998, S. 163.
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israelischen Politikern besucht – von Golda Meir 1972 und von Außenminister 
Abba Eban 1973. Das Lager wurde durch die damit verbundene Publizität „zu 
einer Art Touristenattraktion“ und damit auch „zu einem Sicherheitsrisiko für die 
Emigranten selbst und darüber hinaus für Österreich“, kritisierte der enge Mitar-
beiter von Bundeskanzler Bruno Kreisky und spätere Botschafter Hans Thalberg 
in seinen Erinnerungen26. Es sei „schier unvermeidlich“ gewesen, „dass die Ara-
ber eines Tages aufmerksam würden. Der Flugplatz Schwechat war seit langem 
wegen der jüdischen Flüchtlingstransporte gefährdet“, so Thalberg27.

In der arabischen Welt wurde die Emigrationswelle in der Tat als demogra-
fische Stärkung Israels angesehen, die es zu unterbinden galt. Als beispielsweise 
Bundeskanzler Bruno Kreisky 1975 den libyschen Staatschef Muammar al-Gadda-
fi im Rahmen seiner Fact-Finding-Mission für die Sozialistische Internationale 
(SI) aufsuchte, kritisierte dieser die jüdische Emigration scharf – und warnte auch 
Länder wie Österreich, die diesen Prozess ermöglichten: „Nicht die Palästinenser, 
die in Selbstverteidigung zu den Waffen greifen, sind die Terroristen. Die Ter-
roristen sind die Emigranten, die die anderen vernichten wollen. Jeder, der die 
Immigration zulässt oder Waffen liefert, nimmt am Krieg gegen die Palästinenser 
teil und ist ein Kriegsverbrecher.“28

Wie konkret die Bedrohung Schönaus war, hatte sich seit 1972 mit immer 
mehr Anschlägen in der Nähe herauskristallisiert: Am 4. August 1972 sprengte 
ein Kommando des „Schwarzen September“ ein Öltanklager in Triest, und am 5. 
September 1972 kam es zur Münchner Geiselnahme, woraufhin auch der Objekt-
schutz für Schönau verstärkt wurde29. Die „Wochenpresse“ beschrieb die nervöse 
Stimmung, die sich breit machte: „Gegenwärtig sind in Österreich mehr als 500 
schwerbewaffnete Polizisten zum Schutz der Adria-Wien-Pipeline abkomman-
diert. Israelische und arabische Vertretungen stehen unter Bewachung. Mehr als 
2000 Araber, die in Österreich leben, werden von der Staatspolizei überprüft.“30 
Zwischen 1970 und 1973 wurden insgesamt sieben Bombendrohungen, verdäch-
tige Aktivitäten und Warnungen im Zusammenhang mit dem Transitlager Schö-
nau registriert31.

Eine missglückte Operation vom Start weg

Es waren US-amerikanische Geheimdienste, die zuerst Alarm schlugen: Am 20. 
Januar 1973 wurde gegen Mittag gemeldet, „es sei eine palästinensische Terror-
gruppe nach Oe. [Österreich] unterwegs, um eine Aktion durchzuführen; Ob-
jekt: Schloss Schönau, Lager für jüdische Auswanderer aus der SU [Sowjetunion]. 
[…] Es ist bekannt, dass das Lager durch Palästinenser ausgekundschaftet wird. 

26	 Hans Thalberg, Von der Kunst, Österreicher zu sein. Erinnerungen und Tagebuchnotizen, 
Wien 1984, S. 300.

27	 Ebenda, S. 417.
28	 StBKA, VII.1 Nahost Box 26, Zusammenfassung der Nah-Ost-Reise der SI, vom Februar 1975.
29	 StBKA, Box Schönau I, Zusammenstellung der Abteilung 17 des BMfI, undatiert.
30	 Ferdinand Krenn, Österreich ein Fatahland?, in: Wochenpresse, Nr. 37/1972, S. 5.
31	 StBKA, Box Schönau I, Zusammenstellung der Abteilung 17 des BMfI, undatiert.
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Die Meldung der USA besagte weiter, die Waffen für die Terroristen würden von 
Jugoslawien herbeigeschafft.“32 Noch am selben Tag gab es in Wien drei Festnah-
men: Im Hotel Westbahn (Pelzgasse Nr. 15) waren dem Portier drei Männer mit 
israelischen Pässen wegen ihres arabischen Aussehens als verdächtig erschienen. 
Er meldete dies der „Hotelkontrolle“ der Staatspolizei, die das Trio noch auf den 
Zimmern verhaftete. Die Pässe – lautend auf Josef Bukai, Yacov Saadon und Ibra-
him Sabbag – stammten aus einer Serie gestohlener Blankopässe und waren leicht 
erkennbar verfälscht worden: Die Vermerke der Ausstellungsbehörde waren ver-
wischt und daher unleserlich. Außerdem reichte der Tiefdruckstempel nicht über 
die Fotos. Schließlich fehlten die Unterschriften der Passinhaber. Einer der Pässe 
war sogar an einem jüdischen Feiertag ausgestellt worden, was unglaubwürdig 
war33.

Der syrisch-stämmige Josef Bukai, der mit wirklichem Namen angeblich Hen-
ri Samara hieß, gab sich im Verhör umgehend als „Angehöriger der palästinen-
sischen Widerstandsbewegung und Mitglied des ‚Schwarzen September‘ im be-
sonderen“ zu erkennen. Samara versicherte gleichzeitig, dass er „in Österreich 
nichts unternehmen wollte und keinen [sic!] Österreicher etwas antuen werde“34. 
Die anderen Festgenommenen stellten politische Beweggründe völlig in Abrede 
und behaupteten, zum Zwecke des Drogenschmuggels nach Wien gekommen zu 
sein35. Hinweise zum Hintergrund des Trios waren überhaupt spärlich gesät: „Es 
fällt auf, dass alle drei kleidungsmäßig und finanziell gut ausgestattet sind. Es fin-
den sich keinerlei Hinweise auf ihren tatsächlichen Reiseweg, wie dies bei Reisen-
den sonst üblich ist (z. B. Fahrkarten, Gepäcksaufbewahrungsscheine, Hotelrech-
nungen etc.). Auch Briefe oder Adressen, die Araber sonst bei sich haben, wenn 
sie in Europa unterwegs sind, werden bei keinem der Häftlinge gefunden.“36 Wäh-
rend sich also aus den Verhören keine Rückschlüsse auf eine geplante Operation 
ergaben, wurde die politische Intention dennoch deutlich. So gab etwa Samara 
an, er habe als Palästinenser „die Zionisten als seine Feinde zu betrachten und 
überall, wo es ihm möglich sei, zu vernichten“. Er sei jederzeit bereit, für Palästina 
zu sterben, „sofern er nur möglichst viele Zionisten in den Tod schicken könne“37. 
Um mehr zu erfahren, wurden die Häftlinge einmal für ca. fünf Minuten „ohne 
Erklärung“ zusammengesetzt. Im Rahmen der Unterhaltung, die abgehört wur-
de, äußerte einer der Palästinenser „seinen Unwillen über die schlechte Organisa-
tion durch die Verantwortlichen in Beirut, wobei er insbesondere darauf hinwies, 
die Reisepässe seien dilettantisch gefälscht“. Der Mann stellte klar, „er werde nach 

32	 Schweizerisches Bundesarchiv (künftig: BAR), Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / 
(50)/41/420/D, 1973–1973, Bericht vom 28. 1. 1973

33	 Ebenda, Schreiben Bundespolizei an das Eidg. Politische Departement vom 2. 2. 1973.
34	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / A – L / (50)/41/420/D, 1973–1973, Bericht 

vom 21. 1. 1973.
35	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 573, Bericht vom 14. 3. 1973.
36	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Bundespo-

lizeidirektion Wien, Abteilung I, Bericht vom 21. 1. 1973.
37	 Ebenda, Bericht vom 29. 1. 1973.
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seiner Rückkehr jedermann innerhalb und außerhalb der El Fatah informieren, 
wie ungeschickt ihre Aktion in Europa eingeleitet wurde“38.

Immerhin konnte die Reisebewegung der drei Palästinenser nach Wien rekon-
struiert werden: Sie waren mit in Damaskus ausgestellten Schweizer Visa am 17. 
Januar 1973 von Beirut nach Genf geflogen, wo sie sich insgesamt drei Mal mit 
einem Kontaktmann, der ihnen nur unter dem Decknamen „Abu Khalil“ bekannt 
war, trafen. Nachdem sie am Vormittag des 19. Januars 1973 die letzten Instruk-
tionen erhalten hatte, fuhr die Gruppe mit dem „Wiener Walzer“ über Zürich 
und Buchs nach Wien, wo sie am anderen Morgen um 8.25 Uhr eintraf39. Bereits 
kurz nach der Ankunft erfolgten die Verhaftungen, sodass es den Palästinensern 
gar nicht möglich war, zu einem geplanten Treffen mit dem Führungsoffizier des 
„Schwarzen September“ in Wien zu erscheinen40.

Zu diesem Zeitpunkt befand sich bereits ein weiteres Team des „Schwarzen Sep-
tember“ in der österreichischen Hauptstadt: Guergues Garir, Hadwan Hussein 
Nahme und Samier Ahmed Issa waren Anfang 1973 von Beirut kommend über 
Rom nach Genf geflogen. Von dort aus reisten sie per Bahn nach Wien, wo sie 
am 7. Januar 1973 eintrafen. Die folgenden Tage verbrachten sie in wechselnden 
Privatunterkünften. Als die Palästinenser dann aus Zeitungsmeldungen von der 
Verhaftung ihrer drei Genossen erfuhren, versuchten sie sich am 26. Januar 1973 
nach Italien abzusetzen. „Unsere Absicht war es, uns nach Rom durchzuschlagen, 
um dort mit einer arabischen Botschaft Kontakt bezüglich unserer Heimreise auf-
nehmen zu können“, gab einer der Männer zu Protokoll41. Doch sie kamen nicht 
weit: In den Morgenstunden des darauffolgenden Tages fielen sie in der Nähe des 
Grenzübergangs Tarvis Zöllnern wegen ihrer durchnässten Hosen auf, wurden 
festgenommen und am 6. Februar 1973 nach Österreich rücküberstellt42. Nähere 
Angaben zu ihrer Identifizierung lehnten die Männer zunächst ab: „Sie erklärten 
aber einstimmend, daß sie als Palästinenser für die Revolution tätig seien und in 
verschiedenen Lagern der ‚Revolutionstruppe‘ gelebt haben.“43

Die Vernehmungen zogen sich einige Wochen hin, ehe sich Guergues Garir 
als Anführer zu erkennen gab. Er lieferte nähere Informationen zum Ablauf der 
Operation gegen Schönau: „Konkret war geplant, dass wir gegen 03.00 oder 4.00 
Uhr in das Lager eindringen und ein entsprechendes Ultimatum bis 16.00 Uhr 
desselben Tages stellen werden.“ Die darin formulierten Forderungen bezogen 
sich auf eine Garir nicht bekannte Anzahl von Palästinensern, die aus israelischen 
Gefängnissen freigepresst werden sollten. Für den Fall, dass die israelische Regie-
rung oder die österreichischen Behörden den Forderungen nicht Folge leisten 
würden, war beabsichtigt, mit dem Erschießen „einer oder mehrerer Geiseln“ zu 
drohen44. So wollte man die Ausreise nach Ägypten oder Libyen erzwingen. „Un-

38	 Ebenda, Bericht vom 28. 1. 1973.
39	 Ebenda, Schreiben Bundespolizei an das Eidg. Politische Departement vom 2. 2. 1973.
40	 Ebenda, Bericht vom 28. 1. 1973.
41	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 378–381, Niederschrift vom 5. 2. 1973.
42	 Ebenda, Bl. 55–58, Information vom 16. 2. 1973.
43	 Ebenda, Bl. 573–576, Bericht vom 14. 3. 1973.
44	 Ebenda, Bl. 245–258, Niederschrift vom 1. 3. 1973.
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ser Ziel ist es nicht, Gewalttaten zu vollbringen, doch wird die etablierte Welt erst 
durch Gewalt wachgerüttelt“, erklärte Garir und fügte hinzu: „Das Ziel unserer 
Aktion war einerseits, die Befreiung der in Israel inhaftierten Palästinenser zu 
erwirken und andererseits um der Weltöffentlichkeit die Mitwirkung der Sowjet-
union bei der zionistischen Immigration aufzuzeigen.“ Man habe ein österreichi-
sches Ziel gewählt, weil das Land „sowjetischen Juden die Einwanderung nach 
Israel erleichtert“45. Insgesamt hätten 12 Palästinenser an der Aktion teilnehmen 
sollen. Die weiteren sechs Attentäter (zusätzlich zu den beiden Dreiergruppen) 
wären nach Abschluss der Vorbereitungen losgeschickt worden. Der Startschuss 
für diese finale Phase wäre ein Telefonat Garirs nach Beirut gewesen, bei dem ein 
Codewort durchzugeben war. „Die Waffen für diesen Anschlag konnten nicht ge-
funden werden und sollten nach Angaben der Palästinenser erst unmittelbar vor 
dem Anschlag ihnen übergeben werden“, heißt es in einem zusammenfassenden 
Bericht der Staatspolizei46. Das genaue Datum des Einsatzes habe man davon ab-
hängig gemacht, „daß im Lager Schönau eine ausreichende Zahl von Emigranten 
anwesend gewesen wäre. Diesen Umstand hätten sie durch Beleuchtung der 
Schloßräume in den Abendstunden ausgekundschaftet“47.

Nachdem es gelungen war, den Hintergrund aufzuklären, entledigte man sich 
der festgenommenen Terroristen so rasch wie möglich. Die Palästinenser mussten 
sich nur wegen Betrugs verantworten: Bereits am 31. Januar 1973 wurden die zu-
erst festgenommenen Terroristen zu je vier Monaten Haft bedingt auf drei Jahre 
und unbedingter Landesverweisung verurteilt. Dasselbe Urteil erging am 22. Fe-
bruar 1973 gegen die Mitglieder der zweiten Dreiergruppe. Alle sechs Personen 
wurden dann im März 1973 nach Syrien abgeschoben48. Über den „Empfang“, der 
sie dort erwartete, gab sich ein Mitglied des Kommandos keinerlei Hoffnungen 
hin: „Mohamed ist überzeugt, nach einer Rückkehr in die Heimat vor ein Revo-
lutionstribunal gestellt zu werden, da er und seine Freunde während ihres Auf-
enthalts in Europa Fehler gemacht hätten. Als Strafen erwarte sie entweder die 
Todesstrafe oder eine Freiheitsstrafe oder die Einteilung zu einem ‚Himmelfahrts-
kommando‘. Im Übrigen sei ihm aber völlig egal, wann und wo er sterbe.“49 Die 
schnelle Vorgehensweise der Justiz hing vor allem mit dem Druck zusammen, der 
auf Österreich ausgeübt wurde: „Die Wiener Instanzen haben bereits Drohungen 
wegen der Inhaftierung der drei Syrier erhalten. Sie sind aber nicht gross beängs
tigt und die Einvernahmen werden fortgesetzt“, heißt es in einem Schweizer Do-
kument von Ende Januar 197350. In der Endphase hatten sich die Drohungen 
unbekannter Anrufer speziell gegen die österreichische Botschaft im Libanon ge-
richtet51. „Die Anrufer rennen bei uns offene Türen ein“, zitierte die „Kronen Zei-

45	 Ebenda, Bl. 237–241, Niederschrift vom 3. 3. 1973.
46	 Ebenda, Bl. 573–576, Bericht vom 14 3.1973.
47	 Ebenda, Bl. 253–258, Bericht vom 16. 2. 1973.
48	 Ebenda, Bl. 573–576, Bericht vom 14. 3. 1973.
49	 Ebenda, Bl. 33–35, Information vom 9. 2. 1973.
50	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Bericht 

vom 28. 1. 1973.
51	 Vgl. „Drohungen gegen unsere Botschaft“, in: Kurier vom 24. 2. 1973, S. 5.
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tung“ einen Beamten des Außenministeriums: „Wir wollen die Terroristen mög-
lichst bald loswerden und so den Richterspruch vom Landesverweis erfüllen“52.

Das Unterstützernetzwerk des „Schwarzen September“ in Österreich

Der „Schwarze September“ konnte sich bei der Vorbereitung der Operation ge-
gen Schönau auch auf österreichische Helfer stützen: Rechtsextremisten von der 
Nationaldemokratischen Partei (NDP). 1967 von Norbert Burger (1929–1992) 
gegründet, machte die NDP bis zur behördlichen Auflösung im Jahre 1988 Stim-
mung gegen „Überfremdung“ und für ein „deutsches Österreich“53. Ihre nationale 
und ausländerfeindliche Gesinnung hielt zwei NDP-Anhänger, Leopold H. E. und 
Gerhard B., aber nicht davon ab, mit arabischen Terroristen gemeinsame Sache 
zu machen. Die wesentlichste Klammer bestand, über alle weltanschaulichen Dif-
ferenzen hinweg, im Antisemitismus. Das Vorhaben, die Emigration nach Israel 
zu stören, zielte ja auf eine „Lebensader“ des jüdischen Staates ab. Bereits seit 
Ende der 1960er Jahre unterhielten Neonazis aus der Bundesrepublik Kontakte 
zur PLO, um deren „Kampf gegen den Zionismus“ zu unterstützen54. Willi Pohl, 
der dem „Schwarzen September“ bei der Vorbereitung des Münchner Olympia-
Attentats mit einem Kameraden von der „Nationalsozialistischen Kampfgruppe 
Großdeutschland“ geholfen hatte55, beschrieb den modus operandi so: „Wir ver-
einbarten, dass die Palästinenser uns helfen würden, und wir würden ihnen im 
Gegenzug die Chance geben, ihre Operationen in Europa durchzuführen. […] 
Ich gab Informationen, ich gab Geld, ich erhielt Geld. Ich beschaffte Waffen und 
all das, was eine solche Organisation benötigte.“56

In Österreich war die Mitwirkung der NDP-Leute an der geplanten Geisel-
nahme in Schönau der erste bekanntgewordene Fall einer solchen Kooperati-
on57. Einer der beiden Aktivisten war jahrzehntelang eine feste Größe im rechten 
Lager: 1967 der NDP beigetreten, beteiligte sich Leopold H. E. schon mit zwanzig 
Jahren an „Aktionen“ der deutschnationalen Szene in Südtirol – im Umfeld des 
nach Österreich geflüchteten Georg Klotz, einer Schlüsselfigur des „Befreiungs-
ausschuss Südtirol“, jener Organisation, die zwischen 1961 und 1969 versucht 
hatte, die Autonomie Südtirols gewaltsam herbeizuführen. Klotz und sein „letztes 
Aufgebot“, darunter E., eine ehemalige KZ-Aufseherin und der Sohn eines kom-

52	 Hans Peter Hasenöhrl/Dieter Kindermann, Staatspolizei deckte auf: Wiener half Terrori-
sten!, in: Kronen Zeitung vom 24. 2. 1973, S. 8.

53	 Vgl. Wolfgang Purtscheller, Aufbruch der Völkischen. Das braune Netzwerk, Wien 1993, 
S. 69 ff.

54	 E. W. Pless, Geblendet. Aus den authentischen Papieren eines Terroristen, Zürich 1979, S. 51.
55	 Vgl. Felix Bohr/Gunther Latsch/Klaus Wiegrefe, Braune Hilfe, in: Der Spiegel vom 

18. 6. 2012, S. 32–35.
56	 Zit. nach Tobias von Heymann, Die Oktoberfest-Bombe. München 26. September 1980, Ber-

lin 2008, S. 287.
57	 1982 gab der Bombenleger Attila Bajtsy aus dem Umfeld der NDP an, in einem PLO-La-

ger im Libanon gedrillt worden zu sein; vgl. „Ich war bei der PLO“, in: Wochenpresse, Nr. 
34/1982, S. 10 f.
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munistischen Spanienkämpfers, wurden 1968 wegen zwei kleinerer Anschläge in 
Südtirol verurteilt58. 1970 stand E. erneut vor Gericht: Er hatte Ende der 1960er 
Jahre gemeinsam mit einem NDP-Kameraden ein „Volkspfadfinderkorps“ aufge-
stellt. Laut Statut war das Ziel, „eine kernige, markige, disziplinierte Generation 
zu schaffen, die gegen Amerikanisierung und Verjudung immunisiert ist“. Außer-
dem wollte man verhindern, dass der „Jude Kreisky Bundeskanzler wird“59.

Zu einem Monat „schwerem Kerker“ verurteilt, hegte E. danach Auswande-
rungspläne nach Libyen. Diesbezüglichen Rat holte er sich bei einem Gesinnungs-
genossen, der schon im arabischen Raum gelebt hatte. Gerhard B., Sohn eines 
britischen Besatzungssoldaten, hatte bis 1967 als Buchhalter bei BP sowie bei ei-
ner Handelsfirma in Benghazi gearbeitet. Zurück in Wien lernte B. dann über 
einen ägyptischen UNO-Beamten den Kontaktmann des „Schwarzen September“ 
in Wien, einen gewissen „Abu Abed“, kennen60. Hinter diesem Kampfnamen ver-
barg sich der 1931 geborene jordanische Staatsbürger Abdel Kader Zuhair Shibl, 
der damals schon verdächtigt wurde, ein Agent des Nachrichtendienstes RASD 
der „Fatah“ zu sein. Shibl sei „schon mehrmals Gegenstand von Erhebungen“ 
gewesen – und zwar „im Zusammenhang mit seinen zahlreichen Reisen in den 
Nahen Osten und auf Grund von Kontakten mit in Wien lebenden Arabern“61. 
In einem Bericht der Schweizer Behörden ist zu seinem Hintergrund zu lesen: 
„Shibl gab sich im Zeitpunkt des Zuzugs nach Wien (1969) als früherer Angestell-
ter der interparlamentarischen Gruppe der Nationalversammlung von Kuweit 
aus. Er reiste viel in Europa umher und wurde als Mädchenhändler und Spion 
gemeldet. […] Er soll in Beirut mit einem Export-Importgeschäft in Verbindung 
stehen; seine Tätigkeit ist ungeklärt. In einer vertraulichen Liste der ‚Rasd‘ (Jihaz 
al Rasd) vom Oktober 1972 ist Shibl als Agent für Wien aufgeführt.“62 Interessant 
ist auch die Anmerkung, dass Shibl Verbindungen zur irakischen Botschaft in 
Wien unterhalte, „und es ist möglich, daß die Waffen dort versteckt sind“. Deren 
Verbleib stellte die Behörden nämlich vor ein Rätsel, und es gab diesbezüglich 
verschiedene Theorien63.

Wie der Kontakt zwischen Shibl und den Rechtsextremisten angebahnt wur-
de, konnte nicht eindeutig geklärt werden. Die Beschuldigten verwickelten sich 
diesbezüglich in zahlreiche Widersprüche. Angeblich trafen Shibl und die beiden 
Österreicher erst am 10. Januar 1973 zum ersten Mal zusammen64. Der wesent-
lichste Beitrag der Rechtsextremisten bestand darin, dass sie den Terroristen in 
einem kritischen Moment Unterschlupf gewährten: Als die Verhaftung der ersten 
Dreiergruppe bekannt wurde, tauchte das zweite Trio vom 22. bis 26. Januar 1973 

58	 Josef Dvorak, Klotz: Mit Sprengstoff zugedeckt, in: Arbeiterzeitung vom 11. 10. 1968, S. 11.
59	 Robert Sterk, NS-Waffenübungen in einem VP-Lokal, in: Arbeiterzeitung vom 27. 1. 1970, 

S. 5.
60	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 479–481, Niederschrift vom 24. 2. 1973.
61	 Ebenda, Bl. 47–52, Information vom 15. 2. 1973.
62	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Notiz vom 

27. 1. 1973.
63	 Ebenda, Notiz vom 27. 2. 1973.
64	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 464–479, Niederschrift vom 20. 2. 1973.
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in einer Wohnung von E. in der Wiener Dopschstraße 32 unter. Die Wohnung 
besaß er schon seit 1968, hatte sich aber 1972 mit seiner Familie ins niederöster-
reichische Umland begeben, wo er in einer Papierfabrik beschäftigt war65. Ge-
meinsam mit Shibl versorgte er die Palästinenser, die sich nicht hinauswagten, 
mit Lebensmitteln. Als das Trio dann nach Italien flüchten wollte, chauffierte 
es E. in einem Miet-PKW nach Arnoldstein an der Kärntner Grenze und setzte 
es dort ab. Nachdem E. aufgrund umfangreicher Recherchen der Staatspolizei 
identifiziert wurde, „erschien“ während der Hausdurchsuchung am 14. Februar 
1973 ein weiterer NDP-Mann. Dieser versuchte, Schriftstücke, die E. belasteten, 
die Toilette runterzuspülen. Er habe die Beweismittel nicht verschwinden lassen 
wollen, „sondern im Klosett statt des dort befindlichen Papiers benützt“, lautete 
die Rechtfertigung, der jedoch kein Glauben geschenkt wurde66.

Wie aus einem Gesprächsprotokoll des Innenministeriums hervorgeht, wollte 
man von politischer Seite dieser „erstmals festgestellten Verbindung“ zwischen 
österreichischen Rechtsextremisten und palästinensischen Terroristen auf den 
Grund gehen, fand aber keine Anzeichen für eine systematische Kooperation: 
„Die rechtsextreme Partei NDP dürfte nach unseren Erkenntnissen von dieser 
Unterstützung durch ihre Mitglieder keine Kenntnis gehabt haben.“67 Ein schon 
eingeleitetes Verfahren gegen Gerhard B. wurde eingestellt68. Er hatte behauptet, 
seine Bekanntschaft zu „Abu Abed“ (Shibl) sei rein geschäftlich motiviert gewe-
sen. Allerdings fand man bei ihm Propagandamaterial, das von einem PLO-Büro 
in Beirut zugestellt worden war. Außerdem wurde eine Pressedokumentation 
zu palästinensischen Anschlägen69 und ein unvollendetes antisemitisches Hetz-
„Gedicht“ gegen „Nazi-Jäger“ Simon Wiesenthal sichergestellt: „Du Schakal. […] 
Zwanzig Jahre sind vergangen, sei zufrieden, zieh den Strich, sonst entfesselst Du 
die Wut. Durstig lächst (sic!) das Deutsche Volk ungestillt nach Juden-Blut, sei 
vernünftig siehe ab, denn auf Dich und Deine Schergen wartet schon ein kaltes 
Grab.“70

E. wurde 1974 freigesprochen – aus Mangel an Beweisen: Er habe nicht gewusst, 
dass die Araber Terroristen waren. Doch, so sein trotziger Nachsatz, „hätte ich es 
gewusst, so hätte ich ihnen meine Wohnung ebenfalls zur Verfügung gestellt“71. 
Den Umstand, dass er seine drei Untermieter nicht polizeilich gemeldet hatte, 
erklärte er so: „Das war Schlamperei. Ich hatte auch Angst wegen der Gemeinde-
wohnung. Ich meine, dass das in einer Gemeindewohnung nicht erlaubt ist.“ Im 
Übrigen habe er die drei Männer wegen mangelhafter Englischkenntnisse kaum 
verstanden72. E. blieb auch danach ein aktiver Rechtsaußen. Zwischen 1976 und 
1979 gehörte er zur Führung der „Kameradschaft Babenberg“ – einer Gruppe jun-

65	 Ebenda, Bl. 47–52, Information vom 15. 2. 1973.
66	 Ebenda.
67	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 577 f., Bericht vom 6. 8. 1973.
68	 „E.‚im Zweifel‘ freigesprochen“, in: Arbeiterzeitung vom 12. 2. 1974, S. 7.
69	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 498 f., Bericht, 20. 2. 1973.
70	 Ebenda, Bl. 482–486, Niederschrift vom 24. 2. 1973.
71	 „Neonazi freigesprochen“, in: Jüdische Rundschau vom 14. 2. 1974, S. 14.
72	 „E.‚im Zweifel‘ freigesprochen“, in: Arbeiterzeitung vom 12. 2. 1974, S. 7.
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ger Neonazis, die sich auf dem Bauernhof eines Wiener Kleinindustriellen hartem 
Drill unterzog. Die „Babenberger“ forderten die „nationale Revolution“ und sa-
hen „Rassenmischung als den wahren Völkermord“ an73. E. war aus „Gesundheits-
gründen“ schon ausgeschieden, als der Verband 1980 verboten wurde74. Dafür 
geriet er im selben Jahr erneut in eine Kontroverse, die sich an dem Kauf von 
Unterstützungserklärungen für die Bundespräsidentschaftskandidatur von NDP-
Chef Burger entzündete75. Wiederum freigesprochen, mobilisierte er danach für 
die „Ausländer-Halt-Bewegung“ und schrieb Artikel für NDP-Zeitungen76.

Während also die Helfer des „Schwarzen September“ in Österreich aufflogen 
und vor Gericht gestellt werden konnten, kam der eigentliche „Vertreter“ der Or-
ganisation im Lande ungeschoren davon: Die Fahndung nach Zuhair Shibl verlief 
negativ. Seine österreichische Ehefrau konnte den Beamten nur mitteilen, dass er 
am 7. Februar 1973 „geschäftlich nach Beirut gereist sei“. Lediglich die Reisekof-
fer der drei Palästinenser, die nach Italien hatten fliehen wollen, wurden in seiner 
Wiener Wohnung gefunden. Sie enthielten allerdings nur Kleidung und keine 
verdächtigen Gegenstände77.

Genf: Die Drehscheibe für die Operation gegen Schönau

Wie sich aus den Ermittlungen ergab, war die Operation vor allem von Genf aus diri-
giert und koordiniert worden. Dieser Umstand führte zu intensiven Ermittlungen 
der Schweizer Behörden. In einer vertraulichen Information wurde am 1. März 
1973 berichtet: „Ein von der Bundesanwaltschaft eingeleitetes […] Ermittlungs-
verfahren hat bis jetzt ergeben, dass in Genf ein aus Schweizer und Ausländern 
bestehender Stützpunkt für Leute palästinensischer Widerstandsbewegungen 
existiert, der eng mit einem gleichen Stützpunkt in Paris zusammenarbeitet.“78

Was dieses Zentrum in der französische Hauptstadt angeht, so handelte es 
sich dabei um eine Zelle der PLFP, die seit 1971 bestand und von dem Algeri-
er Mohamed Boudia (1932–1973) geleitet wurde. Boudia war von 1954 bis 1962 
ein Sprengstoffexperte der algerischen Befreiungsfront FLN gewesen und nach 
einem erfolgreichen Sabotageakt gegen das Öllager von Mourepiane (Südfrank-
reich) 1958 inhaftiert worden79. Bis zur algerischen Unabhängigkeit (1962) ein-
gesperrt, wurde Boudia zum Verwaltungsdirektor des Nationaltheaters ernannt. 

73	 Günther Broscheit, Führers Erben, in: Kurier vom 5. 10. 1980.
74	 Purtscheller, Aufbruch der Völkischen, S. 201.
75	 Vgl. Christa Karas, 150 Schilling für jene, „die sich überwunden haben“, in: Arbeiterzeitung 

vom 11. 6. 1981, S. 3.
76	 Vgl. Purtscheller, Aufbruch der Völkischen, S. 201.
77	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Bericht 

vom 15. 2. 1973.
78	 Ebenda, Information vom 1. 3. 1973.
79	 Vgl. Thomas Skelton-Robinson, Im Netz verheddert. Die Beziehungen des bundesdeutschen 

Linksterrorismus zur Volksfront für die Befreiung Palästinas (1969–1980), in: Wolfgang 
Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, Bd. 2, Hamburg 2006, S. 828–904, 
hier S. 843 f.
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Drei Jahre später floh er nach dem Putsch von Oberst Boumedienne aus Algerien 
nach Paris, wo er Direktor des kleinen, avantgardistischen Theatre de l’Ouest 
wurde80. Boudias politische Aktivitäten konzentrierten sich zunächst noch auf 
Algerien – er war aktives Mitglied der „Organisation de la Resistance Populaire“, 
einer Gruppe algerischer Kommunisten und Marxisten. Ende der 1960er Jahre 
machte er sich jedoch die Sache der Palästinenser zu Eigen81. Boudia fungierte 
als Operationschef der PLFP in Westeuropa. Seine Zelle, die über weitreichende 
Kontakte bis hin zu japanischen, irischen und westdeutschen Aktivisten verfügte, 
war jedoch auch gleichzeitig Teil der Struktur des „Schwarzen September“82.

Der israelische Journalist Aaron Klein begründet diese Verbindung mit der 
„besonderen persönlichen Freundschaft“, die Boudia mit einem der wichtigsten 
Anführer der „Schwarzen September“, Ali Hassan Salameh, verband: „Die Män-
ner hatten sich in Europa kennen gelernt. Beide liebten das gute Leben und wur-
den rasch Freunde. […] Ali Hassan Salameh kümmerte sich um die logistischen 
Hilfsdienste und die Infrastruktur für die Anschläge. Boudia führte die Ope-
rationen aus.“83 So ähnlich war es auch im Falle der Operation gegen Schönau: 
Boudia hatte die Direktiven der Zentrale des „Schwarzen September“ im Libanon 
umzusetzen, schlussfolgerte die Schweizer Bundespolizei: „Das Hauptquartier 
der Organisation in Beirut ist für die Rekrutierung der Täter, deren Ausbildung 
und Verbringung nach Europa verantwortlich wie auch für die Koordination und 
Verbindung zwischen ihnen. In Beirut wurden die Leiter der Gruppen anhand 
von Karten und Skizzen instruiert.“ Als Verantwortlicher für die Operationen in 
Europa reiste Boudia „ständig von Ort zu Ort“, wobei er Kontakte zu örtlichen 
Mitgliedern des „Schwarzen September“ unterhielt. So befand sich Boudia „im 
Zentrum des Gewebes“: „Er koordiniert die Arbeit der Kontaktleute und Kuriere 
und war in Genf und Wien, als die Gruppe ankam.“ Sowohl in Österreich, als auch 
in der Schweiz hätten „Zentren der Fatah-Aktivität“ (also des „Schwarzen Septem-
ber“) existiert, die unter Boudias Leitung die Operation gegen Schönau durch-
führen sollten. In dem Bericht der Schweizer Bundespolizei fächerten sich diese 
Strukturen je nach Tätigkeit folgendermaßen auf: a.) „Nicht getarnte Vertreter“, 
die aus den Büros der Arabischen Liga aus operierten und Diplomatenpässe be-
saßen. b.) „Getarnte Vertreter, die als gewöhnliche Bürger in Europa leben und 
keine politische Tätigkeit ausüben, obschon sie für die Organisation arbeiten.“ 
Das beste Beispiel hierfür sei Zuhair Shibl, der über viele Jahre in Wien lebte, ak-
tiven Anteil an der Planung der Operation hatte und das Hauptquartier in Beirut 
aufsuchte. c.) „Lokale europäische Mitarbeiter, die als Kuriere von Land zu Land 
reisen, Wohnungen und Wagen mieten, mündlich Botschaften überbringen etc.“ 
Diese „europäischen Helfershelfer“ hätten mit den Vorbereitungen für die Opera-

80	 Vgl. Klein, Die Rächer, S. 202.
81	 Vgl. Smith, Carlos, S. 101.
82	 Vgl. Skelton-Robinson, Im Netz verheddert, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke 

Terrorismus, Bd. 2, S. 847.
83	 Klein, Die Rächer, S. 204.
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tion „mindestens zwei Monate“ vor der Ankunft der Terroristen begonnen – waren 
aber in die genauen Details nicht eingeweiht84.

Die wichtigste Basis für die Vorbereitungen war, wie erwähnt, Genf. Es gab 
mehrere Gründe, warum diese Stadt einen neuralgischen Punkt im Koordinaten-
system des palästinensischen Terrorismus bildete. Zunächst einmal beherbergte 
Genf zahlreiche internationale Organisationen, darunter die Vereinten Natio-
nen. Ferner handelte es sich um einen wichtigen Reise- und Transitknotenpunkt 
mit Direktverbindungen in den Nahen Osten85. Darüber hinaus war Genf mit sei-
nen vielen Banken ein finanzielles Zentrum für die palästinensischen Gruppen. 
Ende 1972 soll Oberst Gaddafi der „Fatah“ einen Betrag von 50 Millionen Dollar 
überwiesen haben, etwa 12 Millionen Dollar davon gingen an den „Schwarzen 
September“. Die Gelder wurden danach von Ali Hassan Salameh auf verschie-
denen Konten bei der Banque Commerciale Arabe in Genf angelegt. Unterstützt 
wurde er dabei von dem Schweizer Bankier François Genoud (1915–1996), der 
überhaupt eine Schlüsselrolle bei der Finanzierung des palästinensischen Terro-
rismus spielte86.

Eines der Verstecke von Boudia in Genf lag in der Rue Argand 2. Es handelte 
sich um die Wohnung der damals 23jährigen Studentin Anne-Marie B., die „ei-
nerseits im Kreise sogenannter ‚gauchistes‘ und andererseits mit Leuten, denen 
die Probleme der palästinensischen Befreiungsbewegungen am Herzen liegen“, 
verkehrte. B. bezeichnete „Mohamed“ (Boudia) als ihren „amoureux“ und beher-
bergte ihn häufig bei sich87. In einem Interview mit der „Tribune de Geneve“ gab 
sie später an, Boudia Ende 1972 „kennengelernt“ zu haben: Er habe sich durch 
Palästina-Hilfsorganisationen empfehlen lassen, die sie als vertrauenswürdig emp-
fand, weil sie selbst seit mehr als einem Jahr in einem solchen Komitee tätig war. 
Dass man bei ihr Anweisungen zur Herstellung von Sprengstoffen gefunden hatte, 
kommentierte die Schweizerin so: „Ich bin Studentin für Naturwissenschaften. Ich 
habe zu Hause Rezepte aller Art. Sogar Betäubungsmittel. Übrigens findet man 
Anweisungen zur Herstellung von Molotow-Cocktails auch in einer von der schwei-
zerischen Unteroffiziersgesellschaft herausgegebenen Broschüre.“88 Laut Auskunft 
eines Sachverständigen handelte es sich bei den sichergestellten Vorschriften „um 
eine Sammlung von Rezepturen, wie sie bei einer Grundschulung an zuverlässige 
Saboteure mit einem höheren Niveau abgegeben werden“89. Darüber hinaus wurde 
bei B. eine Notiz mit der Wiener Adresse und den Kontaktdaten von Shibl sicher-

84	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Notiz vom 
27. 2. 1973.

85	 Vgl. Dobson, Black September, S. 134.
86	 Vgl. Laske, Ein Leben zwischen Hitler und Carlos, S. 243.
87	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Fall B. 

Annemarie, Boudia Mohamed, und Kons., im Zusammenhang mit dreier am 20. 1. 1973 in 
Wien verhafteter Araber mit gefälschten israelischen Reisepässen, Bern, 13. 2. 1973.

88	 Interview in: Austria Presse Agentur vom 7. 3. 1973.
89	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / A – L / (50)/41/420/D, 1973–1973, Beurteilung 

der Vorschriften zur Herstellung improvisierter Zünd-, Brand- und Sprengmittel, gesichert 
während einer Hausdurchsuchung bei B., Anna, Genf, 6. 2. 1973.
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gestellt, der beste Beweis dafür, dass die beiden Basen des „Schwarzen September“ 
miteinander in Kontakt standen90. Neben B. gab es noch eine zweite Schweizerin, 
die damals 48jährige Catherine E., die Boudia in der Rue de la Dole Nr. 16 Un-
terschlupf gewährte91 bzw. Kurierdienste für ihn erledigte. Sie soll ebenfalls mit 
„Fatah“-Mitgliedern in Genf und Paris in Verbindung gestanden haben: „Kommen 
Terroristen nach Genf, halten sie sich manchmal bei ihr in der Wohnung auf.“92

Eine minutiöse „Zeittabelle über die Anwesenheit bestimmter Personen in 
Genf“ legt den Schluss nahe, dass die Telefone von Anne-Marie B. und Catherine 
E. über mehrere Monate hin überwacht wurden. Jedenfalls sind für den Zeitraum 
vom 7. Oktober 1972 bis zum 6. Februar 1973 die Reisebewegungen der wich-
tigsten Protagonisten, ihre Aufenthalte in Genf und anderen Städten sowie die 
Kommunikation zwischen den einzelnen Akteuren kurz vermerkt. So geht aus der 
„Zeittabelle“ beispielsweise hervor, dass Boudia nicht nur mehrfach nach Paris, 
Beirut, Rom und Madrid reiste, sondern auch regelmäßigen Kontakt mit Daoud 
Barakat, dem Chef der Arabischen Liga in Genf (und ab 1983 PLO-Botschafter in 
Wien), pflegte. Barakat wurde von den israelischen Behörden sogar öffentlich als 
„Kopf“ des „Schwarzen September“ in Westeuropa bezeichnet, was dieser zurück-
wies: „I reject these allegations absolutley. They make me laugh.“93

Für die Schweizer Behörden bestanden offenbar genügend Verdachtsmo-
mente – Barakats privater Anschluss sowie das Telefon des Büros der Arabischen 
Liga in der Avenue Krieg Nr. 7 wurden 1973 über einen längeren Zeitraum über-
wacht. Registriert wurden die Kontakte mit Beiruter Telefon- und Faxnummern 
„palästinensischer Terrororganisationen“. Gegenstand der Unterhaltungen seien 
jedoch normale organisatorische Abläufe wie Konferenzen, Reisen und die Mei-
nungsbildung innerhalb der PLO gewesen94. In einer Pressekonferenz deutete 
Bundesanwalt Hans Walder am 6. März 1973 dennoch an, dass es Beweise gebe, 
wonach palästinensische Kommandos in Genf „bedauerlicherweise auch in diplo-
matischen Kreisen“ Unterstützung fänden95. Am darauffolgenden Tag rief Bara-
kat aus dem Beiruter Hauptquartier der PLO einen Vertreter der Schweizer Bun-
despolizei an und beschwerte sich: „Der Zeitpunkt des Pressevorstosses sei sehr 
schlecht gewählt; damit werde das Risiko heraufbeschworen, dass die Terroristen 
ihre Rachegefühle nun auch wieder auf die Schweiz ausdehnen.“ Damit spielte 
Barakat offenbar auf palästinensische Anschläge wie den gegen den Flughafen 
Kloten (1969) oder die Sprengung eines Swiss Air-Flugs über Würenlingen (1970) 
an. Vor dem Hintergrund israelischer Attentate gegen PLO-Vertreter in Rom und 

90	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Notiz vom 
27. 1. 1973.

91	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / A – L / (50)/41/420/D, 1973–1973, Rapport 
vom 18. 12. 1972.

92	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 544–546, Bericht Nr. 459 vom 5. 2. 1973.
93	 Dobson, Black September, S. 135.
94	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / A – L / (50)/41/420/D, 1973–1973, Rapport 

vom 17. 9. 1973.
95	 „Palästinensische Terroristen kamen über Schweiz nach Österreich“ (Teil 1), in: Austria Pres-

se Agentur vom 6. 3. 1973.
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Paris (1972/1973)96 sei es „unverständlich, dass sich die Schweiz indirekt in diese 
Angelegenheit mit Publizistik einschalte“, so Barakat. Eine diesbezügliche Blei-
stiftnotiz am Rand des Dokuments lautet: „doof!“97.

Boudia hielt auch Kontakt zu zahlreichen Persönlichkeiten, die für die inter-
nationale Vernetzung und Finanzierung der palästinensischen Sache von großer 
Bedeutung waren. Kryptisch sind die Angaben zu einem gewissen „FranÇois“ – die 
Behörden vermuteten, dass es sich dabei um den bereits erwähnten Bankier Fran-
çois Genoud handelte: Laut besagter „Zeittabelle“ vereinbarte Boudia am 18. De-
zember 1973 mit ihm ein „rendez-vous“ in Pully98, einem der östlichen Vororte von 
Lausanne und ebenfalls am Genfer See gelegen. Dort befand sich – auf den Na-
men von Genouds Schwiegermutter lautend – ein Appartement, wo der Bankier 
immer wieder arabische Gäste (darunter den algerischen Ex-Präsidenten Ahmed 
Ben Bella und wahrscheinlich Ali Hassan Salameh) wohnen ließ99. Anfang 1973, 
so geht aus der „Zeittabelle“ weiter hervor, löste Anne-Marie B. einen Flugschein 
für den Poeten Kamal Kheir-Beik (1935–1980), eine Führungsfigur der syrischen 
National Party100. Kheir-Beik hatte den Libanon nach einem Putschversuch 1960 
verlassen müssen. Von 1973 bis 1975 lehrte er arabische Literatur an der Univer-
sität Genf, dann kehrte er in den Libanon zurück, wo er bis zu seiner Ermordung 
Anfang 1980 verblieb101. Laut Anis Naccache, der gemeinsam mit „Carlos“ die Gei-
selnahme der OPEC-Minister in Wien (1975) leitete, war Kheir-Beik gemeinsam 
mit Wadi Haddad in die Planung und Durchführung der Operation verwickelt102. 
Verbindung hielt Boudia darüber hinaus zu Bachir Boumaza (1927–2009): Der 
Veteran des algerischen Unabhängigkeitskrieges, kurzzeitige Außenminister und 
spätere Senator, hatte nach dem Sturz von Präsident Ben Bella ins Exil gehen müs-
sen. In der Schweiz arbeitete er mit Genoud zusammen und knüpfte enge Kon-
takte zu radikalen palästinensischen Gruppen, um seinen antikolonialen Kampf 
fortzusetzen. Außerdem vermittelte Boumaza zwischen Wadi Haddad und Abu 
Jihad, einem der Stellvertreter Arafats103. Boudia wiederum bekleidete in Bouma-

  96	Als Reaktion auf den Münchner Olympiaanschlag wurden zwischen 1972 und 1992 insge-
samt mehr als ein Dutzend PLO-Kader vom Mossad liquidiert; vgl. Klein, Die Rächer, S. 22.

  97	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / A – L / (50)/41/420/D, 1973–1973, Notiz vom 
7. 3. 1973.

  98	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Fall B. 
Annemarie, Boudia Mohamed, und Kons., im Zusammenhang mit dreier am 20. 1. 1973 in 
Wien verhafteter Araber mit gefälschten israelischen Reisepässen, Bern, 13. 2. 1973.

  99	 Vgl. Willi Winkler, Der Schattenmann. Von Goebbels zu Carlos: Das mysteriöse Leben des 
François Genoud, Berlin 2011, S. 234.

100	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Fall B. 
Annemarie, Boudia Mohamed, und Kons., im Zusammenhang mit dreier am 20. 1. 1973 in 
Wien verhafteter Araber mit gefälschten israelischen Reisepässen, Bern, 13. 2. 1973.

101	 Kamal Kheir Beik, biographische Angaben unter http://www.arfuyen.fr/html/ficheau-
teur.asp?id_aut=1067.

102	 Landesgericht Wien, 25 a Vr 4036/01, Band VI, 137–217, Anis Naccache – Auszüge aus In-
terviews, die 2000 in Beirut von Gilles du Jonchay gefilmt wurden.

103	 Bachir Boumaza, biographische Angaben unter: http://www.magpictures.com/terrorsad-
vocate/boumaza.html.
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zas eigener Organisation, Rassemblement Unitaire des Revolutionnaires einem 
Sammelbecken algerischer Oppositioneller, eine wichtige Funktion104.

Die kritische Phase der Operation gegen Schönau begann mit der Befehlsaus-
gabe an die einzelnen Teams: „Es kann beinahe mit Sicherheit als erwiesen gel-
ten, dass Mohamed BOUDIA als ABU KHALIL, […] die erste Terroristengruppe 
bereits in Beirut, einen davon dann auch in Rom und alle drei wieder in Genf 
getroffen und ihnen Instruktionen erteilt hat“, lautet eine diesbezügliche Feststel-
lung in einem Schweizer Bericht. „Abu Khalil“ nahm den Männer ihre syrischen 
Pässe ab und händigte ihnen stattdessen die gefälschten israelischen Dokumente 
aus105. Offenbar reiste Boudia dann mit einem französischen Pass, der auf den 
Namen „Roland Bertin“ ausgestellt war, nach Wien, um die Ausführung vor Ort 
zu beobachten. So lautet der Eintrag in der „Zeittabelle“ am 18. Januar 1973: „Die 
B. lässt bei Swissair auf den Namen R. Bertin einen Platz Genf-Zürich-Wien und 
zurück buchen. Genf ab: 17h50 Wien an: 21h10. Es scheint, dass BOUDIA wäh-
rend des Gesprächs bei der B. war (Stimmengeräusch aus dem Hintergrund).“106 
Ein Mitglied der zweiten Dreiergruppe, Guergues Garir, gab an, Abu Khalil Mitte 
Januar in der Wiener Wohnung Shibls angetroffen zu haben: „Abu Khalil erkun-
digte sich bei ihm, ob er schon in Schönau gewesen sei. Garir erklärte Abu Khalil, 
daß er bereits zwei Mal dort gewesen sei. Daraufhin fragte ihn Abu Khalil, wann 
mit der Durchführung der geplanten Aktion zu rechnen sei.“107 Als die Beamten 
Garir ein Lichtbild Boudias vorlegten, soll er seinen Genfer Kontaktmann „Abu 
Khalil“ wiedererkannt haben108.

Am 21. Januar 1973, nur einen Tag nach der Verhaftung der ersten drei Paläs
tinenser in Wien, traf Boudia aus Wien kommend wieder in Genf ein. Zu diesem 
Zeitpunkt begann sein Schweizer Netzwerk bereits aufzufliegen: Am 23. Januar 
1973 wurde Anne-Marie B. festgenommen. Der letzte Eintrag aus der „Zeitta-
belle“ stammt vom 6. Februar 1973: „BOUDIA zu BARAKAT: er reise um 15h30 
nach dem Vorderen Orient. Bleibe längere Zeit weg. Will BARAKAT noch schnell 
sprechen.“109 Nach diesem Fehlschlag hatte Boudia nicht mehr lange zu leben. 
Als wichtiger Führungsoffizier des „Schwarzen Septembers“ und der PLFP war er 
nach dem Münchner Olympiaanschlag als potentielles Ziel israelischer Vergel-
tungsschläge ins Auge gefasst worden. Am 28. Juni 1973 wurde Boudia bei der 
Explosion einer mit Schrapnell gefüllten Mine, die unter dem Fahrersitz seines 

104	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / A – L / (50)/41/420/D, 1973–1973, Rapport 
vom 14. 2. 1973.

105	 Ebenda, Notiz vom 11. 4. 1973.
106	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Fall B. 

Annemarie, Boudia Mohamed, und Kons., im Zusammenhang mit dreier am 20. 1. 1973 in 
Wien verhafteter Araber mit gefälschten israelischen Reisepässen, Bern, 13. 2. 1973.

107	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 303–308, Bericht vom 20. 2. 1973.
108	 BAR, Arabische Terroristen Genf – Wien / M – Z / (50)/41/420/D, 1973–1973, Notiz vom 
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blauen Renaults platziert worden war, getötet110. „Als er die Wagentür schloß, flog 
das Auto in die Luft. Er war sofort tot. Die Sprengkraft war so groß, daß viele der 
Muttern und Bolzen durch seinen Körper hindurchgingen und noch das Wagen-
dach durchschlugen“, schilderte der abtrünnige Mossad-Agent Victor Ostrovsky 
den Ablauf der Aktion111.

Geheimdienstliche Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terrorismus

Die versuchte Geiselnahme durch den „Schwarzen September“ war Österreichs 
erste direkte Konfrontation mit dem internationalen Terrorismus – sieht man 
von einem Sprengstoffanschlag gegen eine AUA-Maschine (1970) ab. Zu diesem 
Zeitpunkt besaß das Land noch kaum entsprechende Kapazitäten im Sicherheits-
apparat. „In informierten Kreisen“, berichtete der „Kurier“ 1973, „ist es kein Ge-
heimnis, dass Österreichs Staatspolizei inoffizielle, ja sogar private Kontakte zu, 
wenn auch nur wenigen ausländischen Kollegen unterhält und auf deren Infor-
mationen mitunter sogar angewiesen ist. Es ist aber ein Tabu, und man spricht 
nicht darüber.“112 Oswald Peterlunger, zwischen 1969 und 1975 Generaldirektor 
für die öffentliche Sicherheit, nannte diesen Informationsaustausch „Kompensa-
tionsgeschäfte“: Gerade angesichts der terroristischen Bedrohung sei man „ge-
zwungen, eng mit ausländischen Diensten zusammenzuarbeiten“. Einen „guten 
Kontakt“ habe man zum Mossad, offenbarte Peterlunger 1972113. Der israelische 
Geheimdienst leistete vor allem deswegen Unterstützung, weil die Bedrohung 
für die jüdischen Emigranten in dieser Phase am akutesten war. Als es zu den 
Festnahmen der beiden Geiselnehmer-Teams kam, wurden sprachkundige isra-
elische „Dolmetscher“ zu den Vernehmungen hinzugezogen. Offenbar war der 
israelische Botschafter Yitzhak Patish über die Vorfälle „rascher informiert“ wor-
den als das Bundesministerium für Inneres, wie Peterlunger einräumte: „Die Dol-
metscher berichten unmittelbar nach Beendigung einer Einvernahme ihrem Bot-
schafter. Die BPD [Bundespolizeidirektion] Wien muß erst die Berichte verfassen 
und dem BMfI [Bundesministerium für Inneres] vorlegen, dadurch verging bis-
her Zeit. Es wurde angeordnet, daß nach jeder Einvernahme zunächst ein münd-
licher Bericht über das Ergebnis erstattet wird.“114

Dass der Mossad auf diese Art und Weise involviert war, blieb den Palästinen-
sern nicht verborgen. Mitten in einem Verhör sprang einer plötzlich auf und er-
klärte, „daß diese beiden Dolmetscher Israelis seien und daß er auch nicht bereit 
sei, die beiden Dolmetscher je wiederzusehen, da er ihnen mißtraue und sie in 
ihrer Fragestellung und ihren Vorwürfen gegen ihn als Israelis entlarvt seien“. 

110	 Vgl. Oliver Schröm, Im Schatten des Schakals. Carlos und die Wegbegleiter des internationa-
len Terrorismus, Berlin 2002, S. 26.

111	 Victor Ostrovsky, Der Mossad. Ein Ex-Agent enthüllt Aktionen und Methoden des israeli-
schen Geheimdienstes, Hamburg 1991, S. 253.

112	 „Die Staatspolizei nascht nur mit“, in: Kurier vom 25. 1. 1973.
113	 „Peterlungers Reich“, in: profil, Nr. 12/1972, S. 30–52.
114	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 92–94, Information für den Herrn Bundesminister vom 

8. 2. 1973.
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Diese Entwicklung zwinge zur Prüfung der Frage, „inwieweit die israelischen Dol-
metscher verwendet werden können“, berichtete die Staatspolizei an höhere In-
stanzen: „Nach ho. Ansicht kommt eine weitere Verwendung nur dann in Frage, 
wenn sich die drei Häftlinge bereit erklären, mit den beiden israelischen Dolmet-
schern zu reden. Die zuständige israelische Stelle wurde vom Gefertigten von den 
aufgetretenen Schwierigkeiten in Kenntnis gesetzt.“115

In einer hochrangigen Runde unter dem Vorsitz Oswald Peterlungers wurde 
Mitte Februar 1973 zu der brisanten Kooperation Geheimhaltung vereinbart: „Es 
müsste versucht werden, zu verhindern, dass es bekannt werde, dass israelische 
Staatsbürger den österreichischen Behörden behilflich waren. Wir seien gewisser-
maßen gezwungen gewesen, diese Leute zu benützen.“ Ein Sektionschef meinte 
gar, dass man die Dolmetscher künftig „ausschalten“ sollte, „um den Israelis nicht 
zuviel in die Hände zu geben“116. Auch öffentlich dementierte Innenminister Otto 
Rösch Meldungen, wonach sich ein israelischer „Geheimdienst- oder Sicherheits-
chef“ in Österreich aufhielt: „Es besteht natürlich insofern eine Zusammenarbeit 
mit den israelischen – wie in anderen Fällen auch mit arabischen – Vertretungen, 
daß man sich über die Art der Sicherungen bespricht, die Entscheidungen treffen 
aber allein wir.“117

1979 spekulierte die „Wochenpresse“, dass die in Wien vom israelischen Ge-
heimdienst abgeschöpften Informationen entscheidend für den Erfolg einer 
Kommandoaktion gewesen seien. In der Nacht vom 9. auf den 10. April 1973 war 
ein spektakulärer Vorstoß nach Beirut erfolgt (Operation Spring of the Youth), 
in dessen Verlauf mehrere hochrangige PLO-Führer erschossen bzw. Kommando-
einrichtungen zerstört wurden118. PLO-Geheimdienstchef Abu Iyad stellte dazu 
fest: „Sowohl in Beirut selbst als auch im Süden des Landes konnten sich die Isra-
elis mit erstaunlicher Sicherheit bewegen, was darauf schließen lässt, dass sie die 
Örtlichkeiten ganz genau kannten.“119 Es ist gut möglich, dass die dafür nötigen 
Informationen auch aus Wien stammten: So hatte einer der Palästinenser eine 
Skizze von Büros des „Schwarzen September“ im südlichen Beiruter Stadtteil Sab-
ra angefertigt120. Dort wurde dann auch im Zuge der israelischen Kommandoakti-
on ein siebenstöckiges Gebäude – das Hauptquartier der Demokratischen Front 
zur Befreiung Palästinas, einer PLO-Fraktion, die dem „Schwarzen September“ 
zugerechnet wurde – mit Sprengstoff teilweise zerstört121.

115	 Ebenda, Bl. 33–35, Information vom 9. 2. 1973.
116	 Ebenda, Bl. 112–115, Gedächtnisprotokoll vom 21. 2. 1973.
117	 Günther Köchl, Wie steht es um die Sicherheit gegen Terroristen?, in: Kurier vom 25. 1. 1973, 

S. 5.
118	 Vgl. Gerald Freihofer, Kreisky und die PLO, in: Wochenpresse, Nr. 29/1979, S. 10 ff.
119	 Ebenda, S. 11.
120	 ÖSTA/ADR, BMI E-10.034/73, Bl. 410 ff., Bericht vom 21. 2. 1973.
121	 Vgl. Christopher Reeve, One Day in September. The Story of the 1972 Munich Olympics 

Massacre, London 2000, S. 151.
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Nachwirkungen in Österreich

In Österreich wurden nach der vereitelten Geiselnahme beträchtliche Anstren-
gungen unternommen, um die Sicherheit der Auswanderer zu gewährleisten. 
Im Mai 1973 wurde das 80 Beamte umfassende „Gendarmeriekommando Bad 
Vöslau“ gegründet. War zuvor nur Objektschutz im Schlossgelände Schönau 
durchgeführt worden, sicherte die neue Einheit nun zusätzlich die Bahntrans-
porte bzw. die Ausreise der Emigranten mit der El Al am Flughafen Schwechat 
ab122. Dennoch gelang es wenige Monate später, am 28. September 1973, zwei 
Angehörigen der maßgeblich von Syrien unterstützten Organisation „Adler der 
palästinensischen Revolution“ am Grenzbahnhof Marchegg drei russische Juden 
sowie einen Zöllner als Geiseln zu nehmen. Nach stundenlangen Verhandlungen 
entschied die Bundesregierung, nachzugeben. Das Durchgangslager in Schönau 
wurde geschlossen, im Gegenzug wurden die Geiseln freigelassen und die beiden 
Terroristen konnten unter freiem Geleit abfliegen123. Die Schließung Schönaus 
war aber nur vorgetäuscht: Der Transit ging ungebrochen weiter und erreichte 
nach der Geiselnahme seinen Höhepunkt. Es fanden auch keine weiteren An-
schläge mehr statt, obwohl die Warnungen nicht abrissen: So meldete die CIA 
Ende 1974, dass eine „unidentified fedayeen group“ plane, in den nächsten Mo-
naten eine Jumbo-Verkehrsmaschine mit sowjetischen Emigranten beim Abflug 
in Wien abzuschießen124, und im Januar 1975 hieß es, dass ein Sprengstoffan-
schlag mit einem Bus in der österreichischen Hauptstadt beabsichtigt sei125.

Im Rückblick bestand daher für Bundeskanzler Bruno Kreisky der Erfolg 
seiner Nahostpolitik darin, dass in 15 Jahren 300.000 russische Juden über Ös-
terreich nach Israel ausgewandert seien, „ohne, dass jeden Monat in Schwechat 
eine Bombe explodiert ist“126. Kreiskys Nahostpolitik umfasste im wesentlichen 
drei Felder: 1. Die allmähliche Professionalisierung von Antiterrorkräften, 2. die 
internationale Vernetzung mit den westlichen und nahöstlichen Sicherheitskräf-
ten, sowie 3. den Ausbau von Kontakten zu arabischen Potentaten wie Gaddafi 
und PLO-Führer Jassir Arafat zwecks Entschärfung des Nahost-Konflikts, um so 
„präventiv“ für Sicherheit zu sorgen. Kreisky wollte diese „Normalisierung“ auf 
zweifache Weise unterstützen: Einerseits protegierte er einen geheimen Dialog 
zwischen PLO-Emissären und der israelischen Friedensbewegung. Andererseits 
sorgte er für die Vernetzung von PLO-Repräsentanten mit Entscheidungsträgern 
der Sozialistischen Internationale und fungierte als Gastgeber für die ersten Emp-

122	 StBKA, Box Schönau I, Landesgendarmeriekommando für Niederösterreich an BMfI vom 
5. 10. 1973.

123	 Vgl. Bundeskanzleramt (Hrsg.), Die Ereignisse vom 28./29. September 1973. Ein Dokumen-
tarbericht, Wien 1973.

124	 Weekly Situation Report on International Terrorism, 17. 12. 1974, http://www.foia.cia.gov/
docs/DOC_0000105160/DOC_0000105160.pdf.

125	 Weekly Situation Report on International Terrorism, 7. 1. 1975, http://www.foia.cia.gov/
docs/DOC_0000105161/DOC_0000105161.pdf.

126	 Hans Rauscher, Bruno Kreisky, 75, verteidigt sein problematisches Erbe, in: Kurier vom 
22. 1. 1986.
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fänge Arafats auf dem diplomatischen Parkett127. Vor allem aber erkannte Öster-
reich als erster westlicher Staat die PLO 1979 offiziell an und entfaltete damit eine 
gewisse internationale Vorbildwirkung128. Auf diese Weise sollte es Arafat möglich 
sein, die zersplitterte PLO hinter dem Ziel einer friedlichen Lösung des Kon-
fliktes zu vereinen und letztlich auch Terror von Österreich fernzuhalten. Dieses 
Kalkül ging nicht auf: In den 1980er Jahren kam es zu drei Attentaten. Die guten 
Kontakte zur PLO und die aktive Rolle im Nahen Osten hatten radikale Kräfte 
wie die Abu-Nidal-Gruppe sowie deren staatliche Unterstützer auf den Plan ge-
bracht. Es spricht für Kreiskys Standfestigkeit, dass er an seiner Linie dennoch 
festhielt und seine Überzeugungen weiter vertrat – erst seine Nachfolger ließen 
die Nahostpolitik schrittweise auslaufen und konzentrierten sich in der Folge auf 
innereuropäische Angelegenheiten129.

Zusammenfassung

Die Operation des „Schwarzen September“ gegen Schönau 1973 ist ein Paradebei-
spiel für den sich herausbildenden internationalen Terrorismus: Das Vorhaben, 
durch eine Geiselnahme die Emigration osteuropäischer Juden über Österreich 
nach Israel zum Erliegen zu bringen bzw. einmal mehr mediale Aufmerksam-
keit zu generieren, wurde in den zentralen Basen im Nahen Osten geplant. Die 
konkrete Umsetzung wurde jedoch von Stützpunkten in Frankreich, der Schweiz 
und Österreich aus vorbereitet und koordiniert. Dabei arbeiteten die Palästinen-
ser mit links- und rechtsradikalen Westeuropäern vor Ort zusammen, sie nutzen 
offizielle diplomatische Kanäle sowie das Finanzzentrum Schweiz. Vor allem die 
Kooperation zwischen Rechtsextremisten und den Palästinensern ist in der For-
schung, sieht man von der Libanon-Präsenz der westdeutschen Wehrsportgruppe 
Hoffmann ab, weitgehend unbeachtet geblieben.

Diskrete Unterstützung für die Terroristen dürfte auch von staatlichen Ak-
teuren im Nahen Osten gekommen sein, wenngleich die Quellenlage in diesem 
Punkt wenig aussagekräftig ist. Dafür wird umso klarer, wie eng sich die Koope-
ration der Sicherheitsbehörden in diesem Fall gestaltete. Der Informationsaus-
tausch war auch ausschlaggebend dafür, dass die Pläne der Terroristen rechtzeitig 
durchkreuzt werden konnten. Knapp vier Monate nach dem Geiseldrama bei der 
Olympiade in München wurde somit eine neuerliche Tragödie ähnlicher Dimen-
sion verhindert. Hätte die Operation tatsächlich stattgefunden, wären die Impli-
kationen gravierend gewesen – für die Sicherheitslage in Österreich und für die 
politische Lage im Nahen Osten.

127	 Thomas Riegler, Im Fadenkreuz: Österreich und der Nahostterrorismus 1973–1985, Wien 
2010, S. 74.

128	 Vgl. Wolfgang Benedek, Die Anerkennung der PLO durch Österreich, in: Zeitschrift für aus-
ländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 40 (1980), S. 841–857.

129	 Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 316–319.



VfZ 4/2012 © Oldenbourg 2012 DOI 10.1524/vfzg.2012.0029

  603

Der große bittere Streit um die Judenräte, den Hannah Arendt 1963 mit ihrem 
Buch „Eichmann in Jerusalem“ auslöste, zeichnete sich schon 1939/40 ab. Damals 
waren knapp 1.600 Juden aus Wien in das Generalgouvernement deportiert worden, 
wo nichts, aber auch gar nichts vorbereitet gewesen war. In ihrer Not und Verzweif-
lung fühlten sie sich auch von ihrer Heimatgemeinde im Stich gelassen, die harte 
Worte der Kritik einstecken musste, im Rahmen ihrer Möglichkeiten aber alles tat, 
um ihren Glaubensbrüdern zu helfen. Andrea Löw, Mitarbeiterin am Institut für Zeit-
geschichte München-Berlin und im großen Dokumentationsprojekt „Die Verfolgung 
und Ermordung der europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutsch-
land 1933–1945“, präsentiert eindrucksvolle Briefe, in denen sich das bedrückende 
Schicksal dieser Deportierten ebenso spiegelt wie die Ohnmacht der jüdischen Kul-
tusgemeinde Wien. nnnn

Andrea Löw

Hilferufe aus dem besetzten Polen
Briefe deportierter Wiener Juden vom Herbst 1939 bis zum Frühjahr 1940

Äußerer Druck erzeugt innere Konflikte. Wie für jede Verfolgungsgeschichte gilt 
dies auch für die Geschichte des Holocaust. Analysiert man die Reaktionen und 
Handlungsweisen der Verfolgten, wird deutlich: Die Diskussionen über die rich-
tige Verhaltensweise angesichts von Verfolgung und später auch Massenmord be-
gannen zeitgleich mit den Ereignissen. Die jüdische Gemeinde in Wien musste 
dies unmittelbar nach Beginn des Zweiten Weltkriegs erfahren. In zwei Transpor-
ten wurden am 20. und am 26. Oktober 1939 knapp 1600 Juden aus Wien in von 
den Deutschen eroberte polnische Gebiete deportiert und dort mehr oder weni-
ger sich selbst überlassen. Bald befanden sie sich in einer dramatischen Lage. Sie 
gelangten nahezu mittellos in kleine ostpolnische Ortschaften, in denen sie sich 
nun zurecht finden mussten. Sie fühlten sich völlig allein gelassen, auch von der 
Israelitischen Kultusgemeinde Wien.

In einer Akte aus den Beständen der Israelitischen Kultusgemeinde (IKG) 
Wien ist die erste Phase nach diesen Deportationen dokumentiert, es geht nur 
um wenige Monate, das letzte Schreiben eines der Verschleppten stammt aus dem 
März 1940. Doch wie in einem Brennglas deutet sich in diesen Briefen bereits der 
große Konflikt zwischen jüdischen Repräsentanten und „normaler“ Bevölkerung 
an, der später in den Gettos eine so große Rolle spielen wird. Im Zentrum dieses 
Beitrags stehen die Lage der verschleppten Juden, ihre Interpretation dieser Si-
tuation und vor allem der daraus resultierende Konflikt zwischen ihnen und der 
Wiener Kultusgemeinde.

Es geht dagegen nicht um die deutschen Planungen und Diskussionen. Diese 
bildeten den Rahmen und die notwendige Voraussetzung für die hier dokumen-
tierten Geschehnisse im Herbst 1939 und Frühjahr 1940: Der Einmarsch in Polen 
und damit der Beginn des Zweiten Weltkriegs eröffneten dem NS-Regime neue 
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Perspektiven im Hinblick auf die angestrebte „Lösung der Judenfrage“, womit zu 
diesem Zeitpunkt freilich noch eine territoriale Lösung gemeint war: Verschie-
dene Institutionen im Reich entwickelten seit Kriegsbeginn Umsiedlungsplä-
ne, deren jeweiliges Scheitern zu immer radikaleren Überlegungen führte. Mit 
Kriegsbeginn waren Umsiedlungsaktionen in großem Maßstab möglich, und so-
fort begannen auch erste Experimente. Adolf Eichmann, der Leiter der Wiener 
Zentralstelle für jüdische Auswanderung, erhielt am 6. Oktober 1939 von Gestapo-
Chef Heinrich Müller den Auftrag, Transporte von Juden aus Mährisch-Ostrau im 
„Protektorat Böhmen und Mähren“ und aus dem schlesischen Kattowitz ins Ge-
neralgouvernement vorzubereiten. Eichmann fügte diesen Ausgangsorten noch 
Wien hinzu, wo ihm Gauleiter Josef Bürckel nur allzu gern die Vollmacht erteilte, 
Juden abzuschieben. Ohnehin übertrafen sich verschiedene Stellen in Wien seit 
dem „Anschluss“ Österreichs im März 1938 mit Vorschlägen, wie man sich, vor 
allem angesichts des dramatischen Wohnraummangels, der jüdischen Bevölke-
rung entledigen könnte. Zwar waren bis zum Kriegsbeginn bereits nahezu zwei 
Drittel der Juden aus Österreich emigriert, und große Teile vormals jüdischer 
Besitztümer, Geschäfte, Wohnungen und Häuser hatten den Besitzer gewech-
selt. Doch reichte dies den Verantwortlichen noch nicht: Die Aussicht, nun die 
in Wien verbliebenen 65.000 Juden abschieben zu können, war verlockend. Doch 
schon der dritte Wiener Transport fuhr nicht mehr ab. Müller hatte angeordnet, 
dass sämtliche Deportationen künftig von seiner Dienststelle genehmigt werden 
müssten, und am 21. Dezember gab er bekannt, Himmler habe die Fortführung 
der Deportationen „bis auf weiteres“ untersagt. Insgesamt waren 5000 Juden aus 
Wien, Mährisch-Ostrau und Kattowitz verschleppt worden1.

Die Deportationen aus Wien und die Israelitische Kultusgemeinde

Die neuen Machthaber hatten den größten Teil der im Reich geltenden antijü-
dischen Gesetzgebung schon bis zur Jahreswende 1938/39 in Österreich, der 
nun so genannten Ostmark, eingeführt. Wo es ihnen jedoch sinnvoll erschien, 
machten sie Ausnahmen: Die Israelitische Kultusgemeinde Wien verlor im Unter-
schied zu den jüdischen Gemeinden im Reich nicht den Status einer Körperschaft 
öffentlichen Rechts. In desem Falle wären nämlich die Hilfsgelder jüdischer Or-
ganisationen im Ausland nicht mehr geflossen, die für zahlreiche Juden die Vo-
raussetzung für ihre Auswanderung aus Österreich darstellten. Die massenhafte 

1	 Vgl. H.G. Adler, Der verwaltete Mensch. Studien zur Deportation der Juden aus Deutschland, 
Tübingen 1974, S. 126–140; Hans Safrian, Eichmann und seine Gehilfen, Frankfurt a.M. 1995, 
S. 68–86; Götz Aly, „Endlösung“. Völkerverschiebung und der Mord an den europäischen Ju-
den, Frankfurt a.M. 1998, S. 29–92; Christopher R. Browning, Die Entfesselung der „Endlö-
sung“. Nationalsozialistische Judenpolitik 1939–1942, Berlin 2003, S. 65–69; Wolf Gruner, 
Von der Kollektivausweisung zur Deportation der Juden aus Deutschland. Neue Perspekti-
ven und Dokumente, in: Birthe Kundrus/Beate Meyer (Hrsg.), Die Deportation der Juden 
aus Deutschland. Pläne – Praxis – Reaktionen 1938–1945, Göttingen 2004, S. 21–62; Mečislav 
Borák, První deportace evropských Židů. Transporty do Niska nad Sanem (1939–1940), Ostra-
va 2009.
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Emigration war zu diesem Zeitpunkt jedoch das ausdrückliche Ziel der „Judenpo-
litik“. Um diese zu forcieren, wurde im August 1938 die Zentralstelle für jüdische 
Auswanderung unter Eichmann ins Leben gerufen2.

Am 10. Oktober 1939 wies SS-Obersturmbannführer Rolf Günther von der Zen-
tralstelle für jüdische Auswanderung Josef Löwenherz, den Leiter der Gemeinde 
in Wien, an, 1000 bis 1200 gesunde jüdische Männer auszuwählen, die in Nisko 
am San, unweit von Lublin, angesiedelt werden sollten. Zudem sollten sich Bert
hold Storfer, der Leiter des „Ausschusses für jüdische Überseetransporte“3, Mo-
sche Grün vom Wiener „Palästina-Amt“ sowie Benjamin Murmelstein und Julius 
Boschan von der Kultusgemeinde bei Eichmann in Mährisch-Ostrau einfinden, 
wo als Filiale der im Juli 1939 gegründeten Prager Zentralstelle ebenfalls vorüber-
gehend eine Zentralstelle für jüdische Auswanderung eingerichtet worden war. 
Dort trafen sie auf Jakub Edelstein und Richard Friedmann von der Jüdischen 
Kultusgemeinde Prag. Sie begleiteten am 18. Oktober den ersten Transport aus 
Mährisch-Ostrau in die Gegend von Nisko am San4.

Das Lager am Zielort, Zarzecze in der Nähe von Nisko, musste erst noch ge-
baut werden. Daher hatte Löwenherz in Wien die Anweisung bekommen, den zu 
Deportierenden aufzutragen, sich mit Werkzeugen „wie Beilen, Sägen, Spaten, 
Tischlerwerkzeug“ auszurüsten5. Die erhaltenen Aktennotizen des Leiters der Kul-
tusgemeinde über Vorsprachen in der Zentralstelle für jüdische Auswanderung 
zeigen, wie konkret die Vorgaben waren, die er weitergeben bzw. umsetzen muss-
te. Zu diesen Anweisungen gehörte auch, dass die IKG die zu Deportierenden 
aussuchte: „Die Kultusgemeinde hat 1000–1200 auswanderungs- und arbeitsfä-
hige Männer auszuwählen und in einer Liste, die mit laufenden Nummern zu 
versehen ist, zu verzeichnen. Es handelt sich in erster Linie um Handwerker aller 
Art, insbesondere Tischler, Zimmerleute und Techniker.“6

2	 Vgl. Doron Rabinovici, Instanzen der Ohnmacht. Wien 1938–1945. Der Weg zum Judenrat, 
Frankfurt a.M. 2000, S. 82–88; Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch 
das nationalsozialistische Deutschland 1933–1945 (VEJ), Bd. 2: Deutsches Reich 1938 – Au-
gust 1939, bearb. von Susanne Heim, München 2009, S. 37–41, und zahlreiche Dokumente 
in diesem Band. Zur Zentralstelle vgl. Gabriele Anderl/Dirk Rupnow, Die Zentralstelle für 
jüdische Auswanderung als Beraubungsinstitution, Wien u. a. 2004.

3	 Zu Storfer vgl. Gabriele Anderl, „9096 Leben“. Der unbekannte Judenretter Berthold Storfer, 
Berlin 2012.

4	 Vgl. Herbert Rosenkranz, Verfolgung und Selbstbehauptung. Die Juden in Österreich 1938–
1945, Wien 1978, S. 215–218; Rabinovici, Instanzen, S. 197–203; Andrea Löw, Die frühen De-
portationen aus dem Reichsgebiet von Herbst 1939 bis Frühjahr 1941, in: Susanne Heim/
Beate Meyer/Francis R. Nicosia (Hrsg.), „Wer bleibt, opfert seine Jahre, vielleicht sein Le-
ben“. Deutsche Juden 1938–1941, Göttingen 2010, S. 59–76.

5	 Aktennotiz über die Vorsprache [Löwenherz] bei Herrn SS Obersturmführer Günther am 
15.d.M., in: Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 465.

6	 Aktennotiz über die Vorsprache des Gefertigten [Löwenherz] bei Herrn SS-Obersturmführer 
Günther in der Zentralstelle für jüd. Auswanderung am 10. Oktober 1939, 2.15 Uhr nachm., 
in: Ebenda; Vollständiger Bericht von Dr. Löwenherz über die Tätigkeit Eichmanns und Brun-
ners in Wien – Prag – Berlin 1938–45, zusammengestellt durch Tuviah Friedman, Haifa 1995, 
S. 17.
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Die Kultusgemeinde musste die zu Deportierenden auch selbst verständigen. 
Damit konnte es für die Betroffenen den Anschein haben, deutsche Stellen hätten 
mit der gesamten Aktion gar nichts zu tun. Daneben oblag es der Kultusgemein-
de, eine Transportleitung zu benennen und für jeden Transport je zehn Ärzte zu 
organisieren. Den Teilnehmern des ersten Transports ging eine Weisung der Ge-
meinde zu, in der mit deutlichen Worten gemahnt und gleichzeitig der Versuch 
gemacht wurde, die guten Absichten der Kultusgemeinde zu erklären: „Wir sind 
verpflichtet, Sie mit allem Nachdruck darauf aufmerksam zu machen, daß ein 
Fernbleiben von dem Transport für Sie mit den schwersten Unannehmlichkeiten 
verbunden wäre. Sollten Sie zur angegebenen Zeit nicht auf dem Sammelplatz 
erscheinen, so würden Sie durch Polizeiorgane aus Ihrer Wohnung geholt wer-
den. Wir bitten Sie, überzeugt zu sein, daß seitens der Kultusgemeinde alles getan 
wird, was unter den gegebenen Umständen möglich ist, um die bei einem derar-
tigen Transport unvermeidlichen Härten zu mildern.“7

Die jüdischen Verantwortlichen standen zwischen der eigenen Bevölkerung 
und den deutschen Machthabern. Letzteren ersparte dies einiges an Organisati-
on. Seitdem Eichmann im Frühjahr 1938 die Israelitische Kultusgemeinde Wien 
unter dem Vorsitz von Löwenherz so reorganisiert hatte, dass sie im Wesentlichen 
seine Anweisungen umsetzte, galt ihm diese Art der bevormundeten Selbstverwal-
tung als Modell für den Umgang mit anderen jüdischen Organisationen, so der 
Reichsvereinigung der Juden in Deutschland und der Jüdischen Kultusgemeinde 
in Prag8. Die jüdischen Funktionäre gerieten damit in eine verzweifelte Situation. 
Sie standen in absoluter Abhängigkeit von den deutschen Behörden; daran hatte 
Eichmann von Anfang an keinen Zweifel gelassen. Schon bei ihrem ersten Tref-
fen hatte er Löwenherz geohrfeigt. Ein Mitarbeiter der IKG Wien, Moritz Fleisch-
mann, erinnerte sich an die Zwangslage, in der der Vorsitzende der Gemeinde 
sich stets befand: „Löwenherz machte sich dann auf den Weg zu Eichmann, je-
der Weg zu Eichmann war für ihn ein Canossagang.“9 Zugleich versuchten die 
Mitarbeiter der Gemeinde, mit den geringen Mitteln, die ihnen noch verblieben 
waren, jüdisches Leben zu organisieren, die zunehmend verarmte Bevölkerung 
zu versorgen und zu unterstützen. Nahezu ausweglos erschien ihre Lage in Fällen 
wie dem hier Geschilderten. Sie sahen zumeist „keine Alternative zur Strategie 
der Kooperation“, um das Leben unter deutscher Herrschaft noch einigermaßen 
erträglich zu gestalten und, in einer späteren Phase, um so viele Leben wie mög-
lich zu retten. Viele von ihnen, so auch Löwenherz, hätten fliehen können, doch 

7	 Zit. nach Seev Goshen, Eichmann und die Nisko-Aktion im Oktober 1939. Eine Fallstudie zur 
NS-Judenpolitik in der letzten Etappe vor der „Endlösung“, in: VfZ 29 (1981), S. 74–96, hier 
S. 88.

8	 Zur Lage der Reichsvereinigung siehe Beate Meyer, Tödliche Gratwanderung. Die Reichsver-
einigung der Juden in Deutschland zwischen Hoffnung, Zwang, Selbstbehauptung und Ver-
strickung (1939–1945), Göttingen 2011.

9	 Zeugenaussage Moritz Fleischmann im Eichmann-Prozess, 26. 4. 1961, zit. nach David Cesara-
ni, Adolf Eichmann. Bürokrat und Massenmörder. Biografie, Berlin 2004, S. 89; Rabinovici, 
Instanzen, S. 82–85.



VfZ 4/2012

  Andrea Löw:   607 
Hilferufe aus dem besetzten Polen   607

wollten sie sich der Verantwortung nicht entziehen. Zudem bürgten jeweils ande-
re Funktionäre mit ihrem Leben für ihn10.

Josef Löwenherz formulierte Eichmann gegenüber im Oktober 1939 durch-
aus seine Bedenken angesichts der Deportationen. Er versuchte auch, den Leiter 
der Zentralstelle zu überzeugen, wenigstens Benjamin Murmelstein in Wien zu 
belassen, da er ihn dringend vor Ort bräuchte – alles vergebens. So blieb ihm 
nur noch, um das Vertrauen und Verständnis der Wiener Juden zu werben. Dabei 
setzte er zunächst auf freiwillige Meldung zum Transport, doch musste die Liste 
der nicht genügend Freiwilligen schließlich anhand der Kartei der Zentralstelle 
für jüdische Auswanderung ergänzt werden11.

Die deutschen Verantwortlichen täuschten Löwenherz auf zynische Art und 
Weise. So versicherte ihm Rolf Günther am Bahnhof bei der Abfahrt des ersten 
Zugs mit Wiener Juden, diese würden ihm noch dankbar sein, Arbeit und gute 
Verpflegung erwarte sie. Und als Löwenherz am 27. Oktober bei Eichmann vor-
stellig wurde, beruhigte ihn dieser, die ausgesiedelten Juden könnten sich eine 
neue Existenz aufbauen und würden versorgt. Er könne gern hinfahren und sich 
davon überzeugen12.

Wie groß diese Täuschung war, mussten Murmelstein und seine Kollegen vor 
Ort feststellen: Hier war nichts für die Ankunft vorbereitet. Nur wenige Wochen 
nach Kriegsbeginn wurden zahlreiche Wiener Juden aus ihrer zwar von Einschrän-
kungen und Schikanen geprägten, doch trotzdem noch vertrauten Umgebung, 
ihrer Heimat vertrieben – ins Ungewisse. Den Zusicherungen der deutschen Be-
hörden zum Trotz kamen sie ins Chaos. Es war Eichmann und seinen Männern 
nur darum gegangen, Juden loszuwerden, das hatten sie organisiert. Wie und 
wovon die Deportierten leben sollten, schien die Verantwortlichen nicht weiter 
zu interessieren, offensichtlich war der Tod zahlreicher Menschen einkalkuliert, 
zumindest kein Hindernis. Eichmann sagte dies in einer Rede vor den Mitglie-
dern des ersten Transports aus Mährisch Ostrau auch sehr deutlich. Murmelstein 
erinnerte sich nach dem Krieg an die Rede, die Eichmann einen Tag nach ihrer 
Ankunft hielt und in der er sie zum Barackenbau aufforderte und verlangte, eine 
Verwaltung des Lagers zu bilden und dessen medizinische Versorgung zu organi-
sieren. Murmelstein schreibt: „Nach der Ansprache wirft uns der Redner einen 
ironischen Blick zu, leise hinzufügend: ‚Sonst müßt Ihr sterben.‘ Die Worte sind 
eisig, der Ton aber samtig, fast freundschaftlich.“13 Die ersten in Zarzecze einge-
troffenen Juden machten sich notgedrungen daran, in dem sumpfigen Gelände 
Baracken zu errichten. Eine Krankenstation wurde in einem ehemaligen Schulge-
bäude im nahegelegenen Pysznica errichtet14.

10	 Ebenda, S. 402–411, Zitat S. 404.
11	 Vgl. Friedman, Vollständiger Bericht von Dr. Löwenherz, S. 18; auch Rabinovici, Instanzen, 

S. 200.
12	 Vgl. Friedman, Vollständiger Bericht von Dr. Löwenherz; Rabinovici, Instanzen, S. 204 f.
13	 Benjamin Murmelstein, Terezin. Il Ghetto-Modello di Eichmann, Florenz 1961, S. 5, hier zit. 

nach Rabinovici, Instanzen, S. 206.
14	 Vgl. Jonny Moser, „Nisko“. The First Experiment in Deportation, in: The Simon Wiesenthal 

Center Annual, vol. 2 (1985), S. 1–30; ders., Zarzecze bei Nisko, in: Wolfgang Benz/Barbara 
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Die SS-Männer vor Ort wiesen nur etwa 200 Wiener Juden in das Lager ein 
bzw. gestatteten ihnen, auf dem Gelände zu bleiben. Die meisten vertrieben sie 
jedoch nach einer Selektion ebenso wie die aus Kattowitz und Hunderte der aus 
Mährisch-Ostrau Deportierten in Richtung der Ende September neu festgelegten 
deutsch-sowjetischen Demarkationslinie. Sie wurden unter Schüssen davonge-
jagt, viele konnten in der Panik ihr Gepäck nicht mitnehmen. Auf tagelangen 
Märschen ließen andere irgendwann ihre Koffer zurück, da sie zu entkräftet wa-
ren, sie weiter zu schleppen, manche wurden auch Opfer von Raubüberfällen. 
Viele gelangten auf sowjetisches Territorium, wo die Behörden diejenigen, die sie 
als politisch unzuverlässig einstuften, in Lagern internierten. Die Wiener Juden, 
die sich etwa nach Lemberg (Lwów, Lviv) durchschlugen, fielen nach dem deut-
schen Überfall auf die Sowjetunion im Sommer 1941 in deutsche Hände. Andere 
irrten im Herbst 1939 tagelang durch die vom Deutschen Reich eroberten Ostge-
biete, um sich dann in verschiedenen Ortschaften notdürftig niederzulassen. In 
Ulanów, Włodawa, Zamość, Przemyśl und Bełżec waren sogenannte Exposituren 
eingerichtet worden15.

Die nun in diesen Orten lebenden Wiener Juden waren weitgehend mittellos, 
hineingeworfen in eine ihnen völlig fremde Welt, angewiesen auf die Hilfe der 
lokalen Bevölkerung, die in dieser verarmten Region oft selber kaum ein Auskom-
men hatte. Unter diesen Bedingungen mussten sie versuchen, sich und ihr Leben 
neu zu organisieren. Bald gab es in den Orten Vorsitzende der jeweiligen Wiener 
Gruppe. Dies war die Situation, in der die hier dokumentierten Briefe entstan-
den. Sie geben zum einen erschütternde Einblicke in das Leben der deportierten 
Wiener Juden, die von einem Tag auf den anderen aus ihrem bisherigen Leben 
gerissen wurden, die nichts mehr hatten, die sich plötzlich in einer Situation wie-
derfanden, in der sie kaum mehr wussten, wie sie ihre nackte Existenz sichern 
sollten. In einem Brief der etwa 40 Wiener Juden in Ulanów an die amerikanische 
Hilfsorganisation American Jewish Joint Distribution Committee (Joint)16 vom 
10. Januar 1940 wird deutlich, was das hieß: „Über die Situation der Wiener Juden 
in Ulanow ist nicht sehr viel zu sagen. Sie verschlechtert sich von einem Tag auf 
den anderen. Die jüdische Bevölkerung Ulanows ist arm und nicht in der Lage zu 
helfen, die polnische steht den Juden streng ablehnend gegenüber.“ (Dokument 
Nr. 11).

Die Lage der Wiener Juden war nicht nur von Unsicherheit geprägt. Sie fühl-
ten sich zudem von denjenigen im Stich gelassen, die sie in der Verantwortung 
sahen. Wieder und wieder wandten sie sich an die IKG Wien und baten um Hil-
fe. Ferner richteten sie Bittbriefe an die Jüdische Kultusgemeinde in Mährisch-

Distel (Hrsg.), Der Ort des Terrors. Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationsla-
ger, Bd. 9, München 2009, S. 588–596.

15	 Ebenda.
16	 Das American Jewish Joint Distribution Committee, eine Hilfsorganisation US-amerikani-

scher Juden, unterstützte vor allem Juden in Europa. Während des Kriegs bis zum amerikani-
schen Kriegseintritt organisierte es über sein Büro in Warschau Hilfsaktionen für die Juden 
in Polen. Vgl. Yehuda Bauer, American Jewry and the Holocaust. The American Jewish Joint 
Distribution Committee, 1939–1945, Detroit 1982, S. 67–106.
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Ostrau. Außerdem schrieben Sie an die Jüdische Gemeinde in Lublin, an den 
Joint – verzweifelte Hilferufe, die immer wieder verbunden waren mit der Klage 
und dem Unverständnis darüber, dass sie von der eigenen Gemeinde noch nichts 
gehört haben. Auch aus Lemberg, von den Wiener Juden also, die die Demarkati-
onslinie überschritten hatten, gelangten Telegramme und Briefe nach Wien.

Emil Eisner, der erste jüdische Lagerleiter in Zarzecze, schrieb der IKG Wien 
mehrmals mit der Bitte um Unterstützung (Dokumente Nr. 1, 3, 13), ebenso die 
Kultusgemeinde in Mährisch-Ostrau (Dokument Nr. 4). Auch der Judenrat in 
Lublin drückte sein Unverständnis aus (Dokument Nr. 10). Dabei wurden in Wien 
durchaus Versuche unternommen, den Deportierten zu helfen. Offensichtlich 
kamen Briefe erst sehr verzögert an, aus dem Januar 1940 sind mehrere Briefe 
überliefert, in denen von der späten Ankunft mancher Schreiben die Rede ist 
(Dokumente Nr. 6, 7, 8, 9); einiges ist möglicherweise auch verloren gegangen. 
Die IKG Wien bat die Gemeinde in Mährisch-Ostrau wiederholt darum, auch die 
Wiener Deportierten zu unterstützen. Sie versicherte, die dabei entstehenden 
Kosten, sobald ihnen dies genehmigt worden sei, zu erstatten. Offenbar stand die 
Wiener Gemeinde durch die Zentralstelle für jüdische Auswanderung unter er-
heblich größerer Kontrolle und unter stärkerem Druck als diejenige in Mährisch-
Ostrau. Die Kultusgemeinde in Mährisch-Ostrau durfte mit offizieller Erlaubnis 
ein Lastauto mit Lebensmitteln und warmen Decken für den Winter nach Nisko 
schicken, sie verschuldete sich, um den Deportierten helfen zu können. In Wien 
hingegen gestattete Eichmann, der die Gelder der Juden in Wien halten wollte, 
am 27. Dezember 1939 die einmalige Sendung von 2000 Reichsmark zur Unter-
stützung der Deportierten, und erst im Januar 1940 erhielt die IKG Wien die Er-
laubnis, „Liebesgabenpakete“ nach Nisko zu schicken17.

In einem Schreiben der IKG Wien vom 7. Januar 1940 an Siegmund Flieger in 
Bełżec ist die Problematik prägnant ausgedrückt: „Ich möchte den Anlass nicht 
vorüber gehen lassen, ohne wie schon so oft nachdrücklichst festzustellen, dass 
die Mitwirkung der Kultusgemeinde bei diesen Aktionen nicht ihrer Initiative 
entsprang und einzig und allein von der Absicht geleitet war, die Nominierung 
der Teilnehmer an den Transporten und die Durchführung der letzteren selbst 
unter möglichster Vermeidung von Härten zu bewirken. Dies ist uns, soweit es 
die Verhältnisse möglich machten, auch gelungen. Auf die weitere Entwicklung 
der Angelegenheit sind wir leider ganz ohne jeden Einfluss.“ (Dokument Nr. 8).

Von den Zeitgenossen wurde der Einfluss der Wiener Zwangsvertretung maßlos 
überschätzt. Löwenherz und seine Kollegen konnten hier und da die Situation 
ein wenig verändern – auf die Entwicklung im Ganzen, auf die Entscheidungen 
der Machthaber hatten sie keinen Einfluss und das demonstrierten diese ihnen 
immer wieder deutlich.

17	 Vgl. Friedman, Vollständiger Bericht von Dr. Löwenherz, S. 22 f.; Goshen, Nisko, S. 101; Lud-
mila Nesládowá, Eine Episode in der Geschichte des Dritten Reichs – Das Lager in Nisko 
und die Juden aus dem Ostrauer Gebiet, in: Hefte von Auschwitz 22 (2002), S. 343–362, hier 
S. 357.
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Handlungsspielräume der Judenräte

Dieser Konflikt ist vergleichbar mit dem zwischen den Judenräten und der Bevöl-
kerung in den Gettos in späteren Jahren. Um Schlimmeres zu verhindern, so laute-
te oftmals die Argumentation jüdischer Funktionäre, sei Kooperation notwendig. 
Dieses Muster findet sich bei den hier dokumentierten Deportationen Wiener Ju-
den im Herbst 1939, so argumentierte aber auch beispielsweise Mordechai Chaim 
Rumkowski, der Judenälteste von Litzmannstadt/Lodz, als er gemeinsam mit sei-
ner Verwaltung im Jahr 1942 die Juden auswählen musste, die aus dem Getto de-
portiert werden sollten – diese Transporte gingen in das Vernichtungslager Kulm-
hof (Chełmno), wo die Juden unmittelbar nach ihrer Ankunft ermordet wurden. 
Rumkowski war stets davon ausgegangen, dass er das Getto und seine Bewohner 
retten könnte, wenn diese für die deutschen Besatzer arbeiteten. Mit Beginn der 
Deportationen sah er die Mitwirkung seiner Verwaltung an den Deportationen als 
eine Art Schadensbegrenzung. Anfangs gelang es ihm sogar, und dies schien seine 
Sichtweise zu bestätigen, die geforderte Zahl zu Deportierender herunterzuhan-
deln. Dies war freilich nur ein temporärer und scheinbarer Erfolg18.

Die Einflussmöglichkeiten der Judenräte waren äußerst begrenzt, wie weitere 
bekannte Beispiele demonstrieren. Der Vorsitzende des Judenrats in Warschau, 
der Ingenieur Adam Czerniaków, hatte bei seiner Ernennung zum Vorsitzenden 
der Gemeinde im September 1939 noch in sein Tagebuch geschrieben: „Eine his
torische Rolle im belagerten Warschau. Ich werde mich bemühen, ihr gerecht zu 
werden.“19 Doch konnte er dieser Rolle im Grunde gar nicht gerecht werden. Bis 
zum Sommer 1942 versuchte er unter katastrophalen Bedingungen, das Leben im 
größten von den Nationalsozialisten eingerichteten Getto zu lenken. Als diese von 
ihm forderten, die am 22. Juli 1942 beginnenden Deportationen der Warschauer 
Juden in das Vernichtungslager Treblinka zu organisieren, nahm er sich das Le-
ben. An der Deportation in den Tod änderte dies freilich nichts20.

In Krakau wiederum, der Hauptstadt des im Oktober 1939 gebildeten General-
gouvernements, setzte sich der erste Judenrats-Vorsitzende, Marek Bieberstein, 
eine anerkannte und geschätzte Persönlichkeit, derart für die jüdische Bevölke-
rung ein, dass er schon im Sommer 1940 inhaftiert wurde. Er hatte versucht, mehr 
Juden als vorgesehen ein Bleiberecht in Krakau zu erkaufen, und begründete 
dies so: „Ich war mir der Ungesetzlichkeit meiner Handlungsweise bewußt. […] 
Wenn ich trotzdem bewußt dagegen gehandelt habe, so habe ich das deshalb ge-
tan, weil ich glaubte, auf diese Weise meinen jüdischen Rassegenossen am besten 
als Obmann helfen zu können.“21 Bieberstein wurde zu 18 Monaten Haft verur-

18	 Vgl. Michal Unger, Reassessment of the Image of Mordechai Chaim Rumkowski, Jerusalem 
2004; Andrea Löw, Juden im Getto Litzmannstadt. Lebensbedingungen, Selbstwahrneh-
mung, Verhalten, Göttingen 2006.

19	 Im Warschauer Getto. Das Tagebuch des Adam Czerniaków 1939–1942, München 1986, S. 4.
20	 Zur Biografie vgl. Marcin Urynowicz, Adam Czerniaków. Prezes getta warszawskiego, Warsza-

wa 2009.
21	 Abgedruckt in: Andrea Löw/Markus Roth, Juden in Krakau unter deutscher Besatzung 

1939–1945, Göttingen 2011, S. 37 f., hier S. 38.
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teilt, im Juni 1941 in ein Gefängnis in Tarnów verlegt und Ende Juli 1942 schwer 
herzkrank ins Krakauer Getto entlassen. Bei dessen Auflösung kam er ins Lager 
Plaszow22, wo er 1944 ermordet wurde. Zu seinem Nachfolger als Vorsitzender des 
Judenrats bestimmte der Krakauer Stadthauptmann im Herbst 1940 den Anwalt 
Artur Rosenzweig. Dieser zeigte sich aber im Juni 1942 bei den Deportationen in 
das Vernichtungslager Belzec nicht kooperativ genug und wurde daraufhin selbst 
deportiert und ermordet. An seine Stelle trat Dawid Gutter, der die deutschen 
Anweisungen offensichtlich eifrig umsetzte. Dies war, das hat Aharon Weiss in sei-
nen Forschungen belegt, ein typisches Muster: Er unterscheidet erste, zweite und 
dritte Judenräte. Letztere wurden von Überlebenden fast ausnahmslos negativ 
beurteilt23.

Hier ist nicht der Ort, um die verschiedenen Handlungsweisen von Judenräten 
im deutsch besetzten Europa angemessen darzustellen, zu groß waren die Un-
terschiede, und es gab durchaus auch Vorsitzende, die von Anfang an eng mit 
dem Widerstand zusammenarbeiteten und in der Bevölkerung geschätzt wurden. 
Nur so viel: Das Wirken der Judenräte wurde nach dem Krieg sehr kontrovers 
diskutiert. Lange Zeit ging es hierbei um den Vorwurf der Kollaboration, darum, 
dass Juden die Deutschen bei der Durchführung ihrer mörderischen Politik noch 
unterstützt bzw. diese zumindest erleichtert hätten. Seit den 1970er Jahren wird 
genauer nach den Handlungsoptionen, Interpretationen und Intentionen der 
Judenräte gefragt und betont, die Geschichte der Judenräte könne nicht allein 
von ihrem Ausgang her betrachtet werden. In der Tat gingen die Strategien der 
Judenräte nicht auf – doch konnten sie dies wissen? Yehuda Bauer betont „das un-
lösbare Dilemma, vor dem diese Judenräte standen“. Dies trifft es sehr gut, denn 
letztlich mussten sie scheitern, da Überleben in dem System, innerhalb dessen 
zu agieren sie gezwungen waren, gar nicht vorgesehen war. Es war kaum möglich, 
den Interpretationsrahmen zu entziffern und „richtig“ zu handeln24.

22	 Wenn es um von den Deutschen eingerichtete Lager geht, wird in dieser Einleitung die 
Schreibweise ohne polnische Schriftzeichen benutzt, um die Lager von den polnischen Ort-
schaften abzugrenzen.

23	 Vgl. Aharon Weiss, Jewish Leadership in Occupied Poland – Postures and Attitudes, in: Yad 
Vashem Studies 12 (1977), S. 335–365; Löw/Roth, Juden, S. 38 u. S. 140 f.

24	 Yehuda Bauer, Die dunkle Seite der Geschichte. Die Shoah in historischer Sicht. Interpre-
tationen und Re-Interpretationen, Frankfurt am Main 2001, S. 166. Vgl. etwa Isaiah Trunk, 
Judenrat: The Jewish Councils in Eastern Europe under Nazi Occupation, New York 1972; 
Weiss, Leadership; Yisrael Gutman/Cynthia J. Haft (Hrsg.), Patterns of Jewish Leadership in 
Nazi Europe 1933/45 (Proceedings of the Third Yad Vashem International Historical Con-
ference, Jerusalem, April 1977), Jerusalem 1979. Als Überblick über die umfangreiche Lite-
ratur zum Thema vgl. ebenfalls Dan Michman „Judenräte“ und „Judenvereinigungen“ unter 
nationalsozialistischer Herrschaft. Aufbau und Anwendung eines verwaltungsmäßigen Kon-
zepts, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 46 (1998), S. 293–304, und Freia Anders/
Katrin Stoll/Karsten Wilke (Hrsg.), Der Judenrat von Białystok. Dokumente aus dem Archiv 
des Białystoker Ghettos 1941–1943, Paderborn u. a. 2010.
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Die Briefe

Im hier dokumentierten Fall war es die Zentralstelle für jüdische Auswanderung 
in Wien, die die jüdischen Funktionäre in eine Situation brachte, in der jede Ent-
scheidung, jede Handlungsweise, auf Kritik zumindest von Teilen der jüdischen 
Bevölkerung stoßen musste. Dieses Muster zieht sich durch die gesamte spätere 
Verfolgungsgeschichte. So wie die Israelitische Kultusgemeinde Wien ein Modell 
für spätere Judenräte war, nahmen die Konflikte in Wien im Herbst 1939 das Di-
lemma der Judenräte bei den Deportationen in die Vernichtungslager vorweg. 
Die hier vorgestellten Briefe dokumentieren den ersten großen Konflikt zwischen 
den jüdischen Funktionären und den Angehörigen ihrer Gemeinde angesichts 
der Organisation einer angeordneten Deportation. Sie zeigen jedoch auch auf 
eindrucksvolle Weise, in welch ausweglose Lage mehrere Hundert Wiener Juden 
direkt nach Kriegsbeginn gebracht wurden: Fern von der Heimat, ohne ihre An-
gehörigen, dabei voller Ungewissheit über ihr Schicksal, mussten sie versuchen, 
notdürftig ihr Leben zu organisieren, wobei es zunächst um die bloße Sicherung 
der Existenz ging.

Das Beispiel dieser Deportationen und vor allem das Ende des Barackenlagers 
in Zarzecze führen zudem deutlich vor Augen, wie undurchsichtig die Situation 
im Herbst 1939 und Frühjahr 1940 war und wie verwirrend dies für die betrof-
fenen Juden gewesen sein muss, denn sie durften – nachdem Juden aus Pommern 
im Februar 1940 in den Distrikt Lublin deportiert worden waren – in ihre Heimat 
zurückfahren. Das Barackenlager in Zarzecze wurde im April 1940 aufgelöst. Die 
etwa 500 Überlebenden, darunter auch 198 Wiener Juden, durften, mit in Krakau 
ausgestellten Entlassungsbescheinigungen versehen, mit dem Zug nach Hause zu-
rückfahren. Darunter waren auch die Verfasser der hier zitierten Briefe, die in 
anderen Ortschaften untergekommen waren. Sie waren aufgefordert worden, sich 
registrieren zu lassen und sich wieder in Zarzecze einzufinden, um mit den dort 
Inhaftierten nach Nisko zu gehen und dort in den Zug zu steigen25.

Die meisten von ihnen wurden später von Wien aus „in den Osten“ deportiert. 
Bereits im Frühjahr 1941 verschleppten die deutschen Machthaber etwa 5000 
Juden aus Wien in das Generalgouvernement, bevor im Herbst 1941 die syste-
matische Deportation der deutschen, österreichischen und tschechischen Juden 
begann26.

Die Dokumentation präsentiert eine Auswahl der Briefe in chronologischer 
Reihenfolge. Fehler und Schreibweisen wurden wie im Original belassen, auch 
wenn dadurch polnische Städtenamen falsch bzw. ohne polnische Sonderzeichen 
wiedergegeben sind. Einzig „Ae“, „Ue“ und „Oe“ wurden der besseren Lesbarkeit 
wegen in Umlaute geändert. Adressen und Briefköpfe werden nicht angegeben. 

25	 Vgl. Goshen, Nisko, S. 103; Moser, Zarzecze bei Nisko, in: Benz/Distel (Hrsg.), Der Ort des 
Terrors, Bd. 9, S. 595.

26	 Diese ist umfassend dokumentiert bei Alfred Gottwaldt/Diana Schulle, Die „Judendeporta-
tionen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945. Eine kommentierte Chronologie, Wiesbaden 
2005.
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Mit einer gekennzeichneten Ausnahme stammen die Briefe sämtlich aus einer 
einzigen Akte. Die Originaldokumente werden derzeit in den Central Archives for 
the History of Jewish People in Jerusalem aufbewahrt. Die Verfasserin konnte die 
hier benutzten Mikrofilme im Archiv der IKG Wien einsehen27.

Dokument Nr. 1

Der Lagerleiter in Zarzecze wendet sich an die IKG Wien

Nisko, 7. Dezember 1939

Die Teilnehmer der ersten und zweiten Wiener Transportes haben ihre Doku-
mente während der Reise an das Transportkommando abgegeben und dieselben 
bis jetzt nicht zurückerhalten. Unsere Rückfrage, sowohl hier28, als auch in Nisko 
nach dem Verbleib der Dokumente ist bisher resultatlos geblieben und es wurde 
mir von einem der Wiener Lagerinsassen mitgeteilt, dass nach seinen Informatio-
nen die Dokumente wieder zurück nach Wien geschickt worden sind.

Ich bitte Sie daher die Angelegenheit zu untersuchen und uns mitzuteilen, wo 
sich die Dokumente befinden; sind sie wirklich in Wien, würde ich dieselben 
dann für die hier befindlichen Wiener ansprechen29.

Bei dieser Gelegenheit erlaube ich mir Ihnen folgendes mitzuteilen:

Ich hatte die Genugtuung, gestern, am Vorabend des Chanuka-Festes, den Ost-
rauer Insassen des Lagers 2 sehr herzliche Briefe der M.Ostrauer Kultusgemeinde 
vorzulesen und dadurch zur Hebung der Festesfreude beizutragen, ganz zu schwei-
gen von den Liebesgaben, die zufällig am gleichen Tage zur Verteilung gelangen 
konnten, – selbstverständlich genau so an die Wiener, wie an die M.Ostrauer.

Ich weiss, dass die Wiener Kultusgemeinde und auch die Angehörigen der hie-
sigen Wiener heute nicht in der Lage sind, materiell dasselbe zu leisten, wie die 
Kultusgemeinden des Protektorats30 und es werden daher – wie bereits erwähnt – 

27	 Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2747. In anderen Akten dieses Bestandes fin-
den sich vereinzelt weitere Briefe und Dokumente, die im Zusammenhang mit diesen Depor-
tationen stehen. Einzelne Dokumente aus dem Bestand Jerusalem des Archivs der IKG Wien 
wurden in den bereits erschienen Bänden des Editionsprojekts VEJ gedruckt, nicht jedoch 
die hier dokumentierten. – Die Verfasserin dankt Susanne Uslu-Pauer und David Forster vom 
Archiv der IKG Wien für ihre Hilfe bei den Recherchen für diesen Artikel.

28	 Gemeint ist das Lager in Zarzecze bei Nisko.
29	 So im Original.
30	 Gemeint ist das im März 1939 errichtete „Protektorat Böhmen und Mähren“.



VfZ 4/2012

614   Dokumentation

die Wiener in Verpflegung und Ausrüstung in keiner Weise von uns den Ostrauer 
Leuten gegenüber zurückgesetzt31.

Gerade deswegen aber wäre es gut, wenn die Leute das Gefühl hätten, wenigstens 
moralisch von den in der Heimat Verbliebenen nicht vergessen zu sein; dazu wäre 
es bloss notwendig, dass Sie ab und zu ein paar herzliche Worte an die jüdische 
Lagerleitung richten würden; ich würde mit besonderer Freude den Angehörigen 
der Wiener Kultusgemeinde solche Grüsse verdolmetschen.

Ich kann Ihnen den Vorwurf nicht ersparen, dass dies bis jetzt nicht geschehen 
ist und ich hier die sehr undankbare Aufgabe auf mich nehmen muss, die Wiener 
Kultusgemeinde den hiesigen Lagerinsassen gegenüber in Schutz zu nehmen. 
Die nicht besonders gute Stimmung der Wiener ist nicht zuletzt auf dieses Verhal-
ten der Wiener Kultusgemeinde zurückzuführen.

Sie werden es mir nicht übel nehmen, wenn ich meiner Überzeugung offen Aus-
druck gebe, es geschieht dies im Interesse Ihrer Angehörigen.

Beste Grüße
Schalom
Für die jüdische Lagerleitung:
Eisler32.

Dokument Nr. 2

Siegmund Flieger bittet die IKG Wien aus Belzec um Hilfe

Belzec den 13. 12. 1939
Sehr geehrter Herr Amtsvorstand!33

Als ehemaliger Angestellter der K.[ultus]G.[emeinde] und jetziger Leiter einer 
Gruppe von 35 Wienern, die infolge der von Ihnen eingeleiteten Polenaktion, 
hierher verschlagen wurden, gestatte ich mir Sie sehr geehrter Herr Amtsvor-
stand, um Ihre Hilfe zu bitten.
Wir haben bereits früher uns an die verschiedensten Stellen der K.G. um Hilfe ge-
wandt, doch hatte diese bis jetzt nicht einmal ein Antwortschreiben als notwendig 

31	 Die Gemeinde in Mährisch-Ostrau durfte die Deportierten mit Lebensmitteln und Decken 
unterstützen.

32	 Emil Eisler (*1887), der erste jüdische Lagerleiter in Zarzecze, war zuvor im Witkowitzer Ei-
senwerk VHHT (Vítkovické horní a hutní těžířstwo) tätig, seit 1920 war er Leiter des Rohstoff-
ankaufs, wurde später Oberinspektor; er konnte im Frühjahr 1940 nach Schweden emigrie-
ren, wo er den Krieg überlebte.

33	 Der Brief ist sowohl in einer handschriftlichen als auch in einer abgetippten Fassung in der 
Akte.
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befunden. Wir kamen hieher nach mehr als 500 km Märschen durch die unweg-
samsten und unpassierbaren Gebieten Polens. Wir sind ohne jedwede Mittel, da 
wir auf der Reise unser gesamtes Gepäck sowie all unser Bargeld verloren haben. 
Unsere Leute sind krank, durch Hunger und Strapatzen vollständig entkräftet, 
wir hungern und frieren ohne warme Wäsche und leben unter einer Bevölkerung, 
die uns unfreundlich gegenübersteht und von der wir nicht nur keine Unterstüt-
zung zu erwarten haben, sondern die uns überdies fortlaufend Hindernisse in 
den Weg legt. Wir können weder vor noch zurück, da alle Grenzen für uns herme-
tisch abgeschlossen sind.

Gleichzeitig teile ich noch mit, dass meine Frau Ernestine Flieger34 sich seit fünf 
Wochen im 10. Bezirk befindet und würde ich bitten, da ich ihr nicht helfen kann, 
Herr Amtsvorstand möge die Güte haben ihr etwas zukommen zu lassen.

Und eben in dieser Notlage erbitte ich im Namen von 35 Kollegen, nein fordere 
ich Ihre Hilfe. Wir können nichts für unsere gegenwärtige Situation und können 
nicht mehr weiter. Die Ostrauer Gemeinde sorgt für ausreichende Unterstützung 
ihrer Mitglieder hier und steht Ihnen nach unseren Vorbesprechungen als Mitt-
lerin zur Verfügung.

Rascheste Hilfe ist unbedingte Notwendigkeit, um eine Katastrophe zu verhindern.

Wir bitten wenigstens einen kleinen Teilbetrag von mindestens RM 30.- per Per-
son auf raschestem möglichst telegrafischem Wege an die Adressen:

Siegmund Flieger – Wilhelm Glaser – Edmund Sternlieb – Hans Einhorn

Abholpostamt Tomaszów-Lubelski Polen

Diese Leute besitzen noch ihre Papiere		  abzusenden.

Ich danke Ihnen im Voraus für Ihre Bemühungen und zeichne

hochachtungsvoll
Siegmund Flieger m.p.35 
ehem. Mittelstandsküche II. Rotensterng. 31
Ich bin freiwillig mitgegangen36.

34	 Ernestine Flieger (*1902), Hausfrau, wurde am 1. 4. 1943 nach Theresienstadt, von dort am 
6. 10. 1944 nach Auschwitz deportiert und ist dort vermutlich umgekommen.

35	 Siegmund Flieger (*1902), Kellner, kehrte im Frühjahr 1940 aus dem Distrikt Lublin 
nach Wien zurück, wurde am 1. 4. 1943 nach Theresienstadt, von dort am 28. 9. 1944 nach 
Auschwitz und am 26. 2. 1945 ins KL Mauthausen deportiert.

36	 Dem Brief ist eine Namensliste mit 35 aus Wien deportierten Juden beigefügt.
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Dokument Nr. 3

Der Lagerleiter in Zarzceze wendet sich erneut an die IKG Wien

Zarzecze, 14. Dezember 1939
Auf meine zahlreichen Berichte, Anfragen und Anregungen habe ich bisher von 
Ihnen keine Antwort erhalten. Heute erlaube ich mir, Ihnen folgendes zu berich-
ten:

Durch die Kultusgemeinde M.Ostrau als auch direkt erhielten wir Nachricht da-
rüber, dass in Lublin, Tomaszow-Lub., Belsec etz. Gruppen von Juden aus dem 
Protektorat, Wien etz. sich befinden, deren Lage ausserordentlich traurig ist und 
die daher rascher und ausgiebiger Hilfe bedürfen.

Wir haben infolgedessen 2 unserer Herren mit Bewilligung des Lagerkomman-
dos in die erwähnten Orte geschickt, damit sie persönlich mit den dortigen 
Leuten Fühlung nehmen und feststellen, in welcher Weise ihnen am besten zu 
helfen wäre. Nach einer sehr anstrengenden Reise kamen die beiden Herren /
Heinrich Krämer37, der Bruder des Vorstandes der Ostrauer Kultusgemeinde, 
Salo Krämer38, sowie Dr. Hans Wechsberg39/ von ihrer Informationsfahrt zurück 
und mussten uns leider bestätigen, dass die Nachrichten über die Lage unserer 
Freunde in keiner Weise übertrieben war und sofortige Hilfe not tut.

Mit der jüdischen Kultusgemeinde Lublin haben die Genannten ebenfalls ge-
sprochen, doch sind die Mittel dieser Korporation vollständig erschöpft und sie 
kann praktisch für fremde Juden nichts mehr tun. Der Kultusvorsteher, H. Dr. 
Alten40, bittet uns, Sie daran zu erinnern, dass die Vertreter der Wiener Kultusge-
meinde bei ihrem stzg. Aufenthalt in Lublin in Aussicht gestellt haben, dass von 
Ihnen aus Mittel zur Unterstützung der emigrierten Juden zur Verfügung gestellt 
werden werden.

37	 Heinrich Krämer (1895–1945) unterhielt vor der Errichtung des Protektorats mit seinem 
Bruder Salo einen Gemischtwarenladen, wurde am 13. 7. 1943 von Prag nach Theresienstadt 
und von dort am 29. 9. 1944 nach Auschwitz und von dort nach Dachau deportiert; kam am 
17. 1. 1945 im Lager Kaufering ums Leben.

38	 Siehe Anm. 45.
39	 Der Arzt Dr. Hans Wechsberg (1913–1998) arbeitete im städtischen Krankenhaus in Mährisch-

Ostrau, bevor er nach Nisko gebracht wurde. Er wurde von Mährisch-Ostrau am 30. 9. 1942 
nach Theresienstadt, von dort am 28. 9. 1944 nach Auschwitz, im Januar 1945 nach Buchen-
wald deportiert, seine Befreiung erfolgte in Rensdorf; nach dem Krieg emigrierte er nach 
Israel, wo er als Arzt arbeitete.

40	 Dr. Marek Alten (1885–1942) war im Ersten Weltkrieg Offizier der österreichisch-ungari-
schen Armee, bis 1939 Aktivist der Zionistischen Organisation in Lublin. 1939–1942 stellv. 
Vorsitzender des Judenrats in Lublin und Leiter der Jüdischen Sozialen Selbsthilfe (JSS) im 
Distrikt Lublin, seit Ende März 1942 Vorsitzender des Judenrats; er wurde im November 
1942 erschossen.
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Bisher ist diese Zusage nicht nur nicht eingehalten worden, sondern die Isra-
elitische Kultusgemeinde in Wien hat überhaupt nichts von sich hören lassen, 
während die Ostrauer Kultusgemeinde sich nach Lublin mit der Bitte gewendet 
hat, den Ostrauer Juden in der Stadt selbst sowie in den weiteren Orten nach 
Möglichkeit zu helfen; ein Ersatz des aufgewendeten Geldes durch die Ostrauer 
Kultusgemeinde ist ebenfalls in Aussicht gestellt worden; sollte der Transfer nicht 
möglich sein, werden von uns der Kultusgemeinde in Lublin gewisse Beträge zur 
Verfügung gestellt werden, schon um den guten Willen zu zeigen.

Ebenso haben unsere beiden Delegierten versucht, mit bescheidenen Geldmit-
teln die ersten dringendsten Nöte unserer Leute zu mildern; weitere Geldmittel 
u.z. Zl. 60.- pro Mann sind uns gestern durch persönliche Vermittlung des H. 
Kommissar Russ von der Ostrauer Geheimen Staatspolizei überbracht worden. 
Wir werden nun unseren Leuten in Lublin und Tomaszow etz. diese Beträge über-
mitteln und dadurch wieder für eine gewisse Zeit die Not lindern.

Die Herren Krämer und Wechsberg haben festgestellt, dass die in der beil. Liste 
angeführten Wiener41 sich in den genannten Orten befinden. Die Leute sind in ei-
ner gleich traurigen wie die unseren und bilden, – wie unsere Delegierten lobend 
hervorheben, – eine ausserordentlich disziplinierte und in bester Kameradschaft 
lebende Gruppe, die alles, was sie besitzt, uneigennützig untereinander aufteilt. 
Leider ist es uns bei unseren bescheidenen Mitteln nicht möglich, die uns von der 
Ostrauer Kultusgemeinde gesandten Mittel auch für Ihre Leute zu verwenden; 
dieselben haben unsere Delegierten gebeten, nach Wien über ihre Situation zu 
berichten und Sie dringend zu bitten, in gleicher Weise helfend einzugreifen, wie 
die Ostrauer Kultusgemeinde.

Ich betone, dass unter den hiesigen Verhältnissen – das werden Ihnen ja Ihre 
Herren, die hier waren42, bestätigen – mit ziemlich bescheidenen Mitteln recht 
ausgiebig geholfen werden kann; wenn Sie daher Ihren Leuten helfen wollen, so 
wird es sich nur um Beträge handeln, die sicher aufgebracht werden können und 
für die der Transfer hieher ohne allzu grosse Schwierigkeiten durchgesetzt wer-
den kann.

Ich bitte dringendst im Namen Ihrer Landsleute um rasche Hilfe. Bei dieser 
Gelegenheit wiederhole ich neuerdings, dass wir von Ostrau regelmässig und 
ausgiebig sowohl mit Liebesgaben an Einzelne, als auch für die Gesamtheit /Sa-
nitätsmaterial, Rauchmaterial, Taschenlampen etz./ versehen werden. Selbstver-
ständlich werden die sich im hiesigen Lager befindlichen Wiener in keiner Weise 
benachteiligt, sondern vollständig gleich mit unseren Leuten beteilt. Trotzdem 

41	 Ein „Verzeichnis der sich in Belsec befindlichen Wiener“ liegt in der Akte.
42	 Berthold Storfer, Mosche Grün, Benjamin Murmelstein und Julius Boschan von der IKG 

Wien waren im Oktober 1939 auf deutsche Anordnung zunächst nach Mährisch-Ostrau, von 
dort nach Nisko bzw. Zarzecze gereist. Sie kehrten später nach Wien zurück.
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würde ich Sie sehr bitten, schon aus moralischen Gründen auch etwas für Ihre 
hier befindlichen ca. 50 Leute zu tun und sich eventuell diesbezüglich mit der M. 
Ostrauer Kultusgemeinde ins Einvernehmen zu setzen.

Schalom
Für die jüdische Lagerleitung
Eisler

Dokument Nr. 4

Die IKG Mährisch-Ostrau bittet die IKG Wien um Zusammenarbeit

	 Mähr.-Ostrau, den 21. 12. 193943

Es dürfte Ihnen bekannt sein, dass unsere Kultusgemeinde an das Umsiedlerlager 
in Nisko Sanitätsmaterial für annähernd RM 40.000.- bereits abgegeben hat.

Das in Nisko befindliche sanitäre Material wird an alle Juden, die es benötigen, 
abgegeben, gleichgültig, ob es sich um Ostrauer, Wiener oder andere handelt. 
Das jüdische Lagerkommando fordert die Zusendung von weiterem Sanitätsma-
terial an und wir fragen Sie an, ob Sie in der Lage sind, uns einen Teil des ange-
forderten Materials zur Verfügung zu stellen. Wir haben bei der Besorgung von 
Sanitätsmaterial Schwierigkeiten und nehmen an, dass es Ihnen möglich sein 
wird, uns auszuhelfen, dies umsomehr, als ja Ihre Angehörigen von uns bisher in 
reichstem Masse versorgt wurden.

In Frage käme in erster Linie Verbandsstoff, Jod, Alkaloide, Kampfer, Kakaobutter 
und eine grössere Anzahl von Präparaten, die wir Ihnen angeben werden, wenn 
wir Ihr prinzipielles Einverständnis erhalten haben.

Da wir anfangs Jänner das Material hinaussenden, bitten wir um rascheste Rück-
antwort44 und begrüssen Sie mit

treujüdischem Schalom 
Salo Krämer45 
Vorsitzender der israel. Kultusgemeinde

43	 Eingangsstempel: 24. 12. 1939.
44	 Siehe Dokument Nr. 6.
45	 Salo Krämer (1899–1944) betrieb vor der Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren 

gemeinsam mit seinem Bruder Heinrich einen Gemischtwarenladen. Er war Vorsitzender 
der Kultusgemeinde in Mährisch-Ostrau, bis er vermutlich Ende 1940 nach Prag umzog, wo 
er als Leiter der Treuhandstelle arbeitete. Am 15. 7. 1943 nach Theresienstadt, wo er Mitglied 
des Ältestenrats war, und am 4. 10. 1944 nach Auschwitz deportiert. Er wurde für tot erklärt.
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Dokument Nr. 5

Erich John46 wendet sich aus Deutsch-Przemysl an Josef Löwenherz47

Deutsch-Przemysl, 2. Jänner 194048

Gestatten Sie mir, dass ich im Namen von 21 Kameraden, mich in einigen für 
uns lebenswichtigen Fragen, an Sie wende und Sie bitte, mir diese umgehend zu 
beantworten.

Vorausschicken möchte ich, dass ich hier, als von der Gestapo eingesetzter Ältes
tenrat fungiere und zwar über die hier ansässigen und zugewanderten Juden. Dies 
jedoch nur zu meiner Legitimierung.

Von den hier zugewanderten 37 Wienern, die durchwegs mit dem 2. Transport 
nach Polen kamen, befinden sich derzeit nur mehr 21 hier. Dies sind zum Gross
teil kranke und ältere Leute.

Die Situation war für uns bereits unhaltbar geworden, da wir sämtlicher Mittel 
und unseres Gepäckes verlustig waren. In diese verzweifelte Situation platzte nun 
die Nachricht von den an Herrn Prof. Eisler gesandten Zl. 4000.- durch die K.G. 
Wien. Ich fuhr hierauf mit Bewilligung und Schutz der Gestapo nach Nisko und 
wurde dort mit besonderer Liebenswürdigkeit empfangen. Herr Prof. Eisler hatte 
die Güte a Cto der Wiener Sendung mir einen Betrag von Zl. 600.- auszufolgen, 
den ich nach Massgabe der Notwendigkeit hier verteile.

Dieser Betrag schützt uns für etwa 15 Tage vor dem Hunger, da wir bei den hohen 
Mietpreisen täglich für ein Strohlager oder ein Bett für 2, 19 Zl. zu entrichten 
haben. Wir hoffen mit dem in Summa auf uns zukommenden Betrag ca. 1 Monat 
aushalten zu können.

Die bange Frage ist nun: „Was dann?“

Sie wissen sicher, dass wir in den 2 Monaten unserer Polenfahrt grosse Strapazen 
und riesige Entbehrungen zu ertragen hatten.

46	 Erich John (1895–1942), Buchhalter und Elektrotechniker, gelangte im Frühjahr 1940 zu-
rück nach Wien. Am 20. 5. 1942 wurde er von dort nach Maly Trostinec deportiert und dort 
wenige Tage später ermordet.

47	 Josef Löwenherz (1884–1960) war von 1918 an Rechtsanwalt in Wien, 1924–1937 Vizeprä-
sident der IKG Wien, danach bis 1942 Amtsdirektor, im Mai 1938 von Eichmann mit der 
Neuorganisation der Jüdischen Gemeinde Wien beauftragt, nach deren Auflösung zum Ju-
denältesten in Wien ernannt. 1945 von sowjet. Soldaten wegen Kollaboration verhaftet, nach 
drei Monaten entlassen, lebte danach in New York.

48	 Handschriftlicher Brief.
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Da wir trotz unseres Wegseins uns, so wie die Ostrauer und Kattowitzer Kollegen 
zu ihrer, zur Wiener K.G. verbunden fühlen, bitten wir Sie uns, so wie es auch die 
Ostrauer und Kattowitzer K.G. praktiziert, als zu Ihnen gehörig zu betrachten.

In diesem Sinne bitten wir Sie nun um die Beantwortung folgender Fragen:

1.) Besteht die Möglichkeit, dass Sie wegen Rückgabe der uns in Ostrau abgenom-
menen Dokumente intervenieren?

2.) Interessiert sich die K.G. um die Beschaffung einer Ausreisemöglichkeit für 
die in Polen weilenden Wiener Juden?

3.) Ist es der K.G., so wie es die Ostrauer und Kattowitzer K.G. praktiziert, mög-
lich, uns bis zur Ausreise den Lebensunterhalt zu gewähren?

4.) Besteht die Möglichkeit, dass die K.G. eine Bewilligung zur Hersendung von in 
Wien zurückgelassenen Kleider[n] und Wäschestücken einiger Kollegen erhält?

Herr Prof. Eisler hat mir, da er die desolaten Zustände unserer Bekleidung kennt, 
in einigen Tagen Wäschestücke aus dem Lager Zarzecze zugesagt. Schuhe, die wir 
bei der abnormen Kälte dringend benötigen, da unsere durch die langen Mär-
sche kaput[t] sind, sind nicht vorhanden. Ebenso Ohrenschützer und Fäustlinge. 
Letztere sind hier auch käuflich nicht zu erwerben.

Ich bitte Sie nun, uns eine Anzahl von Schuhen, es wären dringend 12 Paare erfor-
derlich, ebenso 21 Paar Ohrenschützer und 21 Paar Fäustlinge zu spenden.

Die Sachen müssten bis 13 ds. in Ostrau sein, da zu dieser Zeit einer der Herren 
ins Lager kommt, um derartige Gegenstände der Ostrauer K.G. zu überbringen.

Ferner bitte ich Sie um eine event. Transferierung meiner Gruppe in das Lager zu 
intervenieren.

Ich habe über all diese Dinge mit Herrn Prof. Eisler gesprochen, der mir natür-
lich Ratschläge erteilen konnte.

Unsere Situation hier ist sicher sehr prekär, ich bitte Sie daher zu unserer Ori-
entierung und Beruhigung um umgehende Beantwortung meiner Fragen49 und 
Erledigung meiner Bitte.

	 Mit Schalom
	 Ihr ergebener
	 Erich John

49	 Siehe Dokument Nr. 7.



VfZ 4/2012

  Andrea Löw:   621 
Hilferufe aus dem besetzten Polen   621

Es wären erforderlich an Schuhen:
3 Paar	 No 40
4 ”	 ” 41
2 ”	 ” 42
2 ”	 ” 43
2 ”	 ” 44
1 ”	 ” 39

Dokument Nr. 6

Die IKG Wien antwortet der IKG Mährisch-Ostrau

6. Jänner 1940
Sehr geehrter Herr!

Zurückkommend auf Ihr geschätztes Schreiben vom 21.Dez.l.J.50 betreffend Sani-
tätsmaterial für das Umsiedlungslager in NISKO beehren wir uns mit Rücksicht 
auf verschiedene uns zugekommene Mitteilungen anzufragen, ob die Sache noch 
gegenständlich ist. Wir unternahmen zwar sofort nach Einlangen Ihres Schrei-
bens die erforderlichen Schritte, um Ihrem Ersuchen zu entsprechen, doch be-
stehen diesbezüglich nicht in uns gelegene grundsätzliche und sachliche Schwie-
rigkeiten.

Wie erhielten heute den in Abschrift mitfolgenden Brief51 und werden uns selbst-
verständlich wegen der dortselbst angegebenen Wünsche alles in unserer Kraft 
stehende tun. Da wir jedoch nicht wissen, ob wir die Möglichkeit haben werden, 
alles zu erfüllen bezw. die Genehmigung hiefür rechtzeitig zu erlangen, bitten wir 
Sie, alles, was in Ihrer Möglichkeit liegt, im vollen Umfang auch den 21 Personen, 
um die es sich in dem Schreiben handelt, zuzuwenden und sie in fürsorgerischer 
Beziehung den Angehörigen Ihrer Gemeinde gleichzustellen.

Wir werden nachdrücklichst alle Schritte unternehmen, damit wir ehemöglichst 
in die Lage kommen, Ihnen alle für unsere Gemeindemitglieder zugewendeten 
Beträge oder Naturalien in vollem Umfang zu ersetzen.

Wir danken Ihnen bestens für alles, was Sie für unsere Gemeindemitglieder tun 
können und bitten Sie, ihnen mitzuteilen, dass wir an ihrem Ergehen herzlichst 
Anteil nehmen und alles tun werden, um ihr Los zu erleichtern.

	 Mit dem Ausdrucke vorzüg-
licher Hochachtung

50	 Siehe Dokument Nr. 4.
51	 Siehe Dokument Nr. 5.



VfZ 4/2012

622   Dokumentation

Dokument Nr. 7

Die IKG Wien antwortet Erich John

	 7. Jänner 1940
Sehr geehrter Herr John,

In vorläufiger Beantwortung Ihres Schreibens vom 2.ds.52 möchten wir Ihnen zu-
nächst die Versicherung geben, dass wir Ihr und Ihrer Kameraden Schicksal mit 
herzlicher Anteilnahme verfolgen und gerne alles tun wollen, was zur Erleichte-
rung Ihres Lebens dienen kann. Leider bestehen diesbezüglich soviel Schwierig-
keiten, dass es nicht leicht ist, Ihren Wünschen überhaupt und mit der gebotenen 
Raschheit zu entsprechen.

Wir haben uns wegen der erforderlichen Genehmigungen sofort mit den zu-
ständigen behördlichen Stellen in Verbindung gesetzt. Da diese Genehmigung, 
falls sie erteilt wird, jedenfalls längere Zeit in Anspruch nehmen dürfte, baten 
wir die Kultusgemeinde in Mährisch Ostrau unter Einsendung einer Abschrift 
Ihres Schreibens, Ihren Wünschen soweit als möglich zu entsprechen, Sie und 
Ihre Kameraden bezüglich der Fürsorge so zu behandeln, wie ihre eigenen Ge-
meindemitglieder und verpflichteten uns, für die daraus entstehenden Kosten 
auszukommen, sobald wir hiezu die Möglichkeit erhalten53.

Wir hoffen, dass die Mährisch Ostrauer Gemeinde unserer Bitte nachkommen 
wird und dass Ihnen die gewünschten Gegenstände rechtzeitig zukommen wer-
den.

Auf die Beantwortung der Fragen 1–4 kommen wir erst in den nächsten Tagen 
zurück, da auch diese Beantwortung an das vorherige Einvernehmen mit den zu-
ständigen behördlichen Stellen gebunden ist.

Wir begrüssen Sie mit den herzlichsten Wünschen für Ihr Wohlergehen und 
zeichnen
	 mit vorzüglicher Hochachtung
	 Amtsvorstand

52	 Siehe Dokument Nr. 5.
53	 Siehe Dokument Nr. 6.
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Dokument Nr. 8

Die IKG Wien antwortet Siegmund Flieger

	 7. Jänner 1940
Sehr geehrter Herr Flieger,

Ihr durch Herrn Fischhof an mich zu übermittelndes Schreiben vom 13. Dezem-
ber 193954 ist mir erst heute, am 7. Jänner 1940, zugekommen.

Es wäre überflüssig zu sagen, wie sehr uns das Schicksal der mit den Transporten 
abgegangenen Personen nahe geht und dass wir es als unsere selbstverständliche 
Pflicht erachten, Ihnen nach Möglichkeit zu helfen. Leider sind wir diesbezüg-
lich nicht aus materiellen sondern anderen Gründen in einer viel schwierigeren 
Situation als selbst die Mährisch Ostrauer Gemeinde und wir wenden uns deshalb 
gleichzeitig an diese mit der Bitte, ihre Fürsorgetätigkeit in der gleichen Weise 
und im selben Umfang wie für ihre eigenen Mitglieder auch auf die aus Wien 
stammenden Personen zu erstrecken, wobei wir selbstverständlich, sobald wir hie-
zu die erforderliche behördliche Genehmigung erhalten, für alle darauf entsprin-
genden Kosten aufkommen werden55.

Wir sind überzeugt, dass die Leitung der Mährisch-Ostrauer Kultusgemeinde al-
les ihr Mögliche tun wird, um unserer Bitte zu entsprechen.

Ich möchte den Anlass nicht vorüber gehen lassen, ohne wie schon so oft nach-
drücklichst festzustellen, dass die Mitwirkung der Kultusgemeinde bei diesen 
Aktionen nicht ihrer Initiative entsprang und einzig und allein von der Absicht 
geleitet war, die Nominierung der Teilnehmer an den Transporten und die 
Durchführung der letzteren selbst unter möglichster Vermeidung von Härten zu 
bewirken. Dies ist uns, soweit es die Verhältnisse möglich machten, auch gelun-
gen. Auf die weitere Entwicklung der Angelegenheit sind wir leider ganz ohne 
jeden Einfluss.

Ich wäre Ihnen auch persönlich dankbar, wenn Sie auch unter Ihren Kameraden 
diese Tatsache bekannt geben würden.

Ich wiederhole Ihnen die Versicherung, dass Ihr Schicksal uns sehr nahe geht 
und dass wir glücklich wären, wenn wir es günstig beeinflussen könnten. Leider 
stehen diesem Bestreben Hindernisse mannigfachster Art entgegen.
	 Mit vorzüglicher Hochachtung

54	 Siehe Dokument Nr. 2.
55	 Siehe Dokument Nr. 9.
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Dokument Nr. 9

Die IKG Wien schreibt erneut der IKG Mährisch-Ostrau

	 7. Jänner 1940
Sehr geehrter Herr!

Im Nachhange zu unserem Schreiben vom 6. ds.56 übersenden wir Ihnen die Ab-
schrift einer uns neuerlich zugekommenen Zuschrift aus Belcez, in welcher eine 
Liste von 35 Personen enthalten ist57. Dieses Schreiben, vom 13. Dezember 1939 
datiert, ist uns erst heute, am 7. Jänner 1940, zugekommen, und wir glauben, dass 
es schon zum grössten Teil gegenstandslos geworden ist.

Soweit dies jedoch nicht der Fall ist, bitten wir Sie sehr, auch bezüglich dieser 
Personen Ihre Fürsorgetätigkeit in der gleichen Weise wie für Ihre Gemeindean-
gehörigen zu entfalten und wir werden auch in diesen Fällen alles tun, um Ihnen 
die daraus erwachsenen Kosten zu ersetzen.

Mit wiederholtem Dank für Ihre Mühen zeichnen wir
mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung
Amtsvorstand.

Dokument Nr. 10

Die Jüdische Gemeinde Lublin drückt der IKG Wien gegenüber ihr Un-
verständnis aus

	 Lublin, den 9. Januar 194058

In Erledigung Ihrer w. Zuschrift vom 29/XII/1939 /Zeichen – Boschan/F/59 
können wir Ihnen nur die 15 Namen der in Lublin sich befindlichen Wiener Ju-
den angeben, die sich im Zuge der von uns geführten Flüchtlingsregistrierung bei 
der Gemeinde gemeldet haben.

Über die event. sich in Umgebung befindlichen Wiener Juden haben wir leider 
gar keine Kenntnis u. können wir deswegen Ihnen mit keinerlei Angaben dienen:

Die Namen der obgenannten sind folgende:
1/ Beno Blumbaum – 23 J.	 9/ Heller Israel-Josef – 53 J.
2/ Jura Abraham – 53 ”	 10/ Herlinger Jakob – 54 ”

56	 Siehe Dokument Nr. 6.
57	 Siehe Dokument Nr. 2.
58	 Eingang: 14. 1. 1940.
59	 Liegt nicht in der Akte.
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3/ Acht Robert – 37 ”	 1/ Kohn Jakob –
4/ Wald Armin – 50 ,,	 2/ Schönhof Hugo – 66 ”
5/ Schiffmann Efraim – 63	 3/ Stepper Max – 51 ”
6/ Klumak Josef – 48 J.	 4/ Wiess Israel Karl – 57 ”
7/ Bauer Rudolf – 56 ”
8/ Grünthal Robert – 51 ”

Wir erachten es für unsere Pflicht zu bemerken, dass die genannten sich in einer 
höchst kritischen materiellen Lage befinden.

Wir nützen daher die Gelegenheit aus, um unserer tiefen Verwunderung Aus-
druck [zu] geben, dass die Isr. Kultusgemeinde in Wien in Ihrem Schreiben vom 
29/12 v.J. mit keinem Worte von einer event. Hilfe Ihrerseits für die aus Wien 
stammenden Juden erwähnt. Dieses Verhalten gegenüber Ihrer eigenen Leute ist 
nicht nur für uns unverständlich – sondern steht auch im krassen Widerspruch 
mit den uns von den Wiener Delegierten /die hier persönlich an Ort u. Stelle 
waren/60 gegebenen Versprechungen, dass der jüdischen – sich derzeit in einer 
so schweren u. kritischen Lage befindlichen Kultusgemeinde in Lublin – alles war 
wir aus unseren – sehr armen Geldbeständen – für die Wiener Flüchtlinge ausge-
ben werden – prompt mit Dankbarkeit retourniert werden wird61.

Darauf sich stützend – haben wir sowohl den in Bełżec bei der Sowietgrenze – wie 
auch den in Lublin sich befindlichen Wienern Unterstützungen erteilt, deren Ge-
samtbetrag 1000 zł bereits überschritten hat.

Nun werden Sie wohl gefl. verstehen, dass wir darüber unsere Verwunderung aus-
sprechen müssen – sowie auch, dass wir in Zukunft die Behandlung den Wiener 
Juden gegenüber unsererseits von dem Einhalten des uns gegebenen Verspre-
chens abhängig machen werden.
	 hochachtungsvoll
	 Preses des Vorstandes:
	 S. Halbersztad62

	 Prezes der Berat. Commission:
	 Alten63

60	 Die Wiener Abgesandten Benjamin Murmelstein, Berthold Storfer und Moses Grün waren 
am 23. 10. 1939 nach Lublin gereist; vgl. Anderl, Judenretter, S. 137 f.

61	 So im Original.
62	 Szloma Halbersztadt (1893–1942) war vor 1939 Mitglied im Vorstand der Jüdischen Gemein-

de in Lublin und Sekretär der Jeschiwa Chachmej Lublin, nach Kriegsbeginn Mitglied des 
Judenrats. Er wurde am 30. 3. 1942 nach einer Selektion unter den Mitgliedern des Judenrats 
nach Belzec deportiert und dort ermordet.

63	 Siehe Anm. 40.
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Dokument Nr. 11

Wiener in Ulanow schildern dem Joint in Warschau ihre traurige Lage

		  Ulanow, 10. Jänner 194064

Über Wunsch des Herrn Ing. Reinberg65 geben wir Ihnen hiemit einen Bericht 
über den bisherigen Verlauf der von Wien abgegangenen, sogenannten Polen-
transporte. Wir nehmen an, dass Sie über die Vorgeschichte und die Details der 
Aktion noch nicht oder nicht genügend informiert sind, weshalb wir uns veran-
lasst sehen, den Bericht ausführlich zu halten.

Gegen Mitte Oktober 1939 wurden die meisten in Wien lebenden männlichen 
Juden von 18–60 Jahren durch die Kultusgemeinde dahin verständigt, dass sie 
behördlicherseits für eine Umsiedlung und Kolonisation nach Polen vorgemerkt 
seien. Die Aktion wurde dann in sehr kurzer Zeit von Wien aus durchgeführt und 
bereits am 20. Oktober ging der erste Transport, ungefähr 1000 Mann stark, ab. 
6 Tage später, am 26. Oktober wurde der 2. Transport, etwa 700 Mann stark, nach 
der gleichen Richtung abgefertigt, während ein dritter und vierter Transport, bei-
de mit den Frauen der bereits abgegangenen Männer, vorbereitet wurde.

Die Hoffnungen der meisten von Wien nicht freiwillig Entfernten wurden später 
leider in keiner Weise erfüllt. Nach 3 Tagen Bahnfahrt, die mit Entbehrungen 
und seelischen Qualen schlimmster Art verbunden war – Verbot, den Waggon 
oder die Kupées zu verlassen, keine Möglichkeit, sich zu waschen, viele Stunden 
ohne Wasser oder Trinkbares gelassen, hermetisch verschlossene Fenster, unter 
schwerster Bewachung, Abnahme sämtlicher die Identität kennzeichnender Do-
kumente u.s.w. – langte man in Nisko a/San an, wo die Auswaggonierung vor sich 
ging. Den Teilnehmern war gestattet worden, an Gepäck bis zu 50 kg mitzuneh-
men und von dieser Möglichkeit machten alle gerne Gebrauch, umsomehr als 
ihnen durch die Umsiedlung der Gedanke der Schaffung einer neuen Existenz 
vorschwebte. Da das Gepäck in den Waggons nicht untergebracht werden konnte, 
wurde der grösste Teil im Güterwaggon verladen.

Der 1. Transport kam, von Nisko aus marschierend, nach 2 ½- 3 Stunden bei strö-
mendem Regen in Zarece an, wo für die Unterbringung auf einer Wiese ein Ba-
rackenlager erst im Aufbau begriffen war. 3 Tage vorher war nämlich bereits ein 
Transport mit Juden aus Mähr. Ostrau und Umgebung eingetroffen und mit dem 
eiligen Aufbau der ersten Notbaracken beschäftigt. Während die grosse Masse 
der Wiener der ganzen Situation noch ziemlich ratlos gegenüberstand, wurde sie 
von Einheimischen überfallen, wobei fast das ganze Gepäck, das die Leute aus 
den Waggons mitgenommen hatten, verloren ging. Mit Ausnahme von Professi-

64	 Dieser Brief befindet sich in einer anderen Akte im selben Bestand, in: Archiv der IKG Wien, 
Bestand Jerusalem, A/W 2749.

65	 Vermutlich Ingenieur A. Reinberg, der für die Jüdische Soziale Selbsthilfe tätig war.



VfZ 4/2012

  Andrea Löw:   627 
Hilferufe aus dem besetzten Polen   627

onisten, die im Lager zurückbehalten wurden, mussten alle anderen weitermar-
schieren u. zw. zumeist in der Richtung Lublin, hiebei auf ihr Grossgepäck in dem 
Güterwagen gebliebenes Gepäck66 gezwungenermassen Verzicht leistend. Da sie 
aber in der angegebenen Gegend keine Möglichkeit zum Verbleiben vorfanden, 
wandten sich viele der russischen Grenze zu, in der Hoffnung jenseits derselben 
bessere Verhältnisse anzutreffen. Aber nur ein Teil dieser Truppe konnte sein Ziel 
erreichen. Viele blieben, unfähig die Strapazen weiter zu ertragen, in Dörfern 
bei mitleidigen Menschen, wo sie jetzt, ferne von jeglicher Verbindung mit der 
übrigen Welt, leben. Einem grossen Teil glückte es aber, über die Grenze zu kom-
men.

Der zweite Transport, an dem die Unterfertigten67 teilgenommen haben, kam 
ebenso wie der erste, unter den gleichen Bedingungen wie der erste nach Zarece, 
wo von den 700 Mann etwa 100 im Lager zurückbehalten wurden. Die übrigen 600 
Mann wurden nach dem 5 km weiter entfernten Piesznca beordert, wo sie über-
nachteten. Schon am nächsten Morgen wurden sie aber zum Weitermarschieren 
veranlasst, obwohl der Grossteil von den Strapazen der Reise und des Marsches 
noch nicht ausgeruht war. Der Auftrag zum Weitergehen erfolgte angeblich über 
ein[e] Weisung der dortigen Behörde. Durch schwere administrative Mängel, die 
hier nicht näher erörtert werden sollen, wurde der Transport, der ursprünglich 
nach Pottok gehen sollte, im Hinblick auf die vorgerückte Stunde – Der Abmarsch 
erfolgte erst um ½ 1 mittags – nach dem auf halbem Wege gelegenen, etwa 14 
km entfernten Dorf Kwizdow instradiert. Der Marsch dorthin war für die meisten 
Teilnehmer eines ihrer schlimmsten Erlebnisse.

Abgesehen von dem Umstand, dass der Weg zum grossen Teil durch von Banditen 
und Wegelagerern unsicher und gefährlich gemachtes Gebiet führte, gab es dort 
Hindernisse, die an die körperliche Konstitution des Einzelnen die schwersten 
Anforderungen stellte. Kranke, alte und körperlich nicht auf der Höhe befind-
liche Menschen mussten durch Wasser, das ihnen oft bis zum Hals reichte, und 
Sümpfe gehen und die Fuhrleute nützten die Notlage durch Erpressungen der 
schlimmsten Art aus, versagten den Dienst und forderten immer wieder höheren 
Fuhrlohn. Inzwischen war die Dunkelheit herangebrochen und der Marsch durch 
dieses Sumpfgebiet bedeutete leider für einige der Teilnehmer den Verlust ihres 
Lebens. Unfähig, sich zu orientieren, verloren sie in der Dunkelheit die Richtung 
und wurden nicht mehr gesehen. Andere kampierten in der kalten Novemberluft 
im Walde, manche kamen erst im Morgengrauen in Kwizdow an. Die Fuhrleute 
machten sich zu alledem die Finsternis zunutze und eigneten sich im Verein mit 
den Banditen das Gepäck an. Anderen Wienern wurden Koffer und Rucksäcke 
aus den Händen gerissen und die wenigen, die ihre Habe nach Kwizdow retten 
konnten, sahen sich an Ort und Stelle, halb erfroren und total durchnässt, von 
den zum Teil bewaffneten Banditen am Leben bedroht. Wie viele von den Teil-

66	 Satz so im Original.
67	 Durchschlag nicht unterzeichnet.
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nehmern an diesem traurigen Zuge ihr Ziel nicht erreicht haben, lässt sich leider 
nicht genau feststellen, da keine Liste der Teilnehmer vorlag. Es gab in Kwizdow 
herrenlose Koffer und Rucksäcke, ob aber ihre Besitzer noch am Leben sind oder 
aber sich bloss in eine andere Richtung verirrt haben, lässt sich leider nicht eru-
ieren. Tatsache ist jedenfalls, dass viele der Angehörigen in Wien bis heute ohne 
jegliche Nachricht von den Männern sind.

Am nächsten Morgen in Kwizdow versammelten sich die Teilnehmer, etwa 400 
Mann und berieten, was weiter zu geschehen habe. Ein Teil wollte in der Richtung 
Lublin weitergehen, der andere Teil beschloss, vorerst noch einmal aus Piesnice 
weitere Informationen einzuholen, in erster Linie nach den noch in den Güter-
waggons befindlichen Koffern Nachfrage zu halten. Es fanden sich in den Kame-
raden Bandler68 und Hellinger69 zwei beherzte Menschen, die es auf sich nahmen, 
den beschwerlichen Weg nach Piesnice noch einmal zu machen, um nach dem 
Verbleib des Gepäcks zu recherchieren. Das Entsetzen war gross, als man ihnen 
mitteilte, dass mit den Koffern nicht mehr zu rechnen sei, dieses [Gepäck] viel-
mehr als verloren betrachtet werden müsse. Die Situation war nun derartig, dass 
ein Teil der in Kwizdow befindlichen Juden nicht mehr besass als das, was er am 
Leibe trug. Leute, die ihre Koffer gerettet hatten, halfen dem einen oder anderen 
noch mit Kleidungsstücken und Wäsche aus, soweit es eben in ihrer Macht lag. Es 
würde zu weit führen, das Elend und die Verzweiflung unter den Armen, Ausge-
plünderten und von den Strapazen fürchterlich mitgenommenen Menschen zu 
schildern, die nun in dieser verlassenen Gegend, nur auf sich angewiesen, nach 
einem weiteren Ziel Ausschau halten mussten.

Nachdem die Herren Bandler und Hellinger ein zweitesmal nach Piesnice zu-
rückgekehrt waren, auch diesesmal ohne ein greifbares Resultat erzielt zu ha-
ben, beschlossen sie nach dem Studium einer zufällig in die Hand gekommenen 
Landkarte nicht nach Lublin zu marschieren, sondern den etwa 28 km entfernten 
grösseren Ort Ulanow zum weiteren Ziel ihrer Reise zu machen. Nicht alle waren 
mit diesem Vorschlag einverstanden, ein Teil setzte seinen Weitermarsch in der 
Richtung Lublin fort, der Rest etwa 170 Mann, deren Namen in einer von uns 
angelegten Liste festgehalten wurden, marschierten nach Ulanow.

Viele der in Ulanow Angekommenen befanden sich in sehr schlechtem Zustan-
de, auch die Geldmittel waren infolge der grossen Spesen für Fuhrwerk ziemlich 
erschöpft und so beschloss die Mehrzahl, den Weitermarsch gegen die russische 
Grenze anzutreten. Aber auch diesen Menschen war weiterhin kein gutes Schick-
sal beschieden. Viele fielen Banditen in die Hände und wurden bis auf die Haut 
ausgeplündert. Dem Bandenunwesen wurde schliesslich durch die Behörden ein 

68	 Karl Bandler (1887–1945), Bankprokurist und Hausverwalter, wurde im Dezember 1941 von 
Wien nach Riga deportiert, kam im Sommer 1944 über Kaunas ins KL Dachau, wo er im 
April 1945 ums Leben kam.

69	 Otto Hellinger (*1896).
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Ende gesetzt und so unternahmen es dann weitere Trupps, einer unter Führung 
des Kameraden Hellinger, über die Grenze zu gehen. Die Weiterfahrt vieler die-
ser Leute, die vollständig mittellos und von denen viele nur notdürftig bekleidet 
waren, wurde von den Zurückgebliebenen, nicht selten aus eigenen Mitteln, be-
stritten.

So sind in Ulanow von den 600 Mann des zweiten Transports etwa 40 Leute zu-
rückgeblieben, die sich bisher recht und schlecht durchgebracht haben. Mit-
tellose Kameraden wurden anfangs von den noch besser situierten Kameraden 
unterstützt, aber auf die Dauer war diese Hilfe nicht zu leisten, weil ja die Mittel 
von vornherein beschränkt waren. Die Lage der in Ulanow verbliebenen Wiener 
wird also von einem Tag zum anderen kritischer, die Geldmittel gehen zu Ende. 
Viele mussten bereits von ihren geringen Habseligkeiten Sachen verkaufen, um 
ihren weiteren Lebensunterhalt bestreiten zu können. In der Zwischenzeit war 
es übrigens dem Kameraden Bandler gelungen wenigstens einen Teil der in Ula-
now befindlichen Wienern die Koffer zu sichern. Von den in Nisko eingetroffenen 
1000 Koffern des zweiten Transportes wurden also rund dreissig Koffer gerettet 
und ihren Besitzern ausgefolgt. Es muss im Übrigen auch festgehalten werden, 
dass sich die Leitung des Lagers in Zarece nach Kräften bemühte, die grösste Not 
zu lindern. Im Hinblick auf die Notwendigkeit, die damals noch 500–600 Mann 
zählenden Insassen des Lagers zu verpflegen, waren die Möglichkeiten und die 
Geldmittel beschränkt.

Über die Situation der Wiener Juden in Ulanow ist nicht sehr viel zu sagen. Sie 
verschlechterte sich von einem Tag zum anderen. Die jüdische Bevölkerung Ula-
nows ist arm und nicht in der Lage zu helfen, die polnische steht den Juden streng 
ablehnend gegenüber. Die Lage ist unter diesen Umständen sehr unsicher, man 
weiss buchstäblich nicht, was der nächste Tag bringt und ob nicht etwaige Verfeh-
lungen der lokalen Behörden den Weitermarsch ins Ungewisse zur Folge haben 
können.

Alle Bemühungen mit der Wiener Kultusgemeinde in Kontakt zu treten und von 
ihr Hilfe zu erlangen, sind leider bisher ohne Erfolg geblieben. Die Wiener Kul-
tusgemeinde soll zwar, wie wir hören, Verschiedenes unternommen haben, um 
uns zu helfen; bisher haben alle diese Versuche leider keinen praktischen Erfolg 
gezeitigt. Im Hinblick auf diesen Umstand ist also die Stimmung unter den Wie-
ner Juden in Ulanow mehr als gedrückt, die Sorge, was in der allernächsten Zeit 
mit uns und unseren Angehörigen in Wien geschieht, lastet in schwerster Weise 
auf uns.

Wir haben die Möglichkeit, Ihnen werte Herren, einen Bericht über unsere Situ-
ation zu geben, mit Freude begrüsst, denn wir erhoffen davon, dass Sie in Ihrer 
bekannten Bereitschaft zu helfen, auch uns Ihre Unterstützung nicht versagen 
und uns von dem Elend, in das wir unfreiwillig geraten sind, befreien. Wir haben 
bereits vorher angeführt, dass wir uns in der drückendsten Notlage befinden. Hel-
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fen Sie uns und Sie werden sich nicht nur unseren Dank sondern auch den un-
serer Angehörigen sichern. Vor allem helfen Sie uns bitte rasch ehe es zu spät ist70.

Dokument Nr. 12

Erich John bittet Emil Engel71 von der IKG Wien um Hilfe

	 Deutsch-Przemysl, 13. 1. 1940
Sehr geehrter Herr Amtsvorstand!72

Ich erhielt heute Ihr geschätztes Schreiben v. 7.ds.,73 das meinen Kameraden und 
mir wieder etwas Hoffnung auf Linderung unserer prekären Lage offen lässt. Das 
Bewusstsein, dass sich jemand unserer Sache annimmt, erzeugt schon bessere 
Stimmung.

Die wichtigste Frage wäre für uns natürlich die temporär begrenzte Rückkehr 
nach Wien. Ich bitte Sie daher sehr, besonders dieser Hilfsmöglichkeit nachzuge-
hen. Vielleicht ist doch, für die kleine Anzahl von Juden, dies möglich.

Ferner wurden bei der K.G. für einige Kameraden Geldbeträge vor längerer Zeit 
eingezahlt, die noch immer nicht ausgezahlt sind. Ich würde Sie sehr bitten, sich 
auch darüber zu informieren.

Jedenfalls danken wir Ihnen für Ihre brüderliche Anteilnahme und hoffen sehn-
lichst, dass Ihre Tatkraft den von uns erbetenen Erfolg bringt.

Die Kälte, die hier für Wiener Begriffe grosse Dimensionen, 32 °, angenommen 
hat, macht uns zu schaffen.
Ich bitte Sie, sehr geehrter Herr Amtsvorstand, nochmals um Ihre Unterstützung 
in unserer so traurigen Lage74.
	 Mit Schalom
	 Ihr ergebener
	 Erich John

70	 Eine Antwort liegt nicht in der Akte.
71	 Emil Engel (1881–1955), Sozialpolitiker, 1926 Vorstandsmitglied der IKG Wien, 1928–1940 

Leiter der Abt. für Sozialhilfe, verantwortlich für die Zentralisierung der jüdischen Fürsorge-
arbeit in Wien; emigrierte 1940 in die USA.

72	 Handschriftlicher Brief.
73	 Siehe Dokument Nr. 7.
74	 Am 1. 2. 1940 schrieb John wiederum verzweifelt an die IKG Wien, da er noch nichts gehört 

habe.
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Dokument Nr. 13

Der Lagerleiter in Zarzecze schreibt zum wiederholten Male an Josef 
Löwenherz

	 Nisko, 11. 2. 1940
Sehr geehrter Herr Doktor!

Mein Name als jüdischer Leiter des hiesigen Lagers ist Ihnen vielleicht aus den 
mündlichen Berichte gemeinsamer Bekannter sowie aus zahlreichen, leider un-
beantworteten Briefen an die K.G. Wien bekannt.

Heute erlaube ich mir, mich persönlich an Sie in folgender Angelegenheit zu wen-
den:

Durch die Tätigkeit der Heimatgemeinde der Mehrzahl der hier befindlichen 
Leute, der Israelitischen Kultusgemeinde in Mähr. Ostrau und auf Grund der von 
hier aus direkt eingeleiteten Schritte scheint die Sache der Auswanderung der im 
Lager Zarzecze der Zentralstelle für jüdische Umsiedlung in Nisko, sowie der in 
den umliegenden Orten befindlichen und aus dem Protektorat, Wien, Olsagebiet 
etz. stammenden Juden in ein aktuelles Stadium getreten zu sein75. Während sich 
Mähr. Ostrau durch Entsendung von 3 Delegierten nach Bratislava und 2 Herren 
nach Prag (Verhandlung über finanzielle Fragen) um eine kollektive Einreise in 
die Slowakei für uns bemüht, haben wir durch unsere Herren, die seitens des 
Lagerkommandos die Erlaubnis erhielten nach Krakau zu reisen, dort beim Ge-
neral-Gouvernement u.z. bei Herrn Landesgerichtsrat Noetzold festgestellt, dass 
seitens des General-Gouvernements Einwendungen gegen die individuelle oder 

75	 Die mit einem dritten Transport aus dem Protektorat verschleppten Juden wurden im ober-
schlesischen Sosnowitz in einem Lager interniert. Nach Bemühungen von Häftlingen und 
einem von Verwandten gegründeten Komitee in Krakau sollte das Lager aufgelöst und die 
Insassen in die Slowakei gebracht werden. Mit Hilfe des Judenrats in Sosnowitz, Moses Me-
rin, waren zahlreiche jüdische Organisationen im Ausland mit der Bitte um Unterstützung 
angeschrieben worden und so schaltete sich auch der Joint ein. In Zarzecze wurden Anstren-
gungen unternommen, die dort lebenden Juden in das Projekt zu integrieren. Zwei Vertreter 
der jüdischen Lagerleitung durften Anfang Februar 1940 nach Krakau reisen, um dort mit 
Merin und deutschen Vertretern darüber zu sprechen. Doch die Bewilligung zur Rückkehr 
nach Wien und Mährisch-Ostrau kam der möglichen Durchführung dieses Plans zuvor. Die 
meisten der nach Sosnowitz Deportierten gelangten durch Vermittlung der Jüdischen Zen-
tralkanzlei in der Slowakei und nach Genehmigung des slowakischen Innenministeriums tat-
sächlich in die Slowakei und wurden in Vyhne interniert. Der Mehrheit von ihnen gelang die 
weitere Emigration nicht und das Lager wurde in ein Arbeitslager umgewandelt. Vgl. Lukáš 
Přibyl, Das Schicksal des dritten Transports aus dem Protektorat nach Nisko, in: Theresien-
städter Studien und Dokumente 7 (2000), S. 297–342; Eduard Nižňanský, Die Aktion Nisko, 
das Lager Sosnowiec (Oberschlesien) und die Anfänge des Judenlagers ins Vyhne (Slowakei), 
in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 11 (2002), S. 325–335.
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kollektive Ausreise der eingangs erwähnten Juden nicht erhoben werden, wenn 
gewisse Formalitäten erledigt und die Einreisevisa in ein anderes Land vorliegen.
Die Isr. Kultusgemeinde Mähr. Ostrau kann sich u.W.76 für die Einreisebewilli-
gung in die Slowakei nur für Protektoratsangehörige bemühen und zwar schon 
aus devisentechnischen Gründen, weil es sich doch um eine Finanzierung des 
Aufenthaltes in der Slowakei handeln wird und die Slowakische Regierung – wie 
wir erfahren – die Garantie für die Aufbringung gewisser Geldmittel fordert. Von 
der K.G. Wien haben wir – wie oben erwähnt – bis jetzt auf unsere diesbezüg-
lichen konkreten Anfragen keine Antwort erhalten; da die Sache aber dringend 
geworden ist, möchte ich Sie, geehrter Herr Doktor, doch bitten zu veranlassen, 
dass von der K.G. direkt, wenn dies aber nicht angängig ist, von anderer Seite uns 
gesagt wird, was unsere lieben Wiener Kameraden von Wien zu erwarten haben.
Sollte oder könnte die K.G. Wien nicht in der Lage sein, etwas zu tun, wäre es 
meines Erachtens – ich bin allerdings 4 Monate hier und daher über das, was 
inzwischen in Wien geschehen oder verfügt wurde, nicht informiert – leicht mög-
lich, dass die Aktion, die von Ostrau geführt wird, für Wien einer internationalen 
jüdischen Organisation überlassen wird.

Eine Antwort sollten Sie freundl. an meinen Nachfolger in der jüdischen Lager-
leitung, Herrn Baumeister Otto Bellak, richten, da ich über Verfügung des Poli-
zei-Präsidiums Krakau aus dem Lager entlassen wurde und Mitte nächster Woche 
nach Übergabe meines Dienstes an denselben nach Krakau reise77.

Ich zeichne mit dem Ausdrucke vorzüglicher Hochachtung
Ihr sehr ergebener
Eisler m.p.78

Dokument Nr. 14

Erich John bittet die IKG Wien erneut um Hilfe

		  D. Prz. 4/ III 4079

Sehr geehrter Herr Engl!

Ich habe mich in unzähligen Briefen an Sie und Herrn Boschan im Bericht über 
unsere Aussichten gewandt. Ich habe sogar am 17./2. an Sie persönlich depe-

76	 U.W.: unseres Wissens.
77	 Eisler konnte mithilfe einflussreicher Freunde nach Schweden emigrieren.
78	 Beigefügt ist ein Schreiben an Julius Boschan (1896–1944). Der Mitarbeiter der IKG Wien, 

wurde am 28. 1. 1943 nach Theresienstadt und von dort am 28. 10. 1944 nach Auschwitz de-
portiert und dort ermordet.

79	 Eingang 9. 3. 1940. Handschriftlicher Brief; Bearbeitungsvermerke.



VfZ 4/2012

  Andrea Löw:   633 
Hilferufe aus dem besetzten Polen   633

schiert80. Alles ohne jeden Erfolg, wir bekamen keine Antwort, die Folge, dass 
sich die Leute hier in direkt verzweifelter Stimmung befinden:

Ich kann Sie, sehr geehrter Herr Engl, versichern, dass wir hier in gar keiner an-
genehmen Situation leben und wenn wir bisher keine Jammerbriefe schrieben, 
geschah es deshalb, weil wir der Aussicht und Hoffnung waren, dass die Kultus-
gemeinde ohnehin für uns arbeitet und der Erfolg das Ende unserer Situation 
bedeuten wird. Durch das Stillschweigen der K.G. sinkt diese Hoffnung bei den 
Leuten.

Ausserdem kann ich persönlich Ihnen sagen, dass Sie mir mein ohnehin schon 
schweres Amt sehr viel erschweren. Sie haben wohl keine Ahnung, wie schwer die 
Aufrechterhaltung der [dreissig] Existenzen ohne Mittel hier ist.

Wir wollen über das materielle auch heute nicht jammern, wir wissen, dass Sie uns 
diesbezüglich schwer helfen könne, ausserdem [erwehre] ich mich dessen selbst, 
so gut es eben geht.

Ich bitte Sie aber sehr, uns wenigstens über die Möglichkeiten und die Ergebnisse 
Ihrer Arbeit für uns zu berichten.

Hoffentlich werden wir nicht auch auf die Antwort dieses Briefes umsonst warten.
	 Ihr ergebener
	 Erich John

80	 Das Telegramm (aufgenommen 17. 2. 1940) liegt in der Akte. Siehe Dokumente Nr. 5 und 12.
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Andreas Wirsching

Historiker der Demokratie
Zum Abschied von Udo Wengst

Ende Juli 2012 ist Udo Wengst, fast zwanzig Jahre nach seinem Amtsantritt als 
Stellvertretender Direktor des Instituts für Zeitgeschichte, in den verdienten 
Ruhestand getreten. Kurz nach seinem 65. Geburtstag übergab er die Amtsge-
schäfte seinem Nachfolger Magnus Brechtken, der von der Universität Notting-
ham an das IfZ gekommen ist1. Für das Institut für Zeitgeschichte bedeutet dies 
eine tiefe Zäsur, denn in allen seinen Abteilungen und Aktivitäten ist Udo Wengsts 
Präsenz stets spürbar gewesen. Mit seiner pragmatisch-nüchternen, zugleich im-
mer warmherzigen Art ist er beliebt bei den Mitarbeitern und war organisatorisch 
wie menschlich eine unentbehrliche Stütze der Institutsarbeit. Mit seinem groß-
en Organisationstalent begleitete er wichtige Weichenstellungen wie den Aufbau 
der Forschungsabteilung in Potsdam bzw. Berlin, die Dokumentation Obersalz-
berg und die Mitgliedschaft des IfZ in der Leibniz-Gemeinschaft. Daneben lehrte 
er mit großer Begeisterung als Honorarprofessor an der Universität Regensburg, 
wo er zahlreiche Schüler für die Zeitgeschichte und manche auch für die Arbeit 
des IfZ gewann. Substantiellen Ertrag erbrachte dies unter anderem in dem von 
ihm konzipierten und geleiteten Projekt „Reform und Revolte. Der Wandel der 
bundesdeutschen Gesellschaft in den 1960er und frühen 1970er Jahren“, in dem 
mehrere seiner Regensburger Schüler promovierten2.

Es ist schlicht bewundernswert, wie Udo Wengst die häufig so entbehrungs-
reiche organisatorische Arbeit in der Institutsleitung mit seiner eigenen, 
fortdauernd ertragreichen Forschungstätigkeit verband. Schon bei seiner An-
kunft in München im Jahre 1992 galt Udo Wengst als profunder Historiker der 
Demokratie. Er war breit ausgewiesen durch seine Arbeiten zur Geschichte der 
Weimarer Republik sowie der frühen Bundesrepublik3, zugleich aber auch durch 
seine bahnbrechenden Quelleneditionen, die er im Rahmen langjähriger Tätig-
keit bei der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politi-

1	 „Personeller Wechsel am Institut für Zeitgeschichte“, Newsletter des IfZ vom 1. 8. 2012: 
http://www.ifz-muenchen.de/vollansicht.html?&tx_ttnews[tt_news]=731&tx_ttnews[backP
id]=145&cHash=e82ee956a8.

2	 Vgl. Bastian Hein, Die Westdeutschen und die Dritte Welt. Entwicklungspolitik und Entwick-
lungsdienste zwischen Reform und Revolte 1959–1974, München 2006; Anne Rohstock, Von 
der „Ordinarienuniversität“ zur „Revolutionszentrale“? Hochschulreform und Hochschulre-
volte in Bayern und Hessen 1957–1976, München 2010; Elisabeth Zellmer, Töchter der Revol-
te? Frauenbewegung und Feminismus der 1970er Jahre in München, München 2011.

3	 Siehe insbesondere Udo Wengst, Graf Brockdorff-Rantzau und die außenpolitischen Anfänge 
der Weimarer Republik, Bern/Frankfurt a. M. 1973; ders., Staatsaufbau und Regierungspra-
xis 1948–1953. Zur Geschichte der Verfassungsorgane der Bundesrepublik Deutschland, Düs-
seldorf 1984; ders., Beamtentum zwischen Reform und Tradition. Beamtengesetzgebung in 
der Gründungsphase der Bundesrepublik Deutschland 1948–1953, Düsseldorf 1988.
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schen Parteien erarbeitet hatte4. Am Institut für Zeitgeschichte setzte Udo Wengst 
zum einen seine Studien zur frühen Nachkriegsgeschichte fort. So zeichnete er 
im Rahmen des großen Projekts zur Geschichte der Sozialpolitik seit 1945 als He-
rausgeber des Bandes über die Besatzungszeit verantwortlich5. Zum anderen er-
schloß er sich ein neues Themen- und Arbeitsfeld, nämlich die wissenschaftliche 
Biographik. Auch hier galt sein besonderes Interesse den „Gesichtern der Demo-
kratie“, wie die ihm gewidmete Festschrift prägnant formuliert6. Die im Zeitalter 
totalitärer Diktaturen allzu häufig entbehrungsreichen, ja gefährlichen Lebens-
wege derer, die sich für die Demokratie als politisches System und als Lebensform 
einsetzten, bilden einen Schwerpunkt im Œuvre von Udo Wengst. Zu einer Zeit, 
in der die Biographie als Gattung der Geschichtsschreibung gerade erst rehabili-
tiert wurde7, setzte Wengst mit seinem Standardwerk über Thomas Dehler Maß-
stäbe8. Zugleich machte er als Herausgeber und Bearbeiter der Erinnerungen von 
Karl Buchheim und seinem eigenen Lehrer Gerhard Schulz wichtige Quellen zu-
gänglich und gab damit Impulse für die Forschung9. Weitere biographische Ein-
zelarbeiten runden das Bild ab10.

4	 Vgl. Quellen zur Ära Brüning, eingeleitet von Gerhard Schulz, bearb. von Ilse Maurer und 
Udo Wengst, Düsseldorf 1977 (Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der po-
litischen Parteien. Dritte Reihe: Die Weimarer Republik, Bd. 4/I und II), Düsseldorf 1977 
u. 1980; Auftakt zur Ära Adenauer. Koalitionsverhandlungen und Regierungsbildung 1949, 
bearb. von Udo Wengst (Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen 
Parteien. Vierte Reihe: Deutschland seit 1945, Bd. 3), Düsseldorf 1985; FDP-Bundesvorstand. 
Die Liberalen unter dem Vorsitz von Theodor Heuss und Franz Blücher. Sitzungsprotokolle 
1949–1954, bearb. von Udo Wengst (Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der 
politischen Parteien. Vierte Reihe: Deutschland seit 1945, Bd. 7/I), Düsseldorf 1990; FDP-
Bundesvorstand. Die Liberalen unter dem Vorsitz von Thomas Dehler und Reinhold Maier. 
Sitzungsprotokolle 1954–1960, bearb. von Udo Wengst (Quellen zur Geschichte des Parla-
mentarismus und der politischen Parteien. Vierte Reihe: Deutschland seit 1945, Bd. 7/II), 
Düsseldorf 1991.

5	 Die Zeit der Besatzungszonen 1945–1949. Sozialpolitik zwischen Kriegsende und der Grün-
dung zweier deutscher Staaten. Bandverantwortlicher: Udo Wengst (Geschichte der Sozial-
politik in Deutschland seit 1945, hrsg. vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung und dem Bundesarchiv, Bde. 2/1 und 2/2), Baden-Baden 2001.

6	 Vgl. Bastian Hein/Manfred Kittel/Horst Möller (Hrsg.), Gesichter der Demokratie. Porträts 
zur deutschen Zeitgeschichte. Udo Wengst zum 65. Geburtstag, München 2012.

7	 Vgl. dazu Udo Wengst, Machen Männer wieder Geschichte? Der Stellenwert von Politiker-
biographien in der Geschichtsschreibung über die Bundesrepublik Deutschland, in: Ge-
schichtswissenschaft und Zeiterkenntnis. Von der Aufklärung bis zur Gegenwart. Festschrift 
zum 65. Geburtstag von Horst Möller, hrsg. von Klaus Hildebrand, Udo Wengst und Andreas 
Wirsching, München 2008, S. 627–639.

8	 Vgl. Udo Wengst, Thomas Dehler 1897–1967. Eine politische Biographie, München 1997.
9	 Vgl. Karl Buchheim, Eine sächsische Lebensgeschichte. Erinnerungen (1889–1972), bearb. 

von Udo Wengst und Isabel F. Pantenburg, München 1996; Udo Wengst (Hrsg.), Gerhard 
Schulz: Mitteldeutsches Tagebuch. Aufzeichnungen aus den Anfangsjahren der SED-Dikta-
tur 1945–1950, München 2009.

10	 Vgl. Udo Wengst, Die Prägung des präsidialen Selbstverständnisses durch Theodor Heuss, in: 
Von Heuss bis Herzog. Die Bundespräsidenten im politischen System der Bundesrepublik, 
hrsg. von Eberhard Jäckel, Horst Möller und Hermann Rudolph, Stuttgart 1999, S. 65–76 u. 
S. 213 f.; ders., Heinrich Brüning (1885–1970), in: Michael Fröhlich (Hrsg.), Die Weimarer 
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Das Institut für Zeitgeschichte hat Udo Wengst viel zu verdanken. Wenn daher 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des IfZ den Abschied ihres langjährigen 
Stellvertretenden Direktors bedauern, so tun sie dies doch in der Hoffnung, ja si-
cheren Erwartung, ihn regelmäßig wiederzusehen: sei es bei Veranstaltungen, In-
stitutsfesten oder als wissenschaftlicher Nutzer von Bibliothek und Archiv. Denn 
Udo Wengst wird auch künftig in der Forschung präsent sein. Für die von ihm 
geplante Biographie über Theodor Eschenburg wünschen wir ihm einen produk-
tiven (Un-)Ruhestand.

Republik. Portrait einer Epoche in Biographien, Darmstadt 2002, S. 282–292; ders., Ludwig 
Erhard im Fokus der Zeitgeschichtsschreibung, in: Peter Gillies/Daniel Körfer/Udo Wengst 
(Hrsg.), Ludwig Erhard, Berlin 2010, S. 73–116.
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… von der Redaktion betreut (Juli – September 2012):

Die Redaktion der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte arbeitet seit 2003 im 
Auftrag des Instituts fur Zeitgeschichte München-Berlin mit dem Rezensionsjour-
nal sehepunkte zusammen. Diese Kooperation findet nicht nur in den sehepunkten 
ihren Niederschlag, sondern in zweifacher Weise auch in den Vierteljahrsheften 
selbst:
In jedem Heft werden die von der Redaktion angeregten und betreuten Rezen-
sionen angezeigt, die in den drei Monaten zuvor in den sehepunkten erschienen 
sind.

Cord Arendes, Zwischen Justiz und Tagespresse. „Durchschnittstäter“ in regio-
nalen NS-Verfahren, Paderborn 2012.
Rezensiert von: Edith Raim (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehepunkte 12 
(2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/20755.html

Frank Bajohr, Hanseat und Grenzgänger. Erik Blumenfeld – eine politische Bio-
graphie, Göttingen 2010.
Rezensiert von: Erik Lommatzsch (Universität Augsburg) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/19995.html

Shelley Baranowski, Nazi Empire. German Colonialism and Imperialism from Bis-
marck to Hitler, Cambridge 2011.
Rezensiert von: Patrick Bernhard (Albert-Ludwigs-Universität, Freiburg/Brsg.) in sehe-
punkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/20614.html

Arnd Bauerkämper/Francesco Di Palma (Hrsg.), Bruderparteien jenseits des Ei-
sernen Vorhangs. Die Beziehungen der SED zu den kommunistischen Parteien 
West- und Südeuropas (1968–1989), Berlin 2011.
Rezensiert von: Hans-Georg Golz (Aachen) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/20586.html

Walther L. Bernecker, Spaniens Geschichte seit dem Bürgerkrieg, München 2010.
Rezensiert von: Reiner Tosstorff (Johannes Gutenberg-Universität, Mainz) in sehepunkte 12 
(2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/20923.html

Harald Bodenschatz (Hrsg.), Städtebau für Mussolini. Auf der Suche nach der 
neuen Stadt im faschistischen Italien, Berlin 2011.
Rezensiert von: Patrick Bernhard (Albert-Ludwigs-Universität, Freiburg/Brsg.) in sehe-
punkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21544.html
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Gideon Botsch, Die extreme Rechte in der Bundesrepublik Deutschland 1949 bis 
heute, Darmstadt 2012.
Rezensiert von: Lars Legath (Tübingen) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/21076.html

Peter Day, Franco‘s Friends. How British Intelligence Helped Bring Franco to 
Power in Spain, London 2011.
Rezensiert von: Reiner Tosstorff (Johannes Gutenberg-Universität, Mainz) in sehepunkte 12 
(2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/20923.html

Mike Dennis/Norman LaPorte, State and Minorities in Communist East Germany, 
Oxford 2011.
Rezensiert von: Lutz Maeke (Berlin) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/21095.html

Claudia Dittmar, Feindliches Fernsehen. Das DDR-Fernsehen und seine Strategie 
im Umgang mit dem westdeutschen Fernsehen, Bielefeld 2010.
Rezensiert von: Judith Kretzschmar (Universität Leipzig) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/19149.html

Liselotte Douschan, Anton Benya. Österreichischer Gewerkschafts- und National-
ratspräsident, Wien 2011.
Rezensiert von: Klaus-Dieter Mulley (Wien) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/20768.html

Rebecca Haynes/Martyn Rady (eds.), In the Shadow of Hitler. Personalities of the 
Right in Central and Eastern Europe, London/New York 2011.
Rezensiert von: Tobias Hof (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehepunkte 12 
(2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21543.html

James P. Hubbard, The United States and the End of British Colonial Rule in 
Africa, 1941–1968, Jefferson, NC 2011.
Rezensiert von: Gerhard Altmann (Albert-Ludwigs-Universität, Freiburg/Brsg.) in sehe-
punkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21465.html

Matthias Lienert, Zwischen Widerstand und Repression. Studenten der TU Dres-
den 1946–1989, Köln/Weimar/Wien 2011.
Rezensiert von: Tobias Kaiser (Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der 
politischen Parteien, Berlin) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/19552.html
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Werner D. Lippert, The Economic Diplomacy of Ostpolitik. Origins of NATO‘s 
Energy Dilemma, Oxford 2011.
Rezensiert von: Holger Klitzing (Berlin) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/20646.html

Avraham Milgram, Portugal, Salazar and the Jews, Jerusalem 2011.
Rezensiert von: Ursula Prutsch (München) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21088.html

Ministère des affaires étrangères, Commission de publication des documents, 
Documents Diplomatiques Français 1969. Tome I (1er janvier – 30 juin), Bruxelles 
[u. a.] 2011.
Rezensiert von: Guido Thiemeyer (Cergy-Pontoise) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21184.html

Richard Moore, Nuclear Illusion, Nuclear Reality. Britain, the United States and 
Nuclear Weapons, 1958–64, Basingstoke 2010.
Rezensiert von: Susanna Schrafstetter (University of Vermont) in sehepunkte 12 (2012),  
Nr. 7/8
http://www.sehepunkte.de/2012/07/18714.html

Ines Reich/Maria Schultz (Hrsg.), Sowjetisches Untersuchungsgefängnis Leis
tikowstraße Potsdam, Berlin 2012.
Rezensiert von: Peter Erler (Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen) in sehepunkte 12 
(2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21757.html

Uwe Schaper (Hrsg.), Leo Rosenthal. Ein Chronist in der Weimarer Republik. Fo-
tografien 1926–1933, München 2011.
Rezensiert von: Jürgen Zarusky (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehepunkte 
12 (2012), Nr. 9
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Thomas Schaufuß, Die politische Rolle des FDGB-Feriendienstes in der DDR. 
Sozialtourismus im SED-Staat, Berlin 2011.
Rezensiert von: Rüdiger Hachtmann (Zentrum für Zeithistorische Forschung, Potsdam) in 
sehepunkte 12 (2012), Nr. 9
http://www.sehepunkte.de/2012/09/21250.html
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2011.
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Rezensiert von: Tamar Amar-Dahl (Freie Universität Berlin) in sehepunkte 12 (2012),  
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http://www.sehepunkte.de/2012/07/20728.html
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allemande, Paris 2011.
Rezensiert von: Matthias Waechter (Nizza) in sehepunkte 12 (2012), Nr. 9
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Tobias Hof, The Diaries of Galeazzo Ciano
The diaries of Galeazzo Ciano, Italy’s Foreign Minister between 1936 and 1943 and 
Benito Mussolini’s son-in-law, are among the most important testimonials of the 
Fascist period. To this day, however, no critical edition which would satisfy scientific 
standards is available for this indisputably important source. On the contrary: A de-
tailed comparison of the published editions with the original photographs of the 
diaries makes clear how inexact and erroneous the existing publications are. For 
this reason it is necessary to caution against all too uncritical use of the published 
versions of the diaries. Only a laborious critical edition will make it possible to reli-
ably prepare one of the most important personal documents of the Fascist period 
for research. Even the diaries themselves contain contradictions which have so far 
been overlooked or pushed aside as unimportant. To demonstrate these problems, 
passages of the diary are compared to other memoirs and archival sources. The ac-
count of the spectacular history of the diaries from their origin to their publication 
as well as the analysis of the different interests of all the parties involved – such as 
Galeazzo Ciano, his wife Edda Ciano and the American intelligence service – pro-
vides first indications as to how these inconsistencies may be explained.

Vasilij L. Černoperov, Viktor Kopp and the Beginnings of Soviet-German 
Relations, 1919 to 1921
While Berlin and Moscow did not officially engage in diplomatic relations bet-
ween their breaking off on 5 November 1918 and their spectacular resumption 
by the Treaty of Rapallo on 16 April 1922, their common opposition against the 
system of Versailles established by the victorious powers and against the emerging 
Polish state led to common interests. Viktor Kopp, a revolutionary and diplomat 
who represented Soviet Russia in Berlin between 1919 and 1921, not only set up 
contacts with the government of the Reich, but also with high-ranking officers and 
representatives of nationalist circles. For a time he pursued an idiosyncratic con-
cept of foreign relations: By pursuing a strategy designed to aggravate the situati-
on, the goal was to provoke a German-Soviet war against Poland and subsequently 
also against France, which ultimately was supposed to allow for the longed-for bre-
akthrough of “World Revolution” to the West. This did not, of course, work out, 
but Kopp’s far-reaching contacts were subsequently very useful to the establish-
ment of the secret military cooperation between the Reichswehr and the Red Army. 
The historian Vasilij Černoperov from Ivanovo reconstructs Kopp‘s activities and 
sometimes controversial position within the Soviet foreign policy apparatus by 
using numerous, hitherto unused sources from Russian archives.

Thomas Riegler, The “Spider’s Web” of International Terrorism: “Black 
September” and the Failed Hostage Taking in Schönau 1973
In early 1973, only a few months after the hostage taking during the Olympic 
Games in Munich, the Palestinian terrorist organisation “Black September” plan-
ned another spectacular attack: An ambush on a transit camp of Jewish émigrés 
in Schönau (Austria). However, the operation already failed during the planning 
phase: Two teams travelling separately to Vienna were arrested only a short while 
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later. For the first time, the investigations of the authorities provided a compre-
hensive view of the terrorist structure of “Black September” in Western Europe 
and its connections via Paris and Geneva into Lebanon. It also became clear that 
some Europeans, among them right-wing extremists, had assisted them locally. 
This remarkable episode during the early phase of transnational terrorism has so 
far only been mentioned fleetingly and in some publications, which often recount 
the details incorrectly. On the basis of comprehensive research in the Stiftung 
Bruno Kreisky Archiv, in the Austrian State Archives/Archive of the Republic, in the 
Swiss Federal Archives (as well as in the BStU), the events are now reconstructed 
comprehensively for the first time.

Sönke Kunkel, Between Globalisation, International Organisations and 
Global Governance: A Short History of the North-South Conflict during 
the 1960s and 1970s
Next to the East-West conflict, the North-South conflict was the most impor-
tant global confrontation during the second half of the 20th century. The article 
uses the example of the United Nations Conference on Trade and Development 
(UNCTAD) to describe how the conflict successively moved into international 
organisations during the course of decolonialisation. It shows that the conflict 
increasingly focussed on the question whether and how globalisation was to be 
regulated and investigates how institutions such as UNCTAD and the United Na-
tions asserted themselves within the context of the North-South conflict. In this 
context the North-South conflict and UNCTAD simultaneously served as a depic-
tion and a catalyst of a fundamental change of the international system towards a 
complex multilayered system in which actors such as international organisations, 
non-governmental organisations and groups of experts began to play an increasin-
gly important role since the early 1960s.

Andrea Löw, Cries for Help from Occupied Poland. Letters from Deported 
Viennese Jews between Autumn 1939 and Spring 1940
In October 1939, immediately after the start of the Second World War, Adolf Eich-
mann had approx. 1600 Jews from Vienna deported to the region of Nisko on the 
San River in the east of the conquered Polish territories, where they were mostly 
left to fend for themselves. Many of them moved around lost for days, ultimately 
finding accommodation in small villages without their luggage, where they had 
to support themselves as best they could. In this exasperated situation many of 
them wrote letters to the Jewish Community of Vienna, in which they asked for 
help, but also made accusations towards the Jewish representatives of their native 
land: They blamed them for not taking care of them and even charged that they 
were responsible for the deportations. It was possible for this impression to arise 
because Eichmann and his colleagues had forced the leaders of the Community to 
cooperate in the preparations of the transports. In a way, this conflict constitutes 
an important predecessor to the immense subsequent clashes between the Jewish 
Councils and the ghetto inhabitants: The lines of argumentation are very similar 
on both sides – sometimes they are almost exactly the same.
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Dr. Tobias Hof, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut 
für  Zeitgeschichte München-Berlin (Leonrodstraße 46b, 
80636 München), Lehrbeauftragter am Historischen Semi-
nar  der  Ludwig-Maximilians Universität München; veröffent-
lichte u. a. „Staat und Terrorismus in Italien 1969–1982“ (Mün-
chen 2009); „Vom italienischen ‚Robin Hood‘ zum ,Staatsfeind 
Nr. 1‘. Die Entwicklung der linksterroristischen Gruppe 
Brigate Rosse (1969–1987)“, in: Michael Gehler/Maddalena 
Guiotto (Hrsg.), Italien, Österreich und die Bundesrepu-
blik Deutschland in Europa (Wien u. a. 2012), S. 405–429;  
„The Success of Italian Anti-Terrorism-Policy“, in: Jussi 
Hanhimäki/Bernhard Blumenau (Hrsg.), An International 
History of Terrorism. Western and non-Western experiences 
(erscheint 2013).

Dr. Vasilij L. Č    ernoperov, Professor für Neuere und Neueste 
Geschichte sowie Internationale Beziehungen an der Staatli-
chen Universität Ivanovo (g.153025 Ivanovo, ul. Ermaka, d. 39, 
Russland), veröffentlichte u. a. „Diplomatičeskaja dejatel’nost‘ 
V.L. Koppa v Germanii 1918–1921 gg.“ [Die diplomatische 
Tätigkeit V.L. Kopps in Deutschland 1918–1921], (Ivanovo 
2006); „Diplomatičeskaja dejatel’nost‘ V.L. Koppa i podgotvka 
bol’ševikami ‚Germanskogo oktjabrja‘ v 1923 godu“ [Die di-
plomatische Tätigkeit V.L. Kopps und die Vorbereitung eines 
„Deutschen Oktober“ durch die Bolschewiki 1923], (Ivanovo 
2006), sowie zahlreiche weitere Publikationen, insbesondere 
zu den deutsch-sowjetischen Beziehungen in der frühen Perio-
de der Weimarer Republik.

Dr. Thomas Riegler, Historiker und Redakteur (Vorgarten-
straße 145–157/3/9, A-1020 Wien); veröffentlichte u. a. „Terro-
rismus. Akteure, Strukturen, Entwicklungslinien“ (Innsbruck 
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